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elektronische Fassung

Sammelfrist bis 8. Mai 2024 

Eidgenössische Volksinitiative 
«Wahrung der schweizerischen Neutralität 
(Neutralitätsinitiative)»  
Vorprüfung 

Die Schweizerische Bundeskanzlei, 

nach Prüfung der am 19. Oktober 2022 eingereichten Unterschriftenliste zur 
eidgenössischen Volksinitiative «Wahrung der schweizerischen Neutralität 
(Neutralitätsinitiative)», 
nachdem das Initiativkomitee sich am 13. Oktober 2022 mit den drei verbindlichen 
Sprachfassungen des Initiativtextes einverstanden erklärt hat und bestätigt hat, 
dass die Texte definitiv sind, 
gestützt auf die Artikel 68 und 69 des Bundesgesetzes vom 17. Dezember 19761 
über die politischen Rechte, 
gestützt auf Artikel 23 der Verordnung vom 24. Mai 19782 über die politischen 
Rechte, 

verfügt: 

1. Die am 19. Oktober 2022 eingereichte Unterschriftenliste zur eidgenössi-
schen Volksinitiative «Wahrung der schweizerischen Neutralität (Neutrali-
tätsinitiative)» entspricht den gesetzlichen Formen: Sie enthält eine Rubrik für
Kanton und politische Gemeinde, in der die Unterzeichnerinnen und Unter-
zeichner stimmberechtigt sind, sowie für das Datum der Veröffentlichung des
Initiativtextes im Bundesblatt, ferner Titel und Wortlaut der Initiative, eine
Rückzugsklausel, den Hinweis, dass sich strafbar macht, wer bei der Unter-
schriftensammlung für eine eidgenössische Volksinitiative besticht oder sich
bestechen lässt (Art. 281 StGB3) oder wer das Ergebnis einer Unterschriften-
sammlung für eine Volksinitiative fälscht (Art. 282 StGB), sowie Namen und
Adressen von mindestens sieben und höchstens 27 Urheberinnen und Urhe-
bern der Initiative. Die Gültigkeit der Initiative wird erst nach ihrem Zustan-
dekommen durch die Bundesversammlung geprüft.

1 SR 161.1 
2 SR 161.11 
3 SR 311.0 
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Eidgenössische Volksinitiative 
«Wahrung der schweizerischen Neutralität (Neutralitätsinitiative)»  
Die Volksinitiative lautet: 

Die Bundesverfassung4 wird wie folgt geändert: 

Art. 54a5 Schweizerische Neutralität 

1 Die Schweiz ist neutral. Ihre Neutralität ist immerwährend und bewaffnet. 

2 Die Schweiz tritt keinem Militär- oder Verteidigungsbündnis bei. Vorbehalten ist 
eine Zusammenarbeit mit solchen Bündnissen für den Fall eines direkten militäri-
schen Angriffs auf die Schweiz oder für den Fall von Handlungen zur Vorbereitung 
eines solchen Angriffs. 

3 Die Schweiz beteiligt sich nicht an militärischen Auseinandersetzungen zwischen 
Drittstaaten und trifft auch keine nichtmilitärischen Zwangsmassnahmen gegen krieg-
führende Staaten. Vorbehalten sind Verpflichtungen gegenüber der Organisation der 
Vereinten Nationen (UNO) sowie Massnahmen zur Verhinderung der Umgehung von 
nichtmilitärischen Zwangsmassnahmen anderer Staaten. 

4 Die Schweiz nutzt ihre immerwährende Neutralität für die Verhinderung und 
Lösung von Konflikten und steht als Vermittlerin zur Verfügung. 

4 SR 101 
5 Die endgültige Nummerierung dieses Artikels wird nach der Volksabstimmung von der 

Bundeskanzlei festgelegt; dabei stimmt diese die Nummerierung ab auf die anderen 
geltenden Bestimmungen der Bundesverfassung. 

Dokument 2 - Neutralitätsinitiative
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Erklärung des Nationalrates.
Urteil des EGMR "Verein
Klimaseniorinnen Schweiz u. a.
versus Schweiz"

Déclaration du Conseil national.
Arrêt de la Cour EDH "Verein
Klimaseniorinnen Schweiz et autres
c. Suisse"

CHRONOLOGIE

NATIONALRAT/CONSEIL NATIONAL 12.06.24

Antrag der Mehrheit
Titel
Effektiver Grundrechtsschutz durch internationale Gerichte statt gerichtlicher Aktivismus
Text
Der Nationalrat,
– würdigt die historische Bedeutung der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten und respektiert den zentralen Beitrag, den der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte
in der Vergangenheit zu der Entwicklung eines wirksamen Grundrechtsschutzes in Europa und in der Schweiz
geleistet hat;
– anerkennt, dass sich der Grundrechtsschutz prinzipiell in einem Spannungsfeld zwischen Rechtsstaats- und
Demokratieprinzip bewegt;
– unterstreicht die grundsätzliche Funktion des Konsensprinzips als Geltungsgrund des Völkerrechts;
– erinnert an die durch das 15. Zusatzprotokoll ergänzte Präambel der EMRK, wonach es "nach dem Grund-
satz der Subsidiarität in erster Linie Aufgabe der Hohen Vertragsparteien ist, die Achtung der in dieser Kon-
vention und den Protokollen dazu bestimmten Rechte und Freiheiten zu gewährleisten, und dass sie dabei
über einen Ermessensspielraum verfügen, welcher der Kontrolle des durch diese Konvention errichteten Eu-
ropäischen Gerichtshofs für Menschenrechte untersteht";
– nimmt Kenntnis vom Urteil des Gerichtshofs i. S. "Verein Klimaseniorinnen Schweiz vs. Schweiz" vom 9. April
2024;
– und stellt besorgt fest,
– dass das Urteil als Ergebnis der Auslegungsmethode der Konvention als "instrument vivant" die Grenzen der
dynamischen Auslegung überschreitet;
– dass der Gerichtshof dadurch die Grenzen der zulässigen Rechtsfortentwicklung durch ein internationales
Gericht überstrapaziert;
– dass sich der Gerichtshof durch diese Art der Vertragsauslegung dem Vorwurf eines unzulässigen und
unangemessenen gerichtlichen Aktivismus aussetzt;
– dass der Gerichtshof dadurch in Kauf nimmt, dass seine Legitimität nicht nur von der Staatengemeinschaft
des Europarats, sondern auch von den innerstaatlichen politischen Akteuren in den Vertragsstaaten in Frage
gestellt wird;
– dass eine Schwächung der Legitimationsbasis des Gerichtshofs zu einer Schwächung des effektiven Schut-
zes der Menschenrechte in Europa führen könnte. Er appelliert an den Gerichtshof, bei der Anwendung seiner
Auslegungsmethode der Konvention als "instrument vivant" zukünftig
– den in der Konvention verankerten Grundsatz der Subsidiarität zu respektieren;
– dem Wortlaut der Konvention und ihrer historischen Entstehungsbedingungen wieder erhöhte Beachtung zu
schenken;

08.10.2024 1/21
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– der staatlichen Souveränität und dem völkerrechtlichen Konsensprinzip die ihm auch heute noch gebührende
Bedeutung beizumessen;
– die demokratischen Prozesse der Vertragsstaaten zu achten.
Er fordert den Bundesrat dazu auf, sich mit Blick auf die Schweizer Interessenwahrung ebenfalls im Sinne
dieser Erklärung in den entsprechenden Gremien des Europarats aktiv einzubringen und das Ministerkomitee
im Aktionsplan der Schweiz gemäss Art. 46 EMRK zudem inhaltlich wie folgt zu informieren:
– dass die Schweizer Stimmbevölkerung das Bundesgesetz über die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und
die Stärkung der Energiesicherheit vom 30. September 2022 angenommen hat, das ein Netto-Null-Ziel für
2050, ein Zwischenziel für 2040 sowie Durchschnittsziele für die Jahre 2031–2040 und 2041–2050 festlegt;
– dass die Bundesversammlung – in Umsetzung der internationalen Verpflichtungen im Rahmen des Überein-
kommens von Paris – die klimapolitischen Ziele und Massnahmen bis 2030 am 15. März 2024 beschlossen
hat (Änderung des CO2-Gesetzes), sodass keine Regelungslücke besteht;
– dass das Übereinkommen von Paris den Vertragsparteien nicht vorschreibt, nationale Treibhausgasbudgets
auszuweisen, dass sich aber aus den bis 2050 festgelegten Durchschnittszielen der Schweiz letztlich ein
Treibhausgasbudget ableiten liesse;
– dass die Schweiz ihre internationalen, völkerrechtlich verbindlichen Klima-Verpflichtungen bislang eingehal-
ten hat, insbesondere jene gemäss Kyoto-Protokoll; dass die Schweiz daher keinen Anlass sieht, dem Urteil
des Gerichtshofs vom 9. April 2024 weitere Folge zu geben, da durch die bisherigen und laufenden klimapoli-
tischen Bestrebungen der Schweiz die menschenrechtlichen Anforderungen des Urteils erfüllt sind.

Antrag der Minderheit
(Flach, Arslan, Brenzikofer, Dandrès, Docourt, Funiciello, Jaccoud, Mahaim, Maitre, Marti Min Li)
Ablehnung der Erklärung

08.10.2024 2/21
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�idgenossisc"h e Gesetz sammlung 

Bundesbeschlus.s 

bctreffcud. 

Massna.hmen zum Schutze des Landes und 

haltur:g der Neut,alitat. 

(Vom 3. August 1914.) 

Die B undesver s ammlung 

zur Aufrecht�· 

cle r schweizeri sch e n  Eidge no sse nsc ho.ft, 
n::.ch Eins:cht einer Botschaft des Bundesro.tes vom :2. Au· 

g:ist ·1914, 
bes c·h lies st: 

Art. 1. Die schweizerische Eidgenosse nscho.ft erida.rt ihre::i 
festen "Willen, in den bevorstehenden kriege rischen Erciguissen 
iJ1re Neutralitii.t zu wahren. 

Der Bunclesrat ist ermii.chtigt, die N eutralitatserkliirung in 
eiuer angemessenen Kundgeb ur;ig den kriegfuhrende n St.aaten und 
den �fachten, welche die .Neutralitat der Schweiz und die Un­
verletzbarkeit ihres Territoriums anerkannt haben, zur Ke nntnis 
zu bringen. 

Art. 2. Die Bundesversammlung nimmt vo n 
Bundesrat erl;issenen Truppenaufgebot und der_ 
treffend den gesetzl:chen Kurs der Banknoten 
Kenntnis. 

elem <lurch den 
V erfugLmg be­
gcnehmigenc.e 

A:t. 3. Die Bundesversammlung; erteilt dem Bundesratc 
unbeschr:i.nkte Vollmacht zu r Vornah;;e all er Massnahmen, die 
filr die Behauptung dcr Sicherheit, Integritii.t und li'eutralitiit der 
Schweiz und zur Wah rung d es Kredites u nd der wirtschaftlichen 

Eidg. :i.mtl. Se.mm!. Neue Folge. Bd. XXX. 37 

3.4s l\!a::::S!.!Cl.!l!;1eu za:.· A.i�f;·ctlltC.�,?tm:g t?c.:· Nr.:;t�-;.l!:tii: .. 

fo�e:-e�sec des I..a:1des, i;.. besocclere a,1ch z:.:r Sicben::1g des 
Lebensunterh�ltes, erforderlich were.en. 

A:-t. 4. Zu ciiesem Zw,�cke wird de::n 3undesrn,e ern un· 
begrcnzter K:·ecii.t zur Best.:.·eitu�g der A ·,:1sga::>en r-:i!lg�rii.�mt. !os­
beso�1c!ere "";.rd 1h:n die Errn5.chtig��r.g zt::.;i;. Abschi:�ssc a!lf��l:ig 

erfo:-deriiche:- A nleihen erteilt. 
Ar:.. 5. De: Bundesrat h.i.t der Eunlfosvers:i;umlt.:n0 be: 

ih:·e::n na.chsten Zuso.mmentritt t:ber den Gebrai;c:1, den er von 
<leu ih::-i erteilten unbe:schrii.nkten VollmachLcn ger::io.cht !:iaben 
wird, Rechensc�o.ft abzulegen. 

A::.. 6. Gegen,"'·a.rtiger Bundesbeschbss wird clr:nglich er­
kbrt und tritt sofort in Kraft. 

Also beschlossen vom Natio nalrate, 
Bern, den 3. August 1914. 

Der Pri.i.sident: D�·- .A. Y. ?li1llfa. 
Der Protokolifii!:lre�·: Schu.tz;;11a.nn. 

A"lso beschlosscn vom S�ii.ndcrate, 
:Se:· n, den :3. August 1914. 

Der Vizepr5.sident: Geel. 
Der Protokollfiihrer: Da-vid.. 

Der schweizerisc he Bundesrat beschliesst; 

Vollzielmng des vorsteh enden Bundesbesch!usses. 

3 err:, den :3. August 1914. 

I:n N amen des schweiz. Bundes:-atei=; 
Der Bu:1despr:1sidet:t: 

Ho:ffma�. 
Der Kanzler der Eidgc:nosse:ischait: 

Schatzm:mn. 
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desblatt
91.- Jahrgang. Bern, den 31. August 1939. Band II. 

Erschetnt wochentlich. Preis 20 F'l-a-nken im Jahr, 10 F'l-a-nken tm .Halbjahr, s11stlgltch 
Nachnahme- 11nd Postbestel111ngsgebllhr. 

Einrilclmngsgeblil1r: 60 Rapp en die Petitzeile oder deren Raum. - Inserate franko an 
St(tmpjti cf: Cie, in Bern. 

3932 Botschaf't 
des 

Bundesrates an die Bundesversammlung fiber Massnahmen zum 

Schutze des Landes und zur Aufrechthaltung der N eutralitat. 

(Vom 29. August 1939.) 

Herr Prasident ! 
Hochgeehrte Herren! 

Eine grosse politische Spannung liegt heute iiber Europa, ja iiber dem 
ganzen Erdkreis. Die Hoffnung der Volker, dass sie sich au£ friedlichem Wege 
beilegen lasse, erscheint unsicher; wir miissen mit den Gefahren eines Krieges 
rechnen. Sollte er wirklich ausbrechen, so ist nicht abzusehen, ob er nicht 
die Ausdehnung des Weltbrandes der Jahre 1914--1918 annehmen konnte. 

Fiir die Schweiz gilt es angesichts dieser Weltlage, sofort in diesem Kon­
flikt ihre Stellung festzulegen und sie dem Ausland kundzugeben. Es kann· 
angesichts der seit Jahrhunderten von der Schweiz befolgten Politik nicht 
zweifelhaft sein, dass sie an dem aus freier Entschliessung gewahlten Grund­
satze vollstandiger Neutralitat festhalten wird. Diese ihre Stellung ist auch 
von zahlreichen Staaten anerkannt und durch internationale Vertrage gewahr­
leistet worden; insbesondere haben alle Nachbarstaaten in feierlichen Erkla­
rungen, erstmals im Jahre 1815 und seitdem wiederholt bis au£ unsere Tage, 
ihren Willen kundgegeben, unsere Neutralitat zu respektieren. Nicht minder 
entspricht diese dem Willen des Schweizervolkes, in der Erkenntnis, dass es 
nicht die Aufgabe unseres kleinen, inmitten von Grossmachten gelegenen Landes 
sein kann, sich in ihre Auseinandersetzungen einzumischen, sondern dass es 
in Zeiten des Krieges seine historische Mission ist, die Leiden der Kranken und 
Verwundeten zu mildern und dem Gedanken des Friedens und seinen Werken 
zu dienen. 

Wir bitten Sie um die Ermachtigung, diesen Entschluss der schweizerischen 
Eidgenossenschaft, in einem bevorstehenden Konflikt vollstandige Neutralitat 
einhalten zu wollen, den fremden Machten zu notifizieren. 

Aber dieser Erklarung muss die Tat zur Seite stehen. Sie verlangt die 
Wahrung der Neutralitat durch uns selbst. Es bedarf dazu der kraftvollen 
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Entschlossenheit aHer Schweizer, sie zu verteidigen, die Unabhangigkeit, 
Unversehrtheit mid Sicherheit des Vaterlandes gegen jeden fremden Eingriff, 
komme er woher immer, mit allen Mitteln zu schiitzen. Mit Genugtuung 
diirfen wir feststellen, dass dieser Wille einmiitig das ganze Schweizervolk 
beseelt. 

Dem Schutze der Unabhangigkeit unseres Landes client die Armee. An­
gesichts der sich zuspitzenclen Lage haben wir uns veranlasst gesehen, au£ 
den heutigen Tag die Grenzschutztruppen aufzubieten. Vorbehalten bleibt 
selbstverstandlich je nach dem Gang _der Ereignisse die Mobilisation der ge­
samten Armee. Wir bitten Sie, von dem fiir einmal erlassenen Aufgebot in 
.zustimmendem Sinne Kenntnis zu nehmen. 

Aber die Sicherungsmassnahmen eines Staa,tes sind mit der militarischen 
Bereitschaft keineswegs erschopft; dies war kn.um je so offenkundig wie in 
unserem Zeitalter. Neben sie treten die An{orderungen an die wirtschaftliche 
Bereitscbaft, die Notwendigkeit, dem Lande, der Armee wie der Zivilbevolke­
rung, die lebenswichtigen Giiter zu sichern, den Kredit zu wahren und i.iber­
haupt die zu gewartigenden Storungen soweit als moglich abzuwehren. Auf 
dem Gebiete der wirtschaftlichen Vorsorge sind allerdings weitgehende Vor­
kebren sch on getroffen; wir erinnern an den in seiner Geltungsdauer mehr­
fach verlangerten Bundesbeschluss vom 14. Oktober 1933 iiber wirtschaftliche 
Massnahmen gegeniiber dem Ausland (AS 491, 811; 51,792; 53, 1038), den­
jenigen vom 29. September 1936 iiber wirtschaftliche Notmassnahmen (AS 52, 
7 49; 53, 1039) sowie an das Bundesgesetz vom 1. April 1938 iiber die Sicher­
stellung der Landesversorgung mit lebenswichtigen Giitern (AS 54, 309). Bei 
der Raschheit, mit der die Verhaltnisse sich andern konnen, ist jedoch voraus­
zusehen, dass die dem Bundesrat auf Grund dieser Erlasse zustehenden Be­
fugnisse nicht unter allen Umstanden geniigen werden, um im entscheidenden 
Augenblick handeln zu konnen. Wir miissen Sie deshalb heute wiederum; 
wie zu Beginn des W eltkrieges im August 191-1, ersuchen, uns eine allgemeine 
Vollmacht zu erteilen, um jederzeit diejenigen Massnahmen rechtzeitig treffen 
zu konnen, die aus den Ereignissen erforderlich sind. Wir werden uns bei 
Handhabung dieser Vollmacht selbstverstandlich an die Verfassung und die 
bestehende Gesetzgebung halten,.soweit es moglich ist; aber es liegt im Sinne 
der ausserordentlichen Ermachtigung, dass wir nicht unter allen Umstanden 
an diese Schranken gebunden sein konnen. 

Die Erteilung einer VoHmacht zieht die Einraumung des Kredites zur 
Deckung der Ausgaben nach sich, die durch die ausserordentlichen Mass­
nahmen verursacht werden und deren Hohe siich im voraus nicht bestimmen 
!asst. Ebenso muss der Bundesrat um die ;Er:machtigung ersuchen, Anleihen
aufzunehmen, die zur Aufbringung der Mittel erforderlich werden konnen.

Es erscheint gegeben, dass der Bundesrat dBr Bundesv.ersammlung jeweilen 
Bericht erstattet iiber den Gebrauch, den er von den Vollmachten in einem 
bestimmten Zeitraum gemacht hat. Im Bundesbeschluss vom 3. August 1914 



V
ollm

achtenbeschlüsse 1914 und 1939 - D
okum

ent 4
215 

war diese Berichterstattung je auf den nachsten Zusammentritt der Bundes­
versammlung hin vorgesehen, im Herbst 1917 wurde sie jedoch auf die Juni­
und die Dezembersession beschrankt, und die sogenannten Neutralitatsberichte 
wurden von da hinweg nur noch zweimal jahrlich erstattet (vgl. Burckhardt, 
Bundesrecht, Bd. II, Nr. 789). Wir schlagen Ihnen dieses zweckmassigere 
Verfahren auch heute vor. Andererseits haben wir die Bestimmung beigefiigt, 
dass die Bundesversammlung jeweilen entscheiden soll, ob die vom Bundesrat 
getroffenen Massnahmen weiter in Kraft bleiben, wie schon die Bundes­
beschlusse vom 3. April 1919 und 19. Oktober i921 i.iber die Beschrankung 
und die Aufhebung der ausserordentlichen Vollmachten des Bundesrates es 
ausdriicklich vorsahen (Afl 35, 255; 37, 741). In dieser Weise soll den eid­
genossischen Raten ein Mitbestimmungsrecht iiber die Anwendung der von 
ihnen erteilten Vollmachten gewahrleistet werden. 

Ober die Dringlicherklarung und die sofortige Inkraftsetzung des Bundes­
beschlusses bra,uchen wir uns nicht weiter zu verbreiten. 

Wir empfehlen Ihnen die Annahme des nachfolgenden Beschlussesentwurfes 
und beniitzen auch diesen Anlass, Sie unserer vollkommenen Hochachtung zu 
versichern. 

Bern,  den 29. August 1939. 

Im Namen des schweiz. Bundesrates, 
Der  Bundespras ident: 

Etter. 

Der Bundeskanzler: 
G. Bovet.
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(Entwurf.) 

Bundesbeschl11Iss 

fiber 

·Massnahmen zum Schutze des Landes und zur Aufrechthaltung
der Neutralit.at. 

Die  Bundesver sammlung 
der  s chwe izer ischen Eidgenossenschaft, 

nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates vom 29. August 1939, 

beschliesst: 

Art. 1. 
Die schweizerische Eidgenossenschaft bestiitigt ihren festen Willen, unter 

allen Umstanden und gegeniiber allen Machten ihre Neutralitat zu wabren. 
Der Bundesrat ist ermachtigt, die Neutmlitatserklarung in einer ange­

messenen Kundgebung den Staaten, die hiefiir in Betracht kommen, zur 
Kenntnis zu bringen. 

Art. 2. 
Die Bundesversammlung nimmt von dem durch den Bundesrat erla,ssenen 

Truppenaufgebot Kenntnis und stimmt ihm zu. 

Art. 3. 
Die Bundesversammlung erteilt dem Bundesrat Vollmacht und Auftrag, 

die zur Behauptung der Sicherheit, Unabhangigkeit und Neutralitat der 
Schweiz, zur Wahrung des Kredites und der wirtschaftlichen Interessen des 
Landes und zur Sicherung des Lebensunterha,ltes erforderlichen Massnahmen 
zu treffen. 

Art. 4. 
Zur Deckung der damit verbundenen Ausgaben wird dem Bundesrat der 

· notwendige Kredit eingeraumt. Ebenso wird ihm die Ermachtigung zum Ab­
schluss allfallig erforderlicher Anleihen erteilt.

Art. 5. 
Der Bundesrat hat der Bundesversammlung jeweils auf die Juni- und 

die Dezembersession hin iiber die von ihm in Ausfiihrung dieses Beschlusses 
getroffenen Massnahmen Bericht zu erstatten. 

Die Bundesversammlung entscheidet da,riiber, ob diese Massnahmen 
weiter in Kraft bleiben sollen. 

Art. 6. 
Dieser Bundesbeschluss wird dringlich erklart und tritt sofort in Kraft. 

1435 
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£f.4}:Bern, 1. September ·19:39 iro 35 7G0 

iJf Eidgentissisch·; Gesetzsamm!img 
mt�:.� -�J..f::·,.·_ Er>chcint no.ch Bcdo.rl. Preis 5 Franken im J:1hr, 2 Fr. :;o im B:1l1J;abr, 
?�.��·:·"· zuzil�licb �:icbn:i.hmc-- und PostbcstcllungsscbG!lr. 

r1t>- luhalt: Schutz des i..andcs und Auirech!ha:tung dcr Neutralitat (S. 759). - Kricgs-
�1�/:·mobilmachung dcr Armcc (S. 771). - Abgabcbeschrankur,g von Kohler. (S. 774). - Kau! und 
¢'T9.:'.· Verkauf von Mehl (S. 776). - Vcrk:iuf gebrannfcr \Vasser (S. 778). - Fiiegerbcobachlungs­
iA'§-!.i:" · __ und Meldedicnst (S. 780). - Sold und Vcrpflcgung der or!lichcn Luftschu!zorganisationen (S. 788). 
�=;;;·• -�--Transportanstalten, Dienstbefreiung (S. 790). - Untersliilzung von Grciscn, Witwcn und 
i��:.:,·Waisen (S. 79i). - Beitrag an die Stiflung :Ur das Alter (S. 798). - Beilras an die Stiflung 
�J?'Jt·,�'.l�r tie Jugcnd (S. 801 ). - Vcrwendung von Fabriksircnen (S. 805). - Wcltpostverein (Vcr­
����<:lrag .und Abkommcn), Bci!ritt dcr Slowakei (S. 806). - Rundspruch im ln!cressc des Fricdens 
�;.;-,;:(Abkommen), Anwendung au! gewissc brilischc Kolonicn, Protcktora!c, Schulz- und ll'lar.datgcbielc 
���:: ·scwie aul die Neucn Hcbridcn (S. 807). - Lchrfilmverkchr (?rotokoll), Unterzcichnur.g cturch �i::t. ··t���,a�o (S. S08). 

ii1£{�>_; :.· J�-�-·- Bundesbeschluss 

(lber ��{t<. 
�-iiJ,Jr1assnahmen zum Schutze des Landes Ui1d zur Aufrechthaituno 

II{ 
der Neutraiitat. 

(Vom 30. August 1939.) 

l>','�:-"'".{.> ;--.::•;,_. · Die Bund esversammluno �;.�4:s_ .. 1-..... ' 0 

"1(.:f/t : de r schweize r i schen Ei d genossensch::Lit. 
�-:/:: :· n_ach Einsi cht ciner Botschaf t des Bundesrates vo:11 29. Augast 1938, 
:,.;:-,. :-- . :!·-l'.':::C- beschliesst: 

;&S���:-. .. , " s::--��·-:.::-: : Ar,. 1. 
�:i'.}:._',· ·pie scbweizerische Eidgenossenschaft bestii.tigt ihe:: fes�cn W:l!i:::1, tmter 
""...

.
,�i�\::f]eo Umst:inden und gegentiber alleu llfachten ihre 1'eutra1itiit zu ,•:ahn;n. 
,.,'0:}i:_ :.->:.·Der Bundesr:i.t ist erm:i.chtigt, die Ncutralit:i.lserklJ.rung clcn Staatc1:,
lift:,�� �iefftr in· Betr:i.cht komroen, zm Kenntnis zu bringen. 

Art. 2. 1tir{·-:_:· 
���;: 3 Die Bundesversa.=lung nimmt von elem durc!J den Bu::idesrat er!assenen 

◄,"'J'.�::firoppenaufgebot Kenntnis und stimmt ihm zu. 

�#rt�:•� . L • t�ia:;r·,-�· .. _ Ar,. 3. 
f:�J�1?}J?ie Bundesversammhmg erteilt dem Bt:ndesrat Vollmacl;t un<l Auftrag, 
\¥i'-die'�zur Behauptung der Sicherheit, Unabhiingigkcit tmd Neutro.littit dcr 
��r?¥idg. Gcsctzsam:nlu:ig. Btl. 55 . 58

. __,_; _ ... _ . 
_�:-i:�� w•/••• 

�1��;��, 

<lji 
'770 Ani:-rd:1i,�b:i;g- c\c:· :!-"c.:;:·,11:::it. �--:¥'� 

��i-�
Scimeiz, ;,:ur Wahrnng des I(rcditcs unti <lcr wirtschaii.lichc.1 Inte:·esscn d�s:!x�· 

__ .,..,.,>.,, 

L:,ndes unci ;:,:r S:cherung t'.es Lcbunsunterhaltes eriordcr!ici1�n �fass:1::i.h!J.lt:ll,�· 
·:,-..., 

Z"..l trcffcn. 

.Art. 1. ��7::� 
Zur Deckung cler damit vcrbundenen Ausg:1ben win! elem Bundesro.t d;�]; 

notwenclige Kredit eingeramnt. Ebenso wird ibm d:c Ennachtigung zum i_�]'
schlt1ss ailfollig erforderlicher Anleihen erteilt.. ):'c:�o/. 

Art. 5. .Jlt 
Der Bundesrat ]J:).t der Bnndcsvcrsammiung jeweils o.uI die Juni--_:�a)-1" 

die Dez embersession hin fiber die von ih� in Ausfi.lim;:1g dieses Besch]�� 
getroffenen. Massnahmen Bericht z,: erstatten. '·'::.."; 

Die Bundesvers:m:mb.ng e1:tschcide; cl:irt:b0r, oil t.!.icse ?.fossnalim�: 
we:tcr in l{ro.!t bleibcn solicn. .;;;� 

l\l"t 6 ' • C . ;j_fi,. 
Die beide:1 Ri.te beste!ie n 

Berichtc des Bundesrats. 
sta�d:;e

.
Kommissioncn zur Vorberatung\iG� 

•, ·: -� 
Der Bt1ndesrat bat womoglich wichtige i\iassn:i.hmen 

den beideu Konu11issione:1 zttr Begut.achtu:1g vorzulegen. 

l:.3S 

Art. 7. 
Dieser BuD.desb eschluss tritt sofort in Kraft. 

Aiso beschlossen vom Nationalrat, 
Ber tl, den 30. August 1939. 

Der Pris:de::it: "Vallotton. 
De,· ?rotokol!fiih:er: G. llove 

Also beschlo:SSeu vom St:i.ocierat; 
Bern, den 30. August 1939. /:.'";f 

Der Priisident: E. Lopfe-Benz:'\ 
Der Protokollfiihrer: Leimgr·ube1 

::.����r 

De:- schweizerischc Bundesrat be schliesst: 
Vollziehnog des vorstehendcn Bundesbeschlusses. 
Bero, den 30. August 1939. 

Irn AufLrng des schweiz. Bur:dest;_taj:, 
Der Bunciesko.nzlcr: 

G. Beret. 
-----� -----

• ..... , 

- --� ·--

.-.. 
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2. Teil Verfassungsstaatlichkeit
Dokument 2  Verfassungschronologie, Prof. Andreas Kley 

1797 4. 9.: Staatsstreich in Paris: Der Schweiz feindlich gesonnene Politiker gewinnen
die Vormacht.

1798 Zusammenbruch der alten Eidgenossenschaft 
5. 3.: Nach der Schlacht im Grauholz und bei Fraubrunnen ziehen die Franzosen
in Bern ein
Frankreich proklamiert in Paris die Helvetische Verfassung 

1799 Aufstände in den Kantonen werden durch Frankreich unterdrückt; Kriegselend 

1800 Zwei Staatsstreiche; helvetische Verfassung ist faktisch aufgehoben. Heftiger 
Parteikampf um künftige Verfassung der Schweiz 

1801/2 Weitere Staatsstreiche in der Schweiz 

1802/03 Dezember–Februar: Helvetische Consulta in Paris; Bonaparte übergibt die Medi-
ationsverfassung (19. 2. 1803) 

1803– 
1813 

Mediationszeit: Die Schweiz steht unter der Vormundschaft Napoleons mit strik-
ter Pressezensur und der Pflicht zur militärischen Unterstützung Frankreichs,  
relative innere Ruhe 

1813 Mit der Niederlage Napoleons in Russland zieht sich Frankreich aus der Schweiz 
zurück; Durchmarsch Alliierter Truppen; Aufhebung der Mediationsverfassung 
durch eidg. Versammlung in Zürich 

1814/ 
1815 

Langwierige Unterhandlungen und lange Tagsatzung zur Schaffung einer neuen 
Verfassungsgrundlage für die Schweiz. Dank ausländischem Druck und russi-
scher Protektion kommt der Bundesvertrag der XXII souveränen Kantone zu-
stande; Wiener Kongress beschliesst teilweise Gebietsveränderungen und aner-
kennt die Neutralität der Schweiz. Er verbietet ihr, rechtlose Untertanen zu halten 

1815– 
1830 

Restaurationszeit: Schweiz steht unter Vormundschaft der fünf europäischen 
Grossmächte Grossbritannien, Preussen, Österreich, Russland und Frankreich. 
Intern herrscht Friede; Pressezensur. Politische Flüchtlinge lassen sich in der 
Schweiz nieder. Ideen der Revolution überleben vor allem in den ehemaligen Un-
tertanengebieten (Tessin, Waadt, Aargau, Thurgau und den neu geschaffenen 
Kantonen) 

1829/30 Anschwellen der liberalen Kräfte, die sich auf die Ideen der Französischen Revo-
lution berufen; ab 1830 beginnt die „Regenerationszeit“ (bis 1848). In den neuen 
Kantonen und ehemaligen Untertanenlanden siegen die liberalen Kräfte und 
schaffen liberale Kantonsverfassungen 

1841 13. 1.: Aargauer Grosser Rat beschliesst Aufhebung aller aargauischen Klöster,
Verstoss gegen Bundesvertrag; konfessioneller Konflikt weitet sich auf die ganze
Schweiz aus

1844 Berufung der Jesuiten nach Luzern bewirkt die Antijesuiten-Bewegung; Freischa-
renzüge beginnen 

1845 11. 12.: Schutzvereinigung von Luzern, Schwyz, Uri, Nid- und Obwalden, Zug,
Freiburg und Wallis („Sonderbund“)

1847 20. 7.: Tagsatzung beschliesst die Auflösung des Sonderbunds und wählt Henri
Dufour zum General; 4.–29. 11.: Sonderbundskrieg
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1848 Tagsatzung bereitet neue Bundesverfassung vor 
12. 9.: Tagsatzung erklärt Entwurf als angenommen
November: erstes Zusammentreten der Bundesversammlung; Wahl der Bundes-
behörden; Festlegung von Bern als Bundessitz 

1849 Bundesversammlung wählt Henri Dufour zum General wegen Unruhen in Baden 
und Flüchtlingen 

1849– 
1854 

Einführung der Bundesverfassung durch erste Bundesgesetze (z. B. Post, Mün-
zen, Mass und Gewichte usw.) 

1856/57 Bundesversammlung wählt Henri Dufour zum General. Neuenburger Handel: 
Preussischer König gibt nach einer schweren Krise die Krone für Neuenburg auf, 
Schweiz verzichtet auf Bestrafung der Royalisten 

1859 Bundesversammlung wählt Henri Dufour zum General während des lombardisch- 
österreichischen Krieges 

1864 Erste Genfer Konvention, initiiert u. a. durch Henri Dunant 

1866 14. 1.: Von neun Revisionsvorlagen der Bundesverfassung wird nur eine ange-
nommen

1870/71 Bundesversammlung wählt Hans Herzog zum General. Grenzbesetzung wäh-
rend des deutsch-französischen Krieges 

1872 12. 4.: Totalrevidierte Bundesverfassung scheitert an der Zustimmung von Volk
und Ständen

1873 19.–24. 7.:  Erster  inoffizieller Staatsbesuch eines  Staatsoberhauptes in  Genf
(Schah von Persien)
Kulturkampf, liberale Kantone und der Bund bekämpfen den Einfluss des Papst-
tums auf die Schweizer Katholiken 

1874 19. 5.: Totalrevidierte Bundesverfassung wird angenommen

1874– 
1914 

Ausbau des Bundesstaates durch Schaffung neuer Kompetenzen und Schaffung 
neuer Bundesgesetze wie SchKG (1889), aOR (1881), ZGB (1907), Rückkauf 
der Eisenbahnen (1898) oder UVG (1912) 

1875 11. 1.: Ständiges Bundesgericht nimmt Tätigkeit auf

1887 29. 1.: Urteil Kempin-Spyri des Bundesgerichts: Frauen können sich nicht allge-
mein auf die Rechtsgleichheit des Art. 4 BV 1874 berufen

1891 Einführung der Volksinitiative auf Teilrevision der Bundesverfassung 

1902 1. 1.: Schweizerische Bundesbahnen nehmen Tätigkeit auf
1. 4.: Feierlichkeiten zur Eröffnung des Parlamentsgebäudes in Bern

1911/12 Innerhalb von nur 13 Monaten scheiden infolge von Rücktritten und Todesfällen 
5 Bundesräte aus 

1914– 
1918 

1. Weltkrieg mit Generalmobilmachung, Wahl von Ulrich Wille zum General und
Einräumung extrakonstitutioneller Vollmachten an den Bundesrat; Graben zwi-
schen Deutsch und Welsch bedroht den nationalen Zusammenhalt

1918 11.–14. 11.: Landesstreik
Grippeepidemien, wirtschaftliche Not; Erstarkung der linken Kräfte durch Einfüh-
rung des Proporzwahlrechtes in den Nationalrat 

1920 Schweiz wird Mitglied des Völkerbundes 

1933 Frontenfrühling: rechtsextreme Parteien spüren Aufwind, Verschärfung der politi-
schen Auseinandersetzungen zwischen Links und Rechts 
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1935 2. 6.: Die von den Fronten am 18. 3. 1934 lancierte Initiative auf Totalrevision der
Bundesverfassung wird wuchtig verworfen. Die faschistischen Kräfte sind damit
politisch erledigt

1937 19. 7.: Friedensabkommen in der Metall- und Uhrenindustrie

1939 6. 5.–29. 10.: Landesausstellung in Zürich
29. 8.: Neutralitätserklärung; Wahl von Henri Guisan zum General; extrakonstitu-
tionelle Vollmachten für den Bundesrat
1. 9.: Ausbruch des Zweiten Weltkrieges, Mobilmachung

1945 8. 5.: Kriegsende in Europa
20. 7.: Rücktritt des Generals und Ende des Aktivdienstzustandes

1946 April: letzte Völkerbundssession; Schweiz tritt als Nicht-Siegerstaat den 1945 
geschaffenen Vereinten Nationen (UNO) nicht bei. 

1947 Einfügung der „Wirtschaftsartikel“ in Bundesverfassung, Annahme des Bundes-
gesetzes über die AHV 

1952 31. 12.: Vollmachtenregime von 1939 läuft aus

1956 Ungarnaufstand führt zu grosser Solidarisierung, Antikommunistische Hetzjagd, 
Aufnahme von Flüchtlingen 

1957 26. 6.: Urteil des Bundesgerichts, wonach das kantonale Frauenstimmrecht nicht
auf dem Wege der Verfassungsneuinterpretation eingeführt werden kann.

1959 1. 2.: Ablehnung einer Frauenstimmrechtsvorlage im Bund, aber Annahme in
Neuenburg, später auch in der Waadt und in Genf (1960)
17. 12.: „Zauberformel“ bei der Zusammensetzung des Bundesrates nach dem
Rücktritt von 4 Bundesräten (bis 2003)

1960 4. 1.: Schweiz Gründungsmitglied der Europäischen Freihandelsassoziation

1960 11. 5. Bundesgericht anerkennt Eigentumsgarantie als erstes ungeschriebenes
Grundrecht der BV 1874; weitere Grundrechte folgen

1963 Mai: Schweiz wird Mitglied des Europarates 

1964 25. 3.: Urteil „Castella“ des Bundesgerichts (BGE 90 I 29), wonach die Zulässig-
keitsvoraussetzungen der Enteignung (gesetzliche Grundlage, öffentliches Inte-
resse, Verhältnismässigkeit) nun für alle Beschränkungen der Freiheitsrechte 
gelten
Mirage-Affäre, Motionen Dürrenmatt und Obrecht zur Totalrevision der Bundes-
verfassung 

1968 Niederschlagung des Prager Frühlings führt zu grosser Solidarisierung, Aufnah-
me von Flüchtlingen 

1972 22. 7.: Freihandelsabkommen zwischen der Schweiz und der EWG. Dieses wird
am 3. 12. von Volk und Ständen angenommen

1977 25. 5.: Urteil „Wäffler“ des Bundesgerichts (BGE 103 Ia 369), welches die Gel-
tung des Gesetzmässigkeitsprinzips auch für die Leistungsverwaltung verlangt

1978 ab März: Vernehmlassung zum Ende 1977 abgelieferten Entwurf der Experten-
kommission zur Vorbereitung der Totalrevision der Bundesverfassung (VE 77) 
24. 9.: Gründung des Kantons Jura

1988 29. 4.: Urteil „ Belilos“ des europäischen Gerichtshofes für die Menschenrech-
te gegen die Schweiz: Auslegende Erklärung zur EMRK ist ungültig. Alle Staats-
akte im  Anwendungsbereich des  Art. 6  EMRK bedürfen einer  nachträglichen
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Gerichtskontrolle; dies löst umfangreiche Gesetzgebungsarbeiten aus 

1989 12. 1.: Rücktritt von Bundesrätin Kopp, Fichenaffäre

1992 6. 12.: Ablehnung des EWR-Beitritts durch Volk und Stände

1996 20. 11.: Entwurf für eine totalrevidierte Bundesverfassung

1999 18. 4.: Annahme der totalrevidierten Bundesverfassung durch Volk und Kantone
21. 6.: Unterzeichnung der „Bilateralen Abkommen I“ zwischen der Schweiz und
der EU; Annahme in der Volksabstimmung vom 21. 5. 2000; Inkrafttreten am
1. 6. 2002.

2000 12. 3.: Paketrevision Justizreform wird angenommen; Inkrafttreten am 1. 1. 2007

2002 3. 3.: Zustimmung von Volk und Ständen zum UNO-Beitritt, der am 10. 9. vollzo-
gen wird

2003 9. 2.: Paketrevision „Volksrechtereform“ wird angenommen; wegen Umsetzungs-
schwierigkeiten können die Bestimmungen betreffend die allg. Volksinitiative
nicht in Kraft gesetzt werden; Inkrafttreten der anderen Bestimmungen 1. 8. 2003
Nichtwiederwahl von Bundesräten Ruth Metzler, neue parteipolitische Zusam-
mensetzung des Bundesrates 

2004 26. 10.: Unterzeichnung der „Bilateralen Abkommen II“ zwischen der Schweiz
und der EU und Gutheissung des Abkommens Schengen/Dublin in der Volksab-
stimmung vom 5. 6. 2005.
28. 11.: Paketrevision „Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufga-
benteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA)“ wird angenommen; Inkrafttreten
1. 1. 2008

2006 21. 5.: Paketrevision „Bildungsraum Schweiz“ wird angenommen
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tio

n,
 is

 it
s 

su
pp

os
ed

 v
io

la
tio

n 
of

 th
e 

po
lit

ic
al

 m
ax

im
, t

ha
t t

he
 le

gi
sl

at
iv

e,
 e

xe
cu

tiv
e,

 
an

d 
ju

di
ci

ar
y 

de
pa

rtm
en

ts
 o

ug
ht

 t
o 

be
 s

ep
ar

at
e 

an
d 

di
st

in
ct

. I
n 

th
e 

st
ru

ct
ur

e 
of

 t
he

 f
ed

er
al

 
go

ve
rn

m
en

t, 
no

 re
ga

rd
, i

t i
s 

sa
id

, s
ee

m
s 

to
 h

av
e 

be
en

 p
ai

d 
to

 th
is

 e
ss

en
tia

l p
re

ca
ut

io
n 

in
 fa

vo
r 

of
 li

be
rty

. T
he

 s
ev

er
al

 d
ep

ar
tm

en
ts

 o
f p

ow
er

 a
re

 d
is

tri
bu

te
d 

an
d 

bl
en

de
d 

in
 s

uc
h 

a 
m

an
ne

r a
s 

at
 o

nc
e 

to
 d

es
tro

y 
al

l s
ym

m
et

ry
 a

nd
 b

ea
ut

y 
of

 fo
rm

, a
nd

 to
 e

xp
os

e 
so

m
e 

of
 th

e 
es

se
nt

ia
l p

ar
ts

 
of

 th
e 

ed
ifi

ce
 to

 th
e 

da
ng

er
 o

f b
ei

ng
 c

ru
sh

ed
 b

y 
th

e 
di

sp
ro

po
rti

on
at

e 
w

ei
gh

t o
f o

th
er

 p
ar

ts
.  

N
o 

po
lit

ic
al

 t
ru

th
 i

s 
ce

rta
in

ly
 o

f 
gr

ea
te

r 
in

tri
ns

ic
 v

al
ue

, o
r 

is
 s

ta
m

pe
d 

w
ith

 th
e 

au
th

or
ity

 o
f 

m
or

e 
en

lig
ht

en
ed

 p
at

ro
ns

 o
f 

lib
er

ty
, 

th
an

 t
ha

t 
on

 w
hi

ch
 t

he
 o

bj
ec

tio
n 

is
 f

ou
nd

ed
. 

Th
e 

ac
cu

m
ul

at
io

n 
of

 a
ll 

po
w

er
s, 

le
gi

sl
at

iv
e,

 e
xe

cu
tiv

e,
 a

nd
 ju

di
ci

ar
y,

 in
 th

e 
sa

m
e 

ha
nd

s, 
w

he
th

er
 

of
 o

ne
, 

a 
fe

w
, 

or
 m

an
y,

 a
nd

 w
he

th
er

 h
er

ed
ita

ry
, 

se
lfa

pp
oi

nt
ed

, 
or

 e
le

ct
iv

e,
 m

ay
 j

us
tly

 b
e 

pr
on

ou
nc

ed
 t

he
 v

er
y 

de
fin

iti
on

 o
f 

ty
ra

nn
y.

 W
er

e 
th

e 
fe

de
ra

l 
C

on
st

itu
tio

n,
 t

he
re

fo
re

, 
re

al
ly

 
ch

ar
ge

ab
le

 w
ith

 th
e 

ac
cu

m
ul

at
io

n 
of

 p
ow

er
, o

r w
ith

 a
 m

ix
tu

re
 o

f p
ow

er
s, 

ha
vi

ng
 a

 d
an

ge
ro

us
 

te
nd

en
cy

 t
o 

su
ch

 a
n 

ac
cu

m
ul

at
io

n,
 n

o 
fu

rth
er

 a
rg

um
en

ts
 w

ou
ld

 b
e 

ne
ce

ss
ar

y 
to

 i
ns

pi
re

 a
 

un
iv

er
sa

l r
ep

ro
ba

tio
n 

of
 th

e 
sy

st
em

. I
 p

er
su

ad
e 

m
ys

el
f, 

ho
w

ev
er

, t
ha

t i
t w

ill
 b

e 
m

ad
e 

ap
pa

re
nt

 
to

 e
ve

ry
 o

ne
, t

ha
t t

he
 c

ha
rg

e 
ca

nn
ot

 b
e 

su
pp

or
te

d,
 a

nd
 th

at
 th

e 
m

ax
im

 o
n 

w
hi

ch
 it

 r
el

ie
s 

ha
s 

be
en

 t
ot

al
ly

 m
is

co
nc

ei
ve

d 
an

d 
m

is
ap

pl
ie

d.
 I

n 
or

de
r 

to
 f

or
m

 c
or

re
ct

 i
de

as
 o

n 
th

is
 i

m
po

rta
nt

 
su

bj
ec

t, 
it 

w
ill

 b
e 

pr
op

er
 to

 in
ve

st
ig

at
e 

th
e 

se
ns

e 
in

 w
hi

ch
 th

e 
pr

es
er

va
tio

n 
of

 li
be

rty
 re

qu
ire

s 
th

at
 th

e 
th

re
e 

gr
ea

t d
ep

ar
tm

en
ts

 o
f p

ow
er

 sh
ou

ld
 b

e 
se

pa
ra

te
 a

nd
 d

is
tin

ct
.  

Th
e 

or
ac

le
 w

ho
 is

 a
lw

ay
s 

co
ns

ul
te

d 
an

d 
ci

te
d 

on
 th

is
 su

bj
ec

t i
s t

he
 c

el
eb

ra
te

d 
M

on
te

sq
ui

eu
. I

f 
he

 b
e 

no
t t

he
 a

ut
ho

r 
of

 th
is

 in
va

lu
ab

le
 p

re
ce

pt
 in

 th
e 

sc
ie

nc
e 

of
 p

ol
iti

cs
, h

e 
ha

s 
th

e 
m

er
it 

at
 

le
as

t o
f d

is
pl

ay
in

g 
an

d 
re

co
m

m
en

di
ng

 it
 m

os
t e

ff
ec

tu
al

ly
 to

 th
e 

at
te

nt
io

n 
of

 m
an

ki
nd

. L
et

 u
s 

en
de

av
or

, i
n 

th
e 

fir
st

 p
la

ce
, t

o 
as

ce
rta

in
 h

is
 m

ea
ni

ng
 o

n 
th

is
 p

oi
nt

.  
Th

e 
B

rit
is

h 
C

on
st

itu
tio

n 
w

as
 to

 M
on

te
sq

ui
eu

 w
ha

t H
om

er
 h

as
 b

ee
n 

to
 th

e 
di

da
ct

ic
 w

rit
er

s 
on

 
ep

ic
 p

oe
try

. A
s 

th
e 

la
tte

r h
av

e 
co

ns
id

er
ed

 th
e 

w
or

k 
of

 th
e 

im
m

or
ta

l b
ar

d 
as

 th
e 

pe
rf

ec
t m

od
el

 
fr

om
 w

hi
ch

 th
e 

pr
in

ci
pl

es
 a

nd
 ru

le
s 

of
 th

e 
ep

ic
 a

rt 
w

er
e 

to
 b

e 
dr

aw
n,

 a
nd

 b
y 

w
hi

ch
 a

ll 
si

m
ila

r 
w

or
ks

 w
er

e 
to

 b
e 

ju
dg

ed
, s

o 
th

is
 g

re
at

 p
ol

iti
ca

l c
rit

ic
 a

pp
ea

rs
 to

 h
av

e 
vi

ew
ed

 th
e 

C
on

st
itu

tio
n 

of
 E

ng
la

nd
 a

s 
th

e 
st

an
da

rd
, o

r t
o 

us
e 

hi
s o

w
n 

ex
pr

es
si

on
, a

s 
th

e 
m

irr
or

 o
f p

ol
iti

ca
l l

ib
er

ty
; a

nd
 

to
 h

av
e 

de
liv

er
ed

, i
n 

th
e 

fo
rm

 o
f e

le
m

en
ta

ry
 tr

ut
hs

, t
he

 s
ev

er
al

 c
ha

ra
ct

er
is

tic
 p

rin
ci

pl
es

 o
f t

ha
t 

pa
rti

cu
la

r s
ys

te
m

. T
ha

t w
e 

m
ay

 b
e 

su
re

, t
he

n,
 n

ot
 to

 m
is

ta
ke

 h
is

 m
ea

ni
ng

 in
 th

is
 c

as
e,

 le
t u

s 
re

cu
r t

o 
th

e 
so

ur
ce

 fr
om

 w
hi

ch
 th

e 
m

ax
im

 w
as

 d
ra

w
n.

  
O

n 
th

e 
sl

ig
ht

es
t 

vi
ew

 o
f 

th
e 

B
rit

is
h 

C
on

st
itu

tio
n,

 w
e 

m
us

t 
pe

rc
ei

ve
 t

ha
t 

th
e 

le
gi

sl
at

iv
e,

 
ex

ec
ut

iv
e,

 a
nd

 ju
di

ci
ar

y 
de

pa
rtm

en
ts

 a
re

 b
y 

no
 m

ea
ns

 to
ta

lly
 s

ep
ar

at
e 

an
d 

di
st

in
ct

 fr
om

 e
ac

h 
ot

he
r. 

Th
e 

ex
ec

ut
iv

e 
m

ag
is

tra
te

 f
or

m
s 

an
 in

te
gr

al
 p

ar
t o

f 
th

e 
le

gi
sl

at
iv

e 
au

th
or

ity
. H

e 
al

on
e 

ha
s 

th
e 

pr
er

og
at

iv
e 

of
 m

ak
in

g 
tre

at
ie

s 
w

ith
 f

or
ei

gn
 s

ov
er

ei
gn

s, 
w

hi
ch

, 
w

he
n 

m
ad

e,
 h

av
e,

 
un

de
r 

ce
rta

in
 l

im
ita

tio
ns

, 
th

e 
fo

rc
e 

of
 l

eg
is

la
tiv

e 
ac

ts
. 

A
ll 

th
e 

m
em

be
rs

 o
f 

th
e 

ju
di

ci
ar

y 
de

pa
rtm

en
t a

re
 a

pp
oi

nt
ed

 b
y 

hi
m

, c
an

 b
e 

re
m

ov
ed

 b
y 

hi
m

 o
n 

th
e 

ad
dr

es
s o

f t
he

 tw
o 

H
ou

se
s o

f 
Pa

rli
am

en
t, 

an
d 

fo
rm

, w
he

n 
he

 p
le

as
es

 to
 c

on
su

lt 
th

em
, o

ne
 o

f h
is

 c
on

st
itu

tio
na

l c
ou

nc
ils

. O
ne

 
br

an
ch

 o
f t

he
 le

gi
sl

at
iv

e 
de

pa
rtm

en
t f

or
m

s 
al

so
 a

 g
re

at
 c

on
st

itu
tio

na
l c

ou
nc

il 
to

 th
e 

ex
ec

ut
iv

e 
ch

ie
f, 

as
, o

n 
an

ot
he

r h
an

d,
 it

 is
 th

e 
so

le
 d

ep
os

ita
ry

 o
f j

ud
ic

ia
l p

ow
er

 in
 c

as
es

 o
f i

m
pe

ac
hm

en
t, 

an
d 

is
 in

ve
st

ed
 w

ith
 th

e 
su

pr
em

e 
ap

pe
lla

te
 ju

ris
di

ct
io

n 
in

 a
ll 

ot
he

r 
ca

se
s. 

Th
e 

ju
dg

es
, a

ga
in

, 
ar

e 
so

 f
ar

 c
on

ne
ct

ed
 w

ith
 th

e 
le

gi
sl

at
iv

e 
de

pa
rtm

en
t a

s 
of

te
n 

to
 a

tte
nd

 a
nd

 p
ar

tic
ip

at
e 

in
 it

s 
de

lib
er

at
io

ns
, t

ho
ug

h 
no

t a
dm

itt
ed

 to
 a

 le
gi

sl
at

iv
e 

vo
te

.  

Fr
om

 th
es

e 
fa

ct
s, 

by
 w

hi
ch

 M
on

te
sq

ui
eu

 w
as

 g
ui

de
d,

 it
 m

ay
 c

le
ar

ly
 b

e 
in

fe
rr

ed
 th

at
, i

n 
sa

yi
ng

 
"T

he
re

 c
an

 b
e 

no
 li

be
rty

 w
he

re
 th

e 
le

gi
sl

at
iv

e 
an

d 
ex

ec
ut

iv
e 

po
w

er
s 

ar
e 

un
ite

d 
in

 th
e 

sa
m

e 
pe

rs
on

, 
or

 b
od

y 
of

 m
ag

is
tra

te
s,'

' 
or

, 
"i

f 
th

e 
po

w
er

 o
f 

ju
dg

in
g 

be
 n

ot
 s

ep
ar

at
ed

 f
ro

m
 t

he
 

le
gi

sl
at

iv
e 

an
d 

ex
ec

ut
iv

e 
po

w
er

s,'
' h

e 
di

d 
no

t m
ea

n 
th

at
 th

es
e 

de
pa

rtm
en

ts
 o

ug
ht

 to
 h

av
e 

no
 

PA
R

TI
A

L 
A

G
EN

C
Y

 in
, o

r 
no

 C
O

N
TR

O
L 

ov
er

, t
he

 a
ct

s 
of

 e
ac

h 
ot

he
r. 

H
is

 m
ea

ni
ng

, a
s 

hi
s 

ow
n 

w
or

ds
 im

po
rt,

 a
nd

 s
til

l m
or

e 
co

nc
lu

si
ve

ly
 a

s 
ill

us
tra

te
d 

by
 th

e 
ex

am
pl

e 
in

 h
is

 e
ye

, c
an

 
am

ou
nt

 to
 n

o 
m

or
e 

th
an

 th
is

, t
ha

t w
he

re
 th

e 
W

H
O

LE
 p

ow
er

 o
f o

ne
 d

ep
ar

tm
en

t i
s e

xe
rc

is
ed

 b
y 

th
e 

sa
m

e 
ha

nd
s 

w
hi

ch
 p

os
se

ss
 t

he
 W

H
O

LE
 p

ow
er

 o
f 

an
ot

he
r 

de
pa

rtm
en

t, 
th

e 
fu

nd
am

en
ta

l 
pr

in
ci

pl
es

 o
f 

a 
fr

ee
 c

on
st

itu
tio

n 
ar

e 
su

bv
er

te
d.

 T
hi

s 
w

ou
ld

 h
av

e 
be

en
 t

he
 c

as
e 

in
 t

he
 

co
ns

tit
ut

io
n 

ex
am

in
ed

 b
y 

hi
m

, i
f t

he
 k

in
g,

 w
ho

 is
 th

e 
so

le
 e

xe
cu

tiv
e 

m
ag

is
tra

te
, h

ad
 p

os
se

ss
ed

 
al

so
 th

e 
co

m
pl

et
e 

le
gi

sl
at

iv
e 

po
w

er
, o

r 
th

e 
su

pr
em

e 
ad

m
in

is
tra

tio
n 

of
 ju

st
ic

e;
 o

r 
if 

th
e 

en
tir

e 
le

gi
sl

at
iv

e 
bo

dy
 h

ad
 p

os
se

ss
ed

 t
he

 s
up

re
m

e 
ju

di
ci

ar
y,

 o
r 

th
e 

su
pr

em
e 

ex
ec

ut
iv

e 
au

th
or

ity
. 

Th
is

, h
ow

ev
er

, i
s 

no
t a

m
on

g 
th

e 
vi

ce
s 

of
 th

at
 c

on
st

itu
tio

n.
 T

he
 m

ag
is

tra
te

 in
 w

ho
m

 th
e 

w
ho

le
 

ex
ec

ut
iv

e 
po

w
er

 re
si

de
s 

ca
nn

ot
 o

f h
im

se
lf 

m
ak

e 
a 

la
w

, t
ho

ug
h 

he
 c

an
 p

ut
 a

 n
eg

at
iv

e 
on

 e
ve

ry
 

la
w

; 
no

r 
ad

m
in

is
te

r 
ju

st
ic

e 
in

 p
er

so
n,

 t
ho

ug
h 

he
 h

as
 t

he
 a

pp
oi

nt
m

en
t 

of
 t

ho
se

 w
ho

 d
o 

ad
m

in
is

te
r i

t. 
Th

e 
ju

dg
es

 c
an

 e
xe

rc
is

e 
no

 e
xe

cu
tiv

e 
pr

er
og

at
iv

e,
 th

ou
gh

 th
ey

 a
re

 s
ho

ot
s 

fr
om

 
th

e 
ex

ec
ut

iv
e 

st
oc

k;
 n

or
 a

ny
 l

eg
is

la
tiv

e 
fu

nc
tio

n,
 t

ho
ug

h 
th

ey
 m

ay
 b

e 
ad

vi
se

d 
w

ith
 b

y 
th

e 
le

gi
sl

at
iv

e 
co

un
ci

ls
. T

he
 e

nt
ire

 le
gi

sl
at

ur
e 

ca
n 

pe
rfo

rm
 n

o 
ju

di
ci

ar
y 

ac
t, 

th
ou

gh
 b

y 
th

e 
jo

in
t a

ct
 

of
 tw

o 
of

 it
s 

br
an

ch
es

 th
e 

ju
dg

es
 m

ay
 b

e 
re

m
ov

ed
 f

ro
m

 th
ei

r 
of

fic
es

, a
nd

 th
ou

gh
 o

ne
 o

f 
its

 
br

an
ch

es
 is

 p
os

se
ss

ed
 o

f t
he

 ju
di

ci
al

 p
ow

er
 in

 th
e 

la
st

 re
so

rt.
 T

he
 e

nt
ire

 le
gi

sl
at

ur
e,

 a
ga

in
, c

an
 

ex
er

ci
se

 n
o 

ex
ec

ut
iv

e 
pr

er
og

at
iv

e,
 t

ho
ug

h 
on

e 
of

 i
ts

 b
ra

nc
he

s 
co

ns
tit

ut
es

 t
he

 s
up

re
m

e 
ex

ec
ut

iv
e 

m
ag

is
tra

cy
, a

nd
 a

no
th

er
, o

n 
th

e 
im

pe
ac

hm
en

t o
f a

 th
ird

, c
an

 tr
y 

an
d 

co
nd

em
n 

al
l t

he
 

su
bo

rd
in

at
e 

of
fic

er
s i

n 
th

e 
ex

ec
ut

iv
e 

de
pa

rtm
en

t. 
 

Th
e 

re
as

on
s 

on
 w

hi
ch

 M
on

te
sq

ui
eu

 g
ro

un
ds

 h
is

 m
ax

im
 a

re
 a

 f
ur

th
er

 d
em

on
st

ra
tio

n 
of

 h
is

 
m

ea
ni

ng
. "

W
he

n 
th

e 
le

gi
sl

at
iv

e 
an

d 
ex

ec
ut

iv
e 

po
w

er
s 

ar
e 

un
ite

d 
in

 th
e 

sa
m

e 
pe

rs
on

 o
r b

od
y,

'' 
sa

ys
 h

e,
 "

th
er

e 
ca

n 
be

 n
o 

lib
er

ty
, b

ec
au

se
 a

pp
re

he
ns

io
ns

 m
ay

 a
ris

e 
le

st
 T

H
E 

SA
M

E 
m

on
ar

ch
 

or
 s

en
at

e 
sh

ou
ld

 E
N

A
C

T 
ty

ra
nn

ic
al

 la
w

s 
to

 E
X

EC
U

TE
 th

em
 in

 a
 ty

ra
nn

ic
al

 m
an

ne
r. 

'' A
ga

in
: 

"W
er

e 
th

e 
po

w
er

 o
f 

ju
dg

in
g 

jo
in

ed
 w

ith
 t

he
 l

eg
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la
tiv

e,
 t

he
 l

ife
 a

nd
 l

ib
er

ty
 o

f 
th

e 
su

bj
ec

t 
w

ou
ld

 b
e 

ex
po

se
d 

to
 a

rb
itr

ar
y 

co
nt

ro
l, 

fo
r T

H
E 

JU
D

G
E 

w
ou

ld
 th

en
 b

e 
TH

E 
LE

G
IS

LA
TO

R
. 

W
er

e 
it 

jo
in

ed
 to

 th
e 

ex
ec

ut
iv

e 
po

w
er

, T
H

E 
JU

D
G

E 
m

ig
ht

 b
eh

av
e 

w
ith

 a
ll 

th
e 

vi
ol

en
ce

 o
f A

N
 

O
PP

R
ES

SO
R

. '
' S

om
e 

of
 th

es
e 

re
as

on
s 

ar
e 

m
or

e 
fu

lly
 e

xp
la

in
ed

 in
 o

th
er

 p
as

sa
ge

s;
 b

ut
 b

rie
fly

 
st

at
ed

 a
s 

th
ey

 a
re

 h
er

e,
 t

he
y 

su
ff

ic
ie

nt
ly

 e
st

ab
lis

h 
th

e 
m

ea
ni

ng
 w

hi
ch

 w
e 

ha
ve

 p
ut

 o
n 

th
is

 
ce

le
br

at
ed

 m
ax

im
 o

f t
hi

s c
el

eb
ra

te
d 

au
th

or
.  

If
 w

e 
lo

ok
 i

nt
o 

th
e 

co
ns

tit
ut

io
ns

 o
f 

th
e 

se
ve

ra
l 

St
at

es
, 

w
e 

fin
d 

th
at

, 
no

tw
ith

st
an

di
ng

 t
he

 
em

ph
at

ic
al

 a
nd

, i
n 

so
m

e 
in

st
an

ce
s, 

th
e 

un
qu

al
ifi

ed
 te

rm
s 

in
 w

hi
ch

 th
is

 a
xi

om
 h

as
 b

ee
n 

la
id

 
do

w
n,

 th
er

e 
is

 n
ot

 a
 s

in
gl

e 
in

st
an

ce
 in

 w
hi

ch
 th

e 
se

ve
ra

l d
ep

ar
tm

en
ts

 o
f p

ow
er

 h
av

e 
be

en
 k

ep
t 

ab
so

lu
te

ly
 s

ep
ar

at
e 

an
d 

di
st

in
ct

. 
N

ew
 H

am
ps

hi
re

, 
w

ho
se

 c
on

st
itu

tio
n 

w
as

 t
he

 l
as

t 
fo

rm
ed

, 
se

em
s t

o 
ha

ve
 b

ee
n 

fu
lly

 a
w

ar
e 

of
 th

e 
im

po
ss

ib
ili

ty
 a

nd
 in

ex
pe

di
en

cy
 o

f a
vo

id
in

g 
an

y 
m

ix
tu

re
 

w
ha

te
ve

r 
of

 t
he

se
 d

ep
ar

tm
en

ts
, 

an
d 

ha
s 

qu
al

ifi
ed

 t
he

 d
oc

tri
ne

 b
y 

de
cl

ar
in

g 
"t

ha
t 

th
e 

le
gi

sl
at

iv
e,

 
ex

ec
ut

iv
e,

 
an

d 
ju

di
ci

ar
y 

po
w

er
s 

ou
gh

t 
to

 
be

 
ke

pt
 

as
 

se
pa

ra
te

 
fr

om
, 

an
d 

in
de

pe
nd

en
t o

f, 
ea

ch
 o

th
er

 A
S 

TH
E 

N
A

TU
R

E 
O

F 
A

 F
R

EE
 G

O
V

ER
N

M
EN

T 
W

IL
L 

A
D

M
IT

; 
O

R
 A

S 
IS

 C
O

N
SI

ST
EN

T 
W

IT
H

 T
H

A
T 

C
H

A
IN

 O
F 

C
O

N
N

EC
TI

O
N

 T
H

A
T 

B
IN

D
S 

TH
E 

W
H

O
LE

 F
A

B
R

IC
 O

F 
TH

E 
C

O
N

ST
IT

U
TI

O
N

 IN
 O

N
E 

IN
D

IS
SO

LU
B

LE
 B

O
N

D
 O

F 
U

N
IT

Y
 

A
N

D
 A

M
IT

Y
. '

' H
er

 c
on

st
itu

tio
n 

ac
co

rd
in

gl
y 

m
ix

es
 t

he
se

 d
ep

ar
tm

en
ts

 i
n 

se
ve

ra
l 

re
sp

ec
ts

. 
Th

e 
Se

na
te

, w
hi

ch
 is

 a
 b

ra
nc

h 
of

 th
e 

le
gi

sl
at

iv
e 

de
pa

rtm
en

t, 
is

 a
ls

o 
a 

ju
di

ci
al

 tr
ib

un
al

 fo
r t

he
 

tri
al

 o
f 

im
pe

ac
hm

en
ts

. 
Th

e 
Pr

es
id

en
t, 

w
ho

 i
s 

th
e 

he
ad

 o
f 

th
e 

ex
ec

ut
iv

e 
de

pa
rtm

en
t, 

is
 t

he
 

pr
es

id
in

g 
m

em
be

r a
ls

o 
of

 th
e 

Se
na

te
; a

nd
, b

es
id

es
 a

n 
eq

ua
l v

ot
e 

in
 a

ll 
ca

se
s, 

ha
s a

 c
as

tin
g 

vo
te

 
in

 c
as

e 
of

 a
 ti

e.
 T

he
 e

xe
cu

tiv
e 

he
ad

 is
 h

im
se

lf 
ev

en
tu

al
ly

 e
le

ct
iv

e 
ev

er
y 

ye
ar

 b
y 

th
e 

le
gi

sl
at

iv
e 

de
pa

rtm
en

t, 
an

d 
hi

s 
co

un
ci

l 
is

 e
ve

ry
 y

ea
r 

ch
os

en
 b

y 
an

d 
fr

om
 t

he
 m

em
be

rs
 o

f 
th

e 
sa

m
e 

de
pa

rtm
en

t. 
Se

ve
ra

l 
of

 t
he

 o
ff

ic
er

s 
of

 s
ta

te
 a

re
 a

ls
o 

ap
po

in
te

d 
by

 t
he

 l
eg

is
la

tu
re

. 
A

nd
 t

he
 

m
em

be
rs

 o
f t

he
 ju

di
ci

ar
y 

de
pa

rtm
en

t a
re

 a
pp

oi
nt

ed
 b

y 
th

e 
ex

ec
ut

iv
e 

de
pa

rtm
en

t. 
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Th
e 

co
ns

tit
ut

io
n 

of
 M

as
sa

ch
us

et
ts

 h
as

 o
bs

er
ve

d 
a 

su
ff

ic
ie

nt
 th

ou
gh

 le
ss

 p
oi

nt
ed

 c
au

tio
n,

 in
 

ex
pr

es
si

ng
 th

is
 fu

nd
am

en
ta

l a
rti

cl
e 

of
 li

be
rty

. I
t d

ec
la

re
s 

"t
ha

t t
he

 le
gi

sl
at

iv
e 

de
pa

rtm
en

t s
ha

ll 
ne

ve
r e

xe
rc

is
e 

th
e 

ex
ec

ut
iv

e 
an

d 
ju

di
ci

al
 p

ow
er

s, 
or

 e
ith

er
 o

f t
he

m
; t

he
 e

xe
cu

tiv
e 

sh
al

l n
ev

er
 

ex
er

ci
se

 th
e 

le
gi

sl
at

iv
e 

an
d 

ju
di

ci
al

 p
ow

er
s, 

or
 e

ith
er

 o
f t

he
m

; t
he

 ju
di

ci
al

 s
ha

ll 
ne

ve
r e

xe
rc

is
e 

th
e 

le
gi

sl
at

iv
e 

an
d 

ex
ec

ut
iv

e 
po

w
er

s, 
or

 e
ith

er
 o

f 
th

em
. 

'' 
Th

is
 d

ec
la

ra
tio

n 
co

rr
es

po
nd

s 
pr

ec
is

el
y 

w
ith

 th
e 

do
ct

rin
e 

of
 M

on
te

sq
ui

eu
, a

s 
it 

ha
s 

be
en

 e
xp

la
in

ed
, a

nd
 is

 n
ot

 in
 a

 s
in

gl
e 

po
in

t v
io

la
te

d 
by

 th
e 

pl
an

 o
f t

he
 c

on
ve

nt
io

n.
 It

 g
oe

s 
no

 fa
rth

er
 th

an
 to

 p
ro

hi
bi

t a
ny

 o
ne

 o
f t

he
 

en
tir

e 
de

pa
rtm

en
ts

 fr
om

 e
xe

rc
is

in
g 

th
e 

po
w

er
s o

f a
no

th
er

 d
ep

ar
tm

en
t. 

In
 th

e 
ve

ry
 C

on
st

itu
tio

n 
to

 w
hi

ch
 i

t 
is

 p
re

fix
ed

, 
a 

pa
rti

al
 m

ix
tu

re
 o

f 
po

w
er

s 
ha

s 
be

en
 a

dm
itt

ed
. 

Th
e 

ex
ec

ut
iv

e 
m

ag
is

tra
te

 h
as

 a
 q

ua
lif

ie
d 

ne
ga

tiv
e 

on
 th

e 
le

gi
sl

at
iv

e 
bo

dy
, a

nd
 th

e 
Se

na
te

, w
hi

ch
 is

 a
 p

ar
t o

f 
th

e 
le

gi
sl

at
ur

e,
 is

 a
 c

ou
rt 

of
 im

pe
ac

hm
en

t f
or

 m
em

be
rs

 b
ot

h 
of

 t
he

 e
xe

cu
tiv

e 
an

d 
ju

di
ci

ar
y 

de
pa

rtm
en

ts
. 

Th
e 

m
em

be
rs

 o
f 

th
e 

ju
di

ci
ar

y 
de

pa
rtm

en
t, 

ag
ai

n,
 a

re
 a

pp
oi

nt
ab

le
 b

y 
th

e 
ex

ec
ut

iv
e 

de
pa

rtm
en

t, 
an

d 
re

m
ov

ab
le

 b
y 

th
e 

sa
m

e 
au

th
or

ity
 o

n 
th

e 
ad

dr
es

s 
of

 t
he

 t
w

o 
le

gi
sl

at
iv

e 
br

an
ch

es
. L

as
tly

, a
 n

um
be

r o
f t

he
 o

ff
ic

er
s o

f g
ov

er
nm

en
t a

re
 a

nn
ua

lly
 a

pp
oi

nt
ed

 b
y 

th
e 

le
gi

sl
at

iv
e 

de
pa

rtm
en

t. 
A

s 
th

e 
ap

po
in

tm
en

t t
o 

of
fic

es
, p

ar
tic

ul
ar

ly
 e

xe
cu

tiv
e 

of
fic

es
, i

s 
in

 
its

 n
at

ur
e 

an
 e

xe
cu

tiv
e 

fu
nc

tio
n,

 th
e 

co
m

pi
le

rs
 o

f 
th

e 
C

on
st

itu
tio

n 
ha

ve
, i

n 
th

is
 la

st
 p

oi
nt

 a
t 

le
as

t, 
vi

ol
at

ed
 th

e 
ru

le
 e

st
ab

lis
he

d 
by

 th
em

se
lv

es
.  

I p
as

s o
ve

r t
he

 c
on

st
itu

tio
ns

 o
f R

ho
de

 Is
la

nd
 a

nd
 C

on
ne

ct
ic

ut
, b

ec
au

se
 th

ey
 w

er
e 

fo
rm

ed
 p

rio
r 

to
 th

e 
R

ev
ol

ut
io

n,
 a

nd
 e

ve
n 

be
fo

re
 th

e 
pr

in
ci

pl
e 

un
de

r e
xa

m
in

at
io

n 
ha

d 
be

co
m

e 
an

 o
bj

ec
t o

f 
po

lit
ic

al
 a

tte
nt

io
n.

  
Th

e 
co

ns
tit

ut
io

n 
of

 N
ew

 Y
or

k 
co

nt
ai

ns
 n

o 
de

cl
ar

at
io

n 
on

 th
is

 su
bj

ec
t; 

bu
t a

pp
ea

rs
 v

er
y 

cl
ea

rly
 

to
 h

av
e 

be
en

 f
ra

m
ed

 w
ith

 a
n 

ey
e 

to
 t

he
 d

an
ge

r 
of

 i
m

pr
op

er
ly

 b
le

nd
in

g 
th

e 
di

ff
er

en
t 

de
pa

rtm
en

ts
. 

It 
gi

ve
s, 

ne
ve

rth
el

es
s, 

to
 t

he
 e

xe
cu

tiv
e 

m
ag

is
tra

te
, 

a 
pa

rti
al

 c
on

tro
l 

ov
er

 t
he

 
le

gi
sl

at
iv

e 
de

pa
rtm

en
t; 

an
d,

 w
ha

t i
s m

or
e,

 g
iv

es
 a

 li
ke

 c
on

tro
l t

o 
th

e 
ju

di
ci

ar
y 

de
pa

rtm
en

t; 
an

d 
ev

en
 b

le
nd

s 
th

e 
ex

ec
ut

iv
e 

an
d 

ju
di

ci
ar

y 
de

pa
rtm

en
ts

 i
n 

th
e 

ex
er

ci
se

 o
f 

th
is

 c
on

tro
l. 

In
 i

ts
 

co
un

ci
l o

f a
pp

oi
nt

m
en

t m
em

be
rs

 o
f t

he
 le

gi
sl

at
iv

e 
ar

e 
as

so
ci

at
ed

 w
ith

 th
e 

ex
ec

ut
iv

e 
au

th
or

ity
, 

in
 t

he
 a

pp
oi

nt
m

en
t 

of
 o

ff
ic

er
s, 

bo
th

 e
xe

cu
tiv

e 
an

d 
ju

di
ci

ar
y.

 A
nd

 i
ts

 c
ou

rt 
fo

r 
th

e 
tri

al
 o

f 
im

pe
ac

hm
en

ts
 a

nd
 c

or
re

ct
io

n 
of

 e
rr

or
s 

is
 to

 c
on

si
st

 o
f 

on
e 

br
an

ch
 o

f 
th

e 
le

gi
sl

at
ur

e 
an

d 
th

e 
pr

in
ci

pa
l m

em
be

rs
 o

f t
he

 ju
di

ci
ar

y 
de

pa
rtm

en
t. 

 
Th

e 
co

ns
tit

ut
io

n 
of

 N
ew

 J
er

se
y 

ha
s 

bl
en

de
d 

th
e 

di
ffe

re
nt

 p
ow

er
s 

of
 g

ov
er

nm
en

t m
or

e 
th

an
 

an
y 

of
 t

he
 p

re
ce

di
ng

. 
Th

e 
go

ve
rn

or
, 

w
ho

 i
s 

th
e 

ex
ec

ut
iv

e 
m

ag
is

tra
te

, 
is

 a
pp

oi
nt

ed
 b

y 
th

e 
le

gi
sl

at
ur

e;
 is

 c
ha

nc
el

lo
r a

nd
 o

rd
in

ar
y,

 o
r s

ur
ro

ga
te

 o
f t

he
 S

ta
te

; i
s 

a 
m

em
be

r o
f t

he
 S

up
re

m
e 

C
ou

rt 
of

 A
pp

ea
ls

, a
nd

 p
re

si
de

nt
, w

ith
 a

 c
as

tin
g 

vo
te

, o
f 

on
e 

of
 th

e 
le

gi
sl

at
iv

e 
br

an
ch

es
. T

he
 

sa
m

e 
le

gi
sl

at
iv

e 
br

an
ch

 a
ct

s 
ag

ai
n 

as
 e

xe
cu

tiv
e 

co
un

ci
l 

of
 t

he
 g

ov
er

no
r, 

an
d 

w
ith

 h
im

 
co

ns
tit

ut
es

 th
e 

C
ou

rt 
of

 A
pp

ea
ls

. T
he

 m
em

be
rs

 o
f t

he
 ju

di
ci

ar
y 

de
pa

rtm
en

t a
re

 a
pp

oi
nt

ed
 b

y 
th

e 
le

gi
sl

at
iv

e 
de

pa
rtm

en
t 

an
d 

re
m

ov
ab

le
 b

y 
on

e 
br

an
ch

 o
f 

it,
 o

n 
th

e 
im

pe
ac

hm
en

t 
of

 t
he

 
ot

he
r. 

 
A

cc
or

di
ng

 to
 th

e 
co

ns
tit

ut
io

n 
of

 P
en

ns
yl

va
ni

a,
 th

e 
pr

es
id

en
t, 

w
ho

 is
 th

e 
he

ad
 o

f t
he

 e
xe

cu
tiv

e 
de

pa
rtm

en
t, 

is
 a

nn
ua

lly
 e

le
ct

ed
 b

y 
a 

vo
te

 in
 w

hi
ch

 th
e 

le
gi

sl
at

iv
e 

de
pa

rtm
en

t p
re

do
m

in
at

es
. I

n 
co

nj
un

ct
io

n 
w

ith
 a

n 
ex

ec
ut

iv
e 

co
un

ci
l, 

he
 a

pp
oi

nt
s 

th
e 

m
em

be
rs

 o
f t

he
 ju

di
ci

ar
y 

de
pa

rtm
en

t, 
an

d 
fo

rm
s 

a 
co

ur
t o

f i
m

pe
ac

hm
en

t f
or

 tr
ia

l o
f a

ll 
of

fic
er

s, 
ju

di
ci

ar
y 

as
 w

el
l a

s 
ex

ec
ut

iv
e.

 T
he

 
ju

dg
es

 o
f 

th
e 

Su
pr

em
e 

C
ou

rt 
an

d 
ju

st
ic

es
 o

f 
th

e 
pe

ac
e 

se
em

 a
ls

o 
to

 b
e 

re
m

ov
ab

le
 b

y 
th

e 
le

gi
sl

at
ur

e;
 a

nd
 th

e 
ex

ec
ut

iv
e 

po
w

er
 o

f p
ar

do
ni

ng
 in

 c
er

ta
in

 c
as

es
, t

o 
be

 re
fe

rr
ed

 to
 th

e 
sa

m
e 

de
pa

rtm
en

t. 
Th

e 
m

em
be

rs
 o

f t
he

 e
xe

cu
tiv

e 
co

un
oi

l a
re

 m
ad

e 
EX

-O
FF

IC
IO

 ju
st

ic
es

 o
f p

ea
ce

 
th

ro
ug

ho
ut

 th
e 

St
at

e.
  

In
 D

el
aw

ar
e,

 th
e 

ch
ie

f e
xe

cu
tiv

e 
m

ag
is

tra
te

 is
 a

nn
ua

lly
 e

le
ct

ed
 b

y 
th

e 
le

gi
sl

at
iv

e 
de

pa
rtm

en
t. 

Th
e 

sp
ea

ke
rs

 o
f t

he
 tw

o 
le

gi
sl

at
iv

e 
br

an
ch

es
 a

re
 v

ic
e-

pr
es

id
en

ts
 in

 th
e 

ex
ec

ut
iv

e 
de

pa
rtm

en
t. 

Th
e 

ex
ec

ut
iv

e 
ch

ie
f, 

w
ith

 s
ix

 o
th

er
s, 

ap
po

in
te

d,
 t

hr
ee

 b
y 

ea
ch

 o
f 

th
e 

le
gi

sl
at

iv
e 

br
an

ch
es

 
co

ns
tit

ut
es

 th
e 

Su
pr

em
e 

C
ou

rt 
of

 A
pp

ea
ls

; h
e 

is
 jo

in
ed

 w
ith

 th
e 

le
gi

sl
at

iv
e 

de
pa

rtm
en

t i
n 

th
e 

ap
po

in
tm

en
t o

f 
th

e 
ot

he
r 

ju
dg

es
. T

hr
ou

gh
ou

t t
he

 S
ta

te
s, 

it 
ap

pe
ar

s 
th

at
 th

e 
m

em
be

rs
 o

f 
th

e 
le

gi
sl

at
ur

e 
m

ay
 a

t t
he

 s
am

e 
tim

e 
be

 ju
st

ic
es

 o
f 

th
e 

pe
ac

e;
 in

 th
is

 S
ta

te
, t

he
 m

em
be

rs
 o

f 
on

e 

br
an

ch
 o

f i
t a

re
 E

X
-O

FF
IC

IO
 ju

st
ic

es
 o

f t
he

 p
ea

ce
; a

s 
ar

e 
al

so
 th

e 
m

em
be

rs
 o

f t
he

 e
xe

cu
tiv

e 
co

un
ci

l. 
Th

e 
pr

in
ci

pa
l o

ff
ic

er
s 

of
 th

e 
ex

ec
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Nachdem wir die allgemeine Form der vorgeschlagenen Regierung und 
den allgemeinen Umfang an Kompetenzen, der ihr zugewiesen werden soll, 
untersucht haben, mochte ich nun dazu tibergehen, den spezifischen Aufbau 
dieser Regierung und die Verteilung dieser Gesamtmenge an Kompetenzen 
auf die sie konstituierenden Teile zu prlifen. 

Einer.der grundlegenden Einwiinde, der von den respektableren unter 
den Vetfassungsgegnern immer wieder vorgebracht wird, besteht in der An­
nahme, die Verfassung verletze die politische Maxime, daB die legislative, 
exekutive und judikative Gewalt deutlich voneinander getrennt sein sollten. 
Im Aufbau der Bundesregierung sei - so wird behauptet - diese essentielle 
VorsichtsmaBnahme zugunsten der Freiheit offenbar nicht berticksichtigt 
worden. Die verschiedenen Gewalten seien auf eine Weise verteilt und mit­
einander vermischt, die alle Symmetrie und Schonheit der Form zerstore 
und zugleich einige der wesentlichen Teile des Gebliudes der Gefahr aus­
setze, vom Ubergewicht der anderen Teile erdriickt zu werden. 

Ganz bestimmt ist keine politische Wahrheit von hoherem inneren Wert 
oder mit der Autoritlit von so erlauchten Verfechtern der Freiheit versehen 
wie jene; auf der der Einwand beruht; Die Konzentration aller legislativen, 
exekutiven und judikativen Befugnisse in denselben Hlinden - seien es die 
Han de eines Mannes, mehrerer oder vieler Manner, und seien diese Manner 
durch Erbfolge,. durch Selbsternennung oder <lurch Wahl an die Macht ge­
langt - kann zu Recht als die wahre Definition der Tyrannei bezeichnet 
werden. Ware der Bundesverfassung daher tatslichlich eine solche Konzen­
tration der Macht anzulasten oder eine Vermischung der Machtbefugnisse, 
die eine gefahrlicheTendenz zu einer derartigen Konzentration aufweist, so 
wliren keine weiteren Argumente notwendig, um die vollige Ablehnung 
dieses Systems zu rechtfertigen. lch bin jedoch davon tiberzeugt, daB es je­
dermann klar zu machen ist, wie unhaltbar der Vorwurf ist, und daB die 
Maxime, auf die er sich bezieht, vollig falsch verstanden und falsch ange­
wendet wurde. Um sich von diesem wichtigen Thema die richtige Vorstel­
lung machen zu konnen, wird es angebracht sein zu mitersuchen, in welchem 
Sinn es die Wahrung der Freiheit erfordert, daB die drei gro8en Zweige der 
Macht deutlich voneinander getrennt sein sollten. 

Das Orakel, das zu diesem Thema immer befragt und zitiert wird, ist der 
berlihmte Montesquieu.Wenn er auch nicht der Urheber dieses unschatz­
baren Leitsatzes der politischen Wissenschaft ist, 155 hat er <loch zuntindest 
das Verdienst, ihn am wirkungsvollsten dargelegt und der Aufmerksamkeit 
der Menschheit empfohlen zu haben. Wir sollten uns deshalb zuerst darum 
bemiihen, seine Auffassung zu diesem Punkt festzustellen. 

Die britische Vetfassung war fur.Montesquieu, was Homer fur diejenigen 
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war, die in belehrender Absicht iiber epische Dichtung geschrieben haben. 
So wie letztere das Werk des unsterblichen Barden als das vollkommene Vor­
bild betrachtet haben, von dem die Prinzipien und Regeln der epischen 
Dichtkunst abgeleitet werden konnen, und von dem her alle ahnlichen 
Werke zu beurteilen sind, so scheint dieser groBe politische Kritiker die eng­
lische Verfassung als den Ma8stab oder, um seine eigene Formulierung zu ge­
brauchen: als den Spiegel der politischen Freiheit betrachtet zu haben. In 
der Form elementarer Wahrheiten hat er dann die verschiedenen charakteri­
stischen Prinzipien dieses speziellen Systems i.iberliefert. Um sicher sein zu 
konnen, daB wir seine Ansichten i.iber die genannte Sache nicht miBver­
stehen, sollten wir also zu der Quelle zuri.ickgehen, von der die Maxime 
abgeleitet wurde. 

Schon bei oberflachlichster Betrachtung der britischenVerfassung wird 
man bemerken, da8 Legislative, Exekutive und Judikative in ihr keineswegs 
vollstandig voneinander getrennt sind. Der Trager der Exekutivgewalt 
bildet einen integralen Bestandteil der legislativen Autoritat. Er allein hat 
das Recht, Vertrage mit auslandischen Herrschern zu schlieBen, die, wenn 
sie abgeschlossen sind, unter gewissen Einschrankungen die Kraft von Ge­
setzen haben. Aile Mitglieder des judikativen Zweigs der Regierung werden 
von ihm ernannt, konnen von ihm auf Antrag der beiden Hauser des Parla­
ments wieder entlassen werden und bilden, wenn er sie zu konsultieren 
wiinscht, einen der ihm verfassungsmaBig zustehenden Rate. Ein Zweig der 
Legislative bildet ebenfalls einen groBeren, von der Verfassung vorgese­
henen Rat for das Oberhaupt der Exekutive. Dieser Zweig ist jedoch auf der 
anderen Seite der einzige Trager richterlicher Gewalt im Fall von Amtsari0 

klagen und oberste Berufungsinstanz in allen anderen Fallen. Die Richter 
wiederum sind so eng mit der Legislative verbunden, da8 sie haufig an ihren 
Beratungen teilnehrnen, wenn ihnen auch keine Stimme in der Legislative 
zusteht. 

Aufgrund dieser Fakten, von denen Montesquieu sich leiteJi lie8, kann 
ganz klar geschlossen werden, da8 er, wenn er sagte: ,,Es kann keine Freiheit 
geben, wo legislative und exekutive Befugnisse in derselben Person oder 
derselben Korperschaft vereinigt sind", oder: ,,wenn die richterlichen Be­
fugnisse nicht von den legislativen und exekutiven getrennt sind", 156 nicht 
gemeint hat, diese drei Zweige der Regierung soil ten nicht zurn Tei! an dem 
Tun der anderen mitwirken oder sich wechselseitig kontrollieren. Was er 
meinte, kann, wie seine eigenenWorte bezeugen, oder noch schli.issiger, wie .. 
es dasBeispiel zeigt, das er im Auge hatte, auf nicht mehr hinauslaufen als 
auf dieses; wo die gesamte Macht eines Zweiges von denselben Handen aus­
gei.ibt wird, in denen auch die gesarnte Macht eines anderen Zweiges ruht, 
sind die grundlegenden Prinzipien einer freiheitlichen Verfassung unter­
graben. Das ware bei der von ihm untersuchten Verfassung dann der Fall ge-
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wesen, wenn der Konig, der einzig und allein die Exekutive verkorpert; 
ebenfalls die komplette legislative Gewalt besessen hatte oder die oberste 
Rechtsprechung; oder wenn die gesamte legislative Korperschaft die 
oberste richterliche oder die oberste exekutive Autoritat innegehabt hatte. 
Dieser Mangel ist jener Verfassung jedoch nicht anzulasten. Der einzige 
Trager der gesamten exekutivenMacht kann selber kein Gesetz erlassen, ob0 

wohl er gegen jedes Gesetz sein Veto einlegen kann, noch kann er selbst 
Recht sprechen, obwohl ihm die Ernennung derer obliegt, die dies tun. Die 
Richter konnen kein exekutives Recht austiben, obwohl sie der Exekutive 
entstammen,, noch konnen sie irgendwelche legislativen Funktionen wahr­
nehmen, obwohl sie von den legislativen Korperschaften beraten werden 
konnen. Die Legislative im ganzen darf keinen richterlichenAkt vollziehen, 
,obwohl <lurch einen gemeinsamen Akt zweier ihrer Zweige die Richter aus 
ihrem Amt entfernt werden konnen und obwohl einer ihrer Zweige die rich­
terliche Gewalt in letzter Instanz besitzt. Die Legislative im ganzen kann 
wiederum kein exekutives Recht ausi.iben, obwohl einer ihrer Zweige die 
hochste exekutive Au tori tat darstellt und ein anderer bei einer Amtsanklage 
<lurch einen dritten alle untergeordneten Beamten der Exekutive verhoren 
und verurteilen kann. 

DieBegri.indungen, ailf denen Montesquieu seine Maxime ruhen laBt, lie­
fern eine weitere Veranschaulichung flir das, was er meint, ,,Wenn die legis­
lativen und exekutiven Befugnisse in derselben Person oder Korperschaft 
vereinigt sind"; sagt er, ,,kann es keine Freiheit geben, weil sich Befilrch­
tungen erheben konnen, daB derselbe Monarch oder derselbe Sen at tyranni­
sche Gesetze erlassen konnte, um sie auf tyrannische Weise durchzufuhren." 
Oder: ,,Ware die richterliche Gewalt mit der legislativen verbunden, so 
waren Leben und Freiheit des einzelnen willki.irlicher Herrschaft ausgesetzt, 
weil der Richter dann auch der Gesetzgeber wHre. Ware sie mit der exeku­
tiven Gewalt verbunden, konnte der Richter mit aller Gewaltsamkeit eines 
Unterdriickers auftreten." Einige dieser Begriindungen sind in anderen Pas­
sagen ausfiihrlicher erklart. Aber auch so kurz gefaBt, wie sie es hier sind, 
bestatigen sie zur Geni.ige die Bedeutung,· die wir dieser beriihmten Maxi me 
dieses beri.ihmten Autors beigelegt haben .. 

Werm man sich die Verfassungen' der verschiedenen Staaten anschaut, 
sieht man, daB es ungeachtet der emphatischen undin einigen Fallen kom­
promiBiosen Formulierungen, in denen dieser Grundsatz niedergelegt ist, 
keinen einzigenFall gibt, in dem die verschiedenen Zweige der Macht voll­
standig voneinander getrennt gehalten wurden. New. Hampshire, dessen 
Verfassung als letzte abgefaBt wurde, scheint sich vollkommen bewuBt ge­
wesen zu sein, da8 es unmoglich und auch unzweckmaBig ist, jede wie auch 
immer gearteteVerrnischung dieser Zweige zu vermeiden; Dieser Staat hat 
die Doktrin daher durch die Erklarung eingeschrankt, ,,daB die legislativen, 
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exekutiven und judikativen Befugnisse so weit voneinander getrennt und 
unabhangig voneinander gehalten werden sollten, wie es die Natur einer 
freiheitlichen politischen Ordnung zuliiBt; oder soweit es sich mit jenem ver­
bindenden Band vereinbaren laBt, das das gesamte Verfassungsgebaude un­
aufloslich in Einigkeit und Freundschaft zusammenfiigt". Diese Verfassung 
vermischt die Gewalten dementsprechend in verschiedener Hinsicht.. Der 
Senat, der einen Zweig der Legislative bildet, ist ebenfalls Gericbtshof fiir 
die Verhandlung von Amtsanklagen. Der Prasident, der das Oberhaupt der 
Exekutive ist, ist zugleich prasidierendes Mitglied des Senats und bat auBer 
einer gleichen Stimme in allen anderen Fallen auch die entscheidende 
Stimme bei Stimmengleichheit. Das Oberhaupt der Exekutive selbst wird 
schlieB!ich jedes Jahr von der Legislative gewahlt, und sein Kabinett wird 
jedes Jahr. von und aus den Mitgliedern desselben Regierungszweiges ge­
wahlt. Einige der Staatsbeamten werden ebenfalls von der Legislative er� 
nannt. Die Mitglieder des judikativen Zweiges werden von dem exekutiven 
ernannt. 

Die Verfassung von Massachusetts hat bei der Formulierung dieses funda­
mentalen Grundsatzes der Freiheit ausreichende, wenn auch nicht so ge. 
zielte Vorsicht walten lassen. Sie erkliirt, ,,daB der legislative Zweig niemals 
exekutive und judikative Befugnisse oder eines von beiden austiben soil; der 
exekutive soil niemals legislative und judikative Befugnisse oder eines von 
beiden austiben; der judikative soll niemals legislative und exekutive Befug0 

nisse oder eines von beiden ausuben". Diese Erklarung entspricht exaktder 
Doktrin von Montesquieu, wie sie vorhin erklart wurde; sie wird nicbt in 
einem einzigen Punkt von dem Entwurf der Versammlung verletzt. Sie geht 
nicht weiter, als jedem Regierungszweig als ganzem die Austibung der Be� 
fugnisse eines anderen zu untersagen. In eben der Verfassung, der sie voran­
gestellt ist, wurde eine partielle Vermischung der Gewalten zugelassen. Der 
oberste Beamte der Exekutive hat ein eingeschranktes Vetorecht gegentiber 
derLegislativkorperschaft, und der Senat, der ein Teil der Legislative ist, 
bildet den Gerichtshof fur Amtsanklagen gegen Angehorige der Exekutive; 
ebenso aucb gegen die der Judikative. Die Angeborigen der Judikative 
werden wiederum von der Exekutive ernannt und konnen. auf Antrag der 
beiden legislativen Zweige von derselben Autoritat auch wieder entlassen 
werden. SchlieBlich: EineAnzahl von Regierungsbeamten wirdjahrlich von 
der Legislative ernannt. Da die Ernennung von Beamten, speziell von Be" 
amten der. Exekutive, ihrer Natur nach eine exekutive Funktion darstellt; 
haben dieAutoren der Verfassung zumindest in diesem letzten Punkt die von 
ihnen selbstaufgestellte Regel verletzt. 

Die Verfassungen von Rhode Island und. Connecticut tibergehe ich, weil 
sie vor der Revolution abgefaBt wurden, und sogar noch bevor das von uns 
gerade untersuchte Prinzip zum Gegenstand politischer Beachtung wurde> 
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Die Verfassung von New York enthalt keine Erkliirung zu diesem T hema,

scheint aber sehr deutlich mit Blick auf die Gefahr einer unzulassigen Vermi­

schung der verschiedenen Gewalten abgefaBt worden zu sein. Nichtsdesto­

trotz ermoglicht sie dem obersten Beamten der Exekutive ein.e partielle

Kontrolle iiber die Legislative, und, was noch mehr ist: sie ermoglicht eine

ahnliche Kontrolle auch der Judikative und verbindet sogar Exekutive und

Judikative in der Ausiibung dieser Kontrolle. In dem fiir Ernennungen zu­

standigen Gremium sind Angehorige der Legislative mit solchen der Exeku­

tive in der Ernennung sowohl exekutiver wie judikativer Beamter vereint.

Der Gerichtshof fur Amtsanklagen und die Korrektur von Fehlurteilen be­

steht aus einem Zweig der Legislative und den fiihrenden Mitgliedern der

Judikative. 
Die Verfassung Von New Jersey bat die verscbiedenen Regierungsbefug­

nisse starker als irgendeine der vorhergehenden vermischt. Der Gouver­

neur, der der oberste Beamte der Exekutive ist, wird von der Legislative er­

nannt, ist Kanzler und ordentlicher Richter oder Reprasentant des Staates,

ist Mitglied des obersten Appellationsgerichtshofes und mit ausschlagge­

bender Stimme Prasident des einen der legislativen Zweige. Derselbe legis­

lative Zweig fungiert wiederum als Exekutivrat fiir den Gouverneur und

bildet mit ihm zusammen den Appellationsgerichtshof. Die Angehorigen

der Judikative werden von der Legislative ernannt und konnen von einem

ihrer Zweige durch Amtsanklage seitens des anderen ihres Amtes enthoben

werden. 
Nach der Verfassung von Pennsylvania wird der Prasident, der das Ober-

haupt der Exekutive ist, jahrlicb durcb eine Abstimmung gewahlt, bei der

die Legislative das Obergewicht hat. Im Verein mit einem Exekutivrat er­

nennt er die Mitglieder derJudikative und bildet einen Gerichtshof fiir die

Verhandlung von Amtsanklagen · gegen alle Beamten der Judikative wie

auch der Exekutive. Die Richter des. obersten Gerichtsbofes und die Frie­

densricbter157 scheinen ebenfalls von der Legislative abgesetzt werden zu

konnen, und das der Exekutive zukommende Recht auf Begnadigung

scheint in bestimrnten Fallen derselben Gewalt tibertragen zu sein. Die Mit­

glieder des Exekutivrates sind im gesamten Staat zu Friedensrichtern ex

officio berufen ..
In Delaware wird das Oberhaupt der Exekutive jahrlich von der Legis­

lative gewahlt. Die Sprecher der beiden legislativen Zweige sind Vizeprasi­

denten in der Exekutive. Das Oberhaupt der Exekutive bildet zusammen

mit sechs anderen, von denen je drei von je einem der beiden Zweige der Le­

gislative ernannt sind, den obersten Appellationsgerichtshof. In der Ernen­

nung der anderen Richter ist der oberste Trager der Exekutivgewalt mit der

Legislative verbunden. Es scheint; daB die Mitglieder der Legislative in

allen Staaten zugleich Friedensrichter sein diirfen; in diesem Staat sind die
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Angehorigen eines ihrer Zweige Friedensrichter ex officio, ebenso wie die 
Mitglieder des Exekutivrates. Die fiihrenden Beamten der Exekutive 
werden von der Legislative ernannt, und ein Zweig der letztgenannten 
bildet den Gerichtshof ftir Amtsanklagen. Alie Beamten konnen aufAntrag 
der Legislative entlassen werden . 

Maryland hat besagten Grundsatz in der kompromilllosesten Foimulie­
rung in seine Verfassung aufgenommen, indem es erklart, daB die legisla­
tiven, exekutiven und judikativen Regierungsbefugnisse fiir immer deutlich 
voneinander getrennt sein sollten .  Dessen ungeachtet laBt seine Verfassung 
den obersteri Beamten der Exekutive von derLegislative ernennen und die 
Mitglieder der Judikative von der Exekutive. 

Die Verfassung von Virginia spricht sich noch bestimmter iiber dieses 
Thema aus. Sie erkHirt, ,,daB Legislative, Exekutive und Judikative deutlich 
voneinander getrennt sein sollten, so daB keine von ihnen die Befugnisse 
ausiibt, die rechtmaBig den anderen Regierungszweigenzustehen. Auch soll 
keine Person die Befugnisse von mehr als einer der Gewalten zur selben Zeit 
austiben , abgesehen davon; daB die Richter der Kreisgerichte. in jede der 
beiden gesetzgebenden Korperschaften gewahlt werden konnen." Wir 
sehen jedoch, daB nicht nur diese ausdrticklicheAusnahme im Hinblick auf 
die Mitglieder der untergeordneten Gerichtshofe zugelassen wird, sonderri 
daB auch der oberste Beamte zusammen mit seinem Exekutivrat von der Le­
gislative ernannt werden kann. Zudem.konnen nach Ermessen der Legisla­
tive alle drei Jahre zwei Mitglieder des Rates abgesetzt werden, und alle we­
sentlichen Amter, sowohl die der Exekutive wie die der Judikative, werden 
ebenfalls von der. Legislative besetzt. Auch das exekutive Recht auf Begna­
digung ist in einem Fall der Legislative iibertragen .  

Die Verfassung von North Carolina, die erklart, ,,daB die legislative, 
exekutive und die oberste richterliche Gewalt fiir immer deutlich vonein­
ander getrennt sein sollten", weist gleichzeitig der Legislative nicht nur die 
Ernennung des Oberhaupts der Exekutive, sondern auch die aller wichtigen 
Beamten. innerhalb dieses und des judikativen Bereichs zu. 

In South Carolina setzt die Verfassung fest ,  daB der oberste Beamte der 
Exekutive von der Legislative gewahlt wird. Sie iibertragt letzterer auch die 
Ernennung der Mitglieder der Judikative, sogar einschlieBlich der Friedens­
richter und Sheriffs;· auBerdem die Ernennung der Beamten in der Exeku­
tive bis hinunter zu den Hauptleuten der Armee und der Marine dieses 
Staates. 

In der Verfassung von Georgia, die die Erklanmg enthfilt, ,,daB Legisla­
tive, Exekutive und Judikative deutlich voneinander getrennt sein sollen, so 
daB keine die Befugnisse ausiibti die rechtmliBig einer anderen zugehoren'', 
sehen wir, daB die Exekutive durch Ernennungen seitens der Legislative be­
setzt werden soll. Das Recht der Exekutive auf Begnadigung wird letztlich 
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von derselben Autoritat ausgeiibt. Sogar Friedensrichter sind von der Legis­
lative zu ernennen. 

Wenn ich diese Falle angefiihrt babe, in denen Legislative , Exekutive und 
Judikative nicht vollstandig voneinander getrennt gehalten wurden, so 
mi:ichte ich deshalb nicht als ein Anwalt der besonderen Organisations" 
formen, die die verschiedenen Staaten ihren Regierungen gegeben haben, 
betrachtet werden. Ich bin mir vollkommen bewuBt, daB sie neben den 
vielen ausgezeichneten Grundsatzen, die in ihnen erkennbar werden, auch 
sehr deutliche Merkmale der Hast und noch mehr der Unerfahrenheit auf­
weisen, die bei ihrer Abfassung vorherrschten. Es ist nur zu offensichtlich, 
daB das gerade untersuchte fundamentale Prinzip in einigen Fallen <lurch 
eine zu starke Vermischung und zum Tei! so gar eine faktische Verschmelzung 
der verschiedenen Gewalten verletzt wurde . Zudem wurde in keinem der 
Falle cine hinreichendeVorkehrung getroffen, um die auf dem Papi er vorge­
nommene Trennung in der Praxis auch aufrecht halten zu konnen. Was ich 
darlegen wollte, ist ,  daB der gegen die vorgeschlagene Verfassung vorge­
brachte Vorwurf, sie verletze die heilige Maxime jeder freien Regierung; 
weder <lurch die tatsachliche Bedeutung gerechtfertigt ist, die der Urheber 
dieser Maxime mit ihr verkniipft, noch durch den Sinn, in dem sie bisher in 
Amerika verstanden wurde . Dieses interessante Thema werden wir im 
folgenden Artikel wieder aufnehmen. 

Publius (Madison) 
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Staatsleitung und Gewaltenteilung im Bund
Georg Müller, Prof. Dr. iur., Universität Zürich1

I. Staatsleitung

Den Begriff der Staatsleitung verwenden
wir in der Politik und in der Staatsrechts-
lehre gerne, weil er so bedeutungsvoll und
feierlich tönt und gleichzeitig so unbe-
stimmt ist, dass wir darunter ganz Ver-
schiedenes verstehen können. Das erlaubt
uns, über ein wichtiges staatspolitisches
Thema zu diskutieren, ohne uns konkret
festlegen zu müssen. Nicht von ungefähr
spricht man seit Jahrzehnten über eine
Staatsleitungsreform im Bund, wobei die
einen damit eine Reorganisation des
Bundesrates, andere eine Neugliederung
der Bundesverwaltung und wieder andere
eine Parlamentsreform oder eine Neuge-
staltung der Beziehungen zwischen Regie-
rung und Parlament oder mehrere dieser
institutionellen Reformen meinen2. Im
Expertenbericht Hongler3 wird die Staats-
leitung beschrieben als "die antreibende,
schöpferisch lenkende und integrierende
Staatstätigkeit, die die staatliche Organi-
sation und ihre Betätigungen überschaut,
die sich um Zusammenführung der staats-
gestaltenden Kräfte bemüht". Das ist
unverkennbar eine Formulierung aus der
Feder von Kurt Eichenberger, Mitglied der
Expertenkommission, der sich immer wie-
der mit Problemen der Staatsleitung
beschäftigt hat und sie als überwölbende,
antreibende und dirigierende Kraft
bezeichnet hat, die alle anderen Staats-
funktionen umgreift und durchdringt4.
Wenn wir von dieser Begriffshöhe her-
unterklettern und versuchen, etwas kon-
kreter zu werden, so kann man sicher ein-
mal festhalten, dass Staatsleitung bedeu-
tet, dem Staat und seinen Organen die
Richtung zu weisen, ihnen Ziele zu setzen
und allenfalls die Wege oder die Mittel auf-

zuzeigen, um sie zu erreichen. Man kann
auch sagen, es gehe bei der Staatsleitung
darum, die Grundsatzentscheidungen für
die künftige Entwicklung des Staates, seine
Aufgaben und seine Organisation zu tref-
fen5. Aus dieser Umschreibung folgt, dass
Staatsleitung nicht in die Zuständigkeit
eines einzelnen Staatsorganes – der Regie-
rung oder des Parlamentes – fallen kann,
sondern dass diese beiden Organe
zusammenwirken müssen, um die Grund-
satzentscheidungen für die künftige
Staatstätigkeit zu treffen. In unserem
System der halbdirekten Demokratie ist
unter Umständen sogar das Volk an der
Staatsleitung beteiligt, indem es referen-
dumspflichtige Grundsatzbeschlüsse in der
Form von Verfassungsbestimmungen,
Gesetzen oder wichtigen Verwaltungsakten
wie z.B. Ausgabenbewilligungen gutheis-
sen oder ablehnen kann. Staatsleitung
steht also der Regierung und dem Parla-
ment "zu gesamter Hand6" zu. Allenfalls ist
sogar das Volk in diesen Entscheidungspro-
zess einbezogen. Man kann auch von "Cor-
porate Governance" im Staat sprechen7.

1. Rechtssetzung

Im Bund erlässt die Bundesversammlung
die wichtigsten rechtssetzenden Bestim-
mungen8. In den meisten Fällen unterbrei-
tet der Bundesrat ihr die Entwürfe zu ihren
Erlassen9. Auch bei der Beratung der Geset-
zesentwürfe in den Kommissionen und im
Plenum des Parlamentes wirkt der Bundes-
rat mit10. Staatsleitung in der Form der
Gesetzgebung ist also eine "Gemein-
schaftsaufgabe" von Parlament und Regie-
rung.

2. Aussenpolitik

Auf dem Gebiet der Aussenpolitik sind Par-
lament und Regierung ebenfalls auf
Zusammenarbeit angewiesen. Die Bundes-
versammlung beteiligt sich gemäss Art.
166 BV11 an der Gestaltung der Aussenpoli-
tik und übt die Aufsicht über die Pflege der
Beziehungen zum Ausland aus. Sie geneh-
migt in der Regel die vom Bundesrat aus-
gehandelten und unterzeichneten Verträ-
ge. Der Bundesrat ist nach Art. 184 Abs. 1
BV für die Besorgung der auswärtigen
Angelegenheiten – unter Wahrung der Mit-
wirkungsrechte der Bundesversammlung –
zuständig und vertritt die Schweiz nach
aussen. Art. 24 Abs. 1 ParlG12 führt dazu
aus, dass die Bundesversammlung die
internationale Entwicklung verfolgt und
bei der Willensbildung über wichtige
aussenpolitische Grundsatzfragen und Ent-
scheide mitwirkt. Art. 152 ParlG regelt die
Information und Konsultation des Parla-
mentes im Bereich der Aussenpolitik. Der
Bundesrat hat gemäss Abs. 2 dieser
Bestimmung die Ratspräsidien und die für
die Aussenpolitik zuständigen Kommissio-
nen über wichtige aussenpolitische Ent-
wicklungen zu informieren; dies hat regel-
mässig, frühzeitig und umfassend zu
geschehen. Art. 152 Abs. 3 ParlG statuiert,
dass der Bundesrat die Kommissionen zu
wesentlichen Vorhaben sowie zu den Richt
und Leitlinien zum Mandat für bedeutende
internationale Verhandlungen zu konsultie-
ren und über den Stand der Realisierung
dieser Vorhaben sowie den Fortgang der
Verhandlungen zu informieren habe.
Der aussenpolitische Bericht des Bundesra-
tes, der über die bisherige und über die
künftige Aussenpolitik Aufschluss gibt,
wird der Bundesversammlung periodisch

1 Für die Mitwirkung bei der Ausarbeitung dieses Beitrags danke ich Frau lic. iur. Astrid Hirzel. Dieser Beitrag ist auch in spanischer Sprache erschienen in: Anuario Iberoamericano de Justi-
cia Constitutional, No. 9, Madrid 2005. Eine analoge Untersuchung zur verfassungsrechtlichen Lage im Kanton Aargau findet sich in: Festschrift 100 Jahre Aargauischer Anwaltsverband,
Zürich/Genf/Basel 2005.

2 Botschaft über eine neue Bundesverfassung vom 20. November 1996, BBl 1997 I 370 f.; Botschaft zur Staatsleitungsreform vom 19. Dezember 2001, BBl 2002, 2116 f.; ULRICH HÄFE-
LIN/WALTER HALLER, Schweizerisches Bundesstaatsrecht, 6. Auflage, Zürich 2005, N. 1652 f.; PIERRE TSCHANNEN, Staatsrecht der Schweizerischen Eidgenossenschaft, Bern 2004, Rz. 34
ff. zu § 2; RENÉ RHINOW, Grundzüge des Schweizerischen Verfassungsrechts, Basel 2003, Rz. 2354 ff.

3 Expertenbericht über die Verbesserungen in der Regierungstätigkeit und Verwaltungsführung des Bundesrates von 1967 (Bericht Hongler), S. 26.
4 Staatsreformen und Regierungsbild in der Schweiz, in: Der Staat der Gegenwart, Ausgewählte Schriften von Kurt Eichenberger, Basel/Frankfurt a. M. 1980, S. 410.
5 DAVID JENNY, Der Begriff der Staatsleitung und die Schweizerische Bundesverfassung, Diss. Basel 1988, S. 85 ff.; zu den besonderen Anforderungen an die staatsleitenden Organe in der

Referdumsdemokratie KURT EICHENBERGER, Von der Staatsleitung in der Referendumsdemokratie, in: Vom schweizerischen Weg zum modernen Staat, Ausgewählte Schriften von Kurt
Eichenberger, Basel/Genf/München 2002, S. 148 ff.

6 ERNST FRIESENHAHN, Parlament und Regierung im modernen Staat, in: Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, Heft 16, Berlin 1958, S. 9 ff.
7 Zum Mode- oder Zauberwort der Corporate Governance in der Privatwirtschaft vgl. Peter Forstmoser/Hans Caspar von der Crone/Rolf H. Weber/Dieter Zobl (Hrsg.), Corporate Governance,

Symposium zum 80. Geburtstag von Arthur Meier-Hayoz, Zürich/Basel/Genf 2002; für den staatlichen Bereich HANS WERDER, Brauchen wir neue Governance-Strukturen für den öffent-
lichen Sektor?, in: Andreas Bergmann/Albert Hofmeister (Hrsg.), Privatisierung – schlägt das Pendel zurück?, Schriftenreihe der Schweizerischen Gesellschaft für Verwaltungswissenschaf-
ten, Band 45, 2004, S. 75 ff.

8 Art. 164 Abs. 1 BV.
9 Art. 181 BV; siehe dazu TSCHANNEN (Anm. 2), Rz. 54 zu § 45.
10 Siehe dazu Art. 159 Bundesgesetz über die Bundesversammlung (Parlamentsgesetz, ParlG) vom 13. Dezember 2002 (SR 171.10).
11 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (SR 101).
12 Siehe Anm. 10.
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"unterbreitet" (Art. 148 Abs. 3 ParlG). Bei
der Ausarbeitung des Parlamentsgesetzes
vertrat die Staatspolitische Kommission
des Nationalrates (SPK-N) die Auffassung,
der Bundesrat müsse verpflichtet werden,
der Bundesversammlung jeweils mit dem
Bericht einen Entwurf zu einem einfachen
Bundesbeschluss über die Ziele der schwei-
zerischen Aussenpolitik zu unterbreiten.
Nur auf diese Weise könne der in der BV
vorgesehenen Mitwirkung des Parlamentes
Genüge getan werden13.
Der Bundesrat hielt dem entgegen, er trage
gemäss Art. 184 Abs. 1 BV die Hauptver-
antwortung im Bereich der Aussenpolitik.
Die bisherige Regelung des Zusammenwir-
kens von Parlament und Regierung im
Bereich der Aussenpolitik habe sich
bewährt; es solle nicht von der Praxis der
blossen Kenntnisnahme durch das Parla-
ment abgewichen werden14.
Die Kommission folgte der Auffassung des
Bundesrates. In den Beratungen des Natio-
nalrates wurde zwar kritisiert, es sei nicht
konsequent, im Bereich der Aussenpolitik
auf eine Mitentscheidung des Parlamentes
in Form eines einfachen Bundesbeschlus-
ses zu verzichten15. Der Rat stimmte jedoch
dem Antrag der Kommission zu und
begnügte sich mit der Kenntnisnahme des
aussenpolitischen Berichts. Eigene aussen-
politische Aktivitäten des Parlamentes sind
zwar nicht grundsätzlich als Verletzungen
des Gewaltenteilungsprinzips zu betrach-
ten16, doch überwog offenbar das Argu-
ment, das Parlament solle sich und den
Bundesrat in diesem Bereich nicht durch
verbindliche Beschlussfassungen festlegen
und damit die erforderliche Flexibilität im
Verhalten gegenüber anderen Staaten und
internationalen Organisationen verringern.

3. Politische Planung

a) Allgemeines
In der Bundesverfassung von 1874 fanden
sich keine Bestimmungen über die politi-
sche Planung. Der Bundesrat vertrat
ursprünglich die Auffassung, die politische
Planung stehe aufgrund von Art. 95 aBV17

ausschliesslich ihm selbst zu18. In einem
Bericht über die Mitwirkung des Parlamen-
tes bei der politischen Planung19 führte der
Bundesrat aus, eine Hauptaufgabe des Par-
lamentes bei der Planung bestehe darin,
die von der Regierung ausgearbeiteten Pla-
nungsberichte zu diskutieren und zu beur-
teilen und auf diejenigen Einzelaspekte
Einfluss zu nehmen, die aus aktuellem
Anlass politisch bedeutsam seien. Die
Regierung müsse die Verantwortung für
eine sachlich richtige, konsistente und
inhaltlich abgestimmte Planung überneh-
men, während es Aufgabe des Parlamentes
sei, diese Planung zu bewerten und durch
gezielte Einflussnahme mitzugestalten20.
Art. 173 Abs. 1 lit. g BV statuiert nun, dass
die Bundesversammlung bei den wichtigen
Planungen der Staatstätigkeit mitwirkt21.
In Art. 28 ParlG wird dazu ausgeführt, die
Bundesversammlung berate die Planungs-
berichte des Bundesrates und nehme sie
zur Kenntnis; sie erteile dem Bundesrat
Aufträge, eine Planung vorzunehmen oder
die Schwerpunkte einer Planung zu ändern,
und sie fasse Grundsatz- und Planungsbe-
schlüsse. Solche Beschlüsse seien Vorent-
scheidungen, die festlegen, dass bestimm-
te Ziele anzustreben, Grundsätze und Kri-
terien zu beachten und Massnahmen zu
planen sind. Aus diesen Verfassungs- und
Gesetzesbestimmungen ergibt sich, dass
auch die politische Planung im Bund eine
"Gemeinschaftsaufgabe" von Parlament
und Regierung ist22.
Die SPK-N hielt in ihrem Bericht vom 1.
März 2001 zum ParlG23 fest, die blosse
Kenntnisnahme von wichtigen Planungen

des Bundesrates sei politisch und rechtlich
unverbindlich und das Verfahren, in wel-
chem die Kenntnisnahme zustande komme,
unbefriedigend. Es handle sich im Wesent-
lichen um einen Meinungsaustausch im
Parlament, bei welchem nicht explizit zum
Ausdruck komme, ob die Mehrheit der Mit-
glieder tatsächlich hinter den vom Bundes-
rat vorgelegten Zielen und Konzepten
stehe. Die Möglichkeit einer differenzierte-
ren Stellungnahme bestehe zwar, jedoch
sei das Verfahren unbefriedigend24. Die
Kommission schlug deshalb vor, das Parla-
ment solle in der Form des einfachen
Bundesbeschlusses über die Pläne des
Bundesrates beschliessen25. Damit werde
eine erhöhte Verbindlichkeit erreicht. Die
Bundesversammlung könne sich "in einem
transparenten und demokratischen Ent-
scheidungsprozess zu den einzelnen Ele-
menten einer wichtigen Planung oder der
Gesamtkonzeption z.B. der Aussenpolitik
äussern"26.
In der Stellungnahme zum Bericht der 
SPK-N27 begrüsste der Bundesrat zwar
grundsätzlich die vorgesehene Mitwirkung
des Parlamentes bei der politischen Pla-
nung. Es werde jedoch über die blosse Mit-
wirkung hinaus in die Planungskompetenz
des Bundesrates eingegriffen. Der Bundes-
rat schlug vor, den Text dahingehend zu
ändern, dass das Parlament die Schwer-
punkte bei wichtigen Planungen (wo not-
wendig) anders setzen könne, aber nicht
die Möglichkeit haben solle, bei den Pla-
nungen des Bundesrates beliebig Präzisie-
rungen und Änderungen anzubringen28. Er
stützte sich zur Begründung seiner Haltung
auf den Zusatzbericht der SPK beider Räte
zur Verfassungsreform, wonach "die Pla-
nung der Staatstätigkeiten primär Aufgabe
der Exekutive" sei29. Das Parlament solle
selber keine Pläne erstellen. Der Bundesrat
wollte keine neuen politischen Handlungs-
instrumente einführen, sprach sich somit
gegen die Einführung der Grundsatz- und

13 Parlamentarische Initiative Parlamentsgesetz, Bericht der Staatspolitischen Kommission des Nationalrates vom 1. März 2001, BBl 2001, 3467 ff., 3598.
14 Parlamentarische Initiative Parlamentsgesetz, Bericht der Staatspolitischen Kommission des Nationalrates vom 1. März 2001, Stellungnahme des Bundesrates vom 22. August 2001, BBl

2001, 5428 ff., 5442 f.
15 Amtl. Bull. Nationalrat 2001, S. 1370.
16 STEPHAN C. BRUNNER, Kantonale Staatlichkeit im Wandel: Die Kantonsparlamente vor der Herausforderung kooperativer Handlungsformen, LeGes 2004/1, S. 142 mit weiteren Hinweisen.
17 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 29. Mai 1874.
18 SUSANNE HARDMEIER, Die Mitwirkung der Bundesversammlung bei der politischen Planung und ihre Grundlagen im neuen Parlamentsgesetz, LeGes 2003/2, S. 79.
19 Bericht über die Mitwirkung des Parlamentes bei der politischen Planung vom 10. März 1986, BBl 1986 II 1 ff.
20 Bericht (Anm. 19), 12.
21 Art. 173 Abs. 1 lit. g BV war im Vorentwurf 96 des Bundesrates zur BV noch nicht enthalten. Diese Bestimmung wurde aufgrund des Zusatzberichts der staatspolitischen Kommissionen zur

Verfassungsrevsion vom 6. März 1997 (BBl 1997 III 245 ff., 288) aufgenommen.
22 MARTIN GRAF, Bundesversammlung und staatsleitende Politikgestaltung, in: Thomas Sägesser (Hrsg.), Die Bundesbehörden, Bern 2000, S. 112. So auch schon CHRISTOPH LANZ, Politische

Planung und Parlament, Diss. Bern 1977, S. 102.
23 Bericht der Staatspolitischen Kommission (Anm. 13), 3467 ff.
24 Nach bisherigem Recht gab es die Möglichkeit, bei der Beratung der Richtlinien der Regierungspolitik entweder mit Richtlinienmotionen (Art. 45ter Abs. 2 Bundesgesetz über den

Geschäftsverkehr der Bundesversammlung sowie über die Form, die Bekanntmachung und das Inkrafttreten ihrer Erlasse [Geschäftsverkehrsgesetz] vom 23. März 1962, in der Fassung vom
1. November 1979; AS 1979, 1318 ff.) andere Akzente zu setzen oder den Bericht zurückzuweisen, verbunden mit dem Auftrag, die Richtlinien in einem bestimmten Sinn zu überarbeiten.
Zum Ganzen siehe Bericht der Staatspolitischen Kommission (Anm. 13), 3492 f.; GRAF (Anm. 22), S. 122; PATRIK WAGNER, Die Motion nach eidgenössischem Parlamentsrecht, Diss. St.
Gallen 1990, S. 248 ff.

25 Bericht der Staatspolitischen Kommission (Anm. 13), 3493.
26 Bericht der Staatspolitischen Kommission (Anm. 13), 3494.
27 Stellungnahme Bundesrat (Anm. 14), 5428 ff.
28 Stellungnahme Bundesrat (Anm. 14), 5440.
29 Bundesversammlung. Organisation, Verfahren, Verhältnis zum Bundesrat. Zusatzbericht der Staatspolitischen Kommissionen der eidgenössischen Räte zur Verfassungsreform vom 6. März

1997, BBl 1997 III 245 ff., 288.
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Planungsbeschlüsse in Form von (einfa-
chen) Bundesbeschlüssen aus30. In der
Pressemitteilung war zu lesen, dass der
Bundesrat seinen Handlungsspielraum zu
stark eingeschränkt sähe, wenn das Parla-
ment statt der bisher üblichen Kenntnis-
nahme rechtlich verbindliche Entscheidun-
gen treffen könne31. Die SPK-N hielt jedoch
an ihrem Vorschlag fest.
In der Debatte im Plenum wies die Bundes-
kanzlerin namens des Bundesrates noch
einmal darauf hin, dass die Motion als
Handlungsinstrument der Bundesversamm-
lung im Bereich der Planung des Bundesra-
tes genüge und deshalb die Form eines
Grundsatz- oder Planungsbeschlusses nicht
geschaffen werden müsse32. Demgegenüber
hielt die Kommissionssprecherin fest, dass
nur sehr restriktive von Planungs- und
Grundsatzbeschlüssen in Form von Bundes-
beschlüssen Gebrauch gemacht werden
solle33. In der Schlussabstimmung unterlag
der Antrag des Bundesrates.
Die blosse Kenntnisnahme der politischen
Pläne hat weder politische noch rechtliche
Verbindlichkeit. Mit der Beschlussfassung
in der Form des (einfachen) Bundesbe-
schlusses wird zumindest eine politische
Verbindlichkeit erreicht. Darin liegt auch
der Unterschied zur Motion34. Führt die
Debatte im Parlament zu einem Beschluss,
so ist sie auch gezielter, strukturierter und
die politische Willensbildung klarer.

b) Finanzplanung
Für die Erarbeitung des Finanzplanes ist
der Bundesrat gemäss Art. 183 Abs. 1 BV
zuständig. Diesen nimmt die Bundesver-
sammlung nach Art. 143 Abs. 1 ParlG zur
Kenntnis. Die SPK-N schlug vor, es solle
nicht bei der blossen Kenntnisnahme blei-
ben. Der Bundesrat habe der Bundesver-
sammlung Einnahmen und Ausgaben nach
Sachgruppen in der Form eines Entwurfes
zu einem einfachen Bundesbeschluss zur
Beratung vorzulegen35. In seiner Stellung-
nahme äusserte sich der Bundesrat ableh-
nend dazu36. Die Finanzplanung liege
gemäss Art. 183 Abs. 1 BV in der Kompe-
tenz des Bundesrates. Zwar solle das Parla-
ment nach Art. 173 lit. g BV mitwirken,
jedoch nicht anders als bei anderen Pla-
nungsberichten. Der Bundesrat wolle "an

der bewährten Regelung von Art. 23
Finanzhaushaltsgesetz37 festhalten,
wonach der Finanzplan zur Kenntnisnahme
unterbreitet wird"38.
Im Laufe der parlamentarischen Beratun-
gen kristallisierte sich heraus, dass die
Finanzplanung als rollende Planung dau-
ernden Änderungen unterworfen und es
deshalb nicht sinnvoll ist, einem solchen
Plan eine besondere Verbindlichkeit und
Beständigkeit in Form eines Bundesbe-
schlusses zu verleihen39. Es genüge die
(formlose) Kenntnisnahme und das Instru-
ment der Motion, mit welcher das Parla-
ment auf einzelne Aspekte Einfluss nehmen
kann40. Deshalb wurde darauf verzichtet,
die Bundesversammlung über die Finanz-
planung durch einen einfachen Bundesbe-
schluss entscheiden zu lassen.

c) Weitere Planungen
Der Bundesrat kann gemäss Art. 148 Abs. 1
ParlG "der Bundesversammlung weitere
Planungen und Berichte zur Information
oder zur Kenntnisnahme" unterbreiten. Es
dürfte sich dabei vor allem um sektorielle
politische Planungen – z. B. auf dem
Gebiet der Energie und des Verkehrs41 –
handeln. Auch hier besteht die Möglich-
keit, Ziele oder Schlussfolgerungen wichti-
ger Planungen in Form eines Entwurfes zu
einem (einfachen) Bundesbeschluss dem
Parlament vorzulegen (Art. 148 Abs. 2
ParlG), die Bundesversammlung also zu
einer politisch verbindlichen Form der Mit-
wirkung einzuladen.

d) Zusammenfassung
Zusammengefasst kann gesagt werden,
dass die politische Planung im Bund zwar
primär Aufgabe der Regierung ist (Art. 180
Abs. 1 BV), dem Parlament jedoch Instru-
mente zur Verfügung stehen, welche eine
Mitwirkung von unterschiedlicher Inten-
sität zulassen (siehe Art. 28 ParlG).

II. Gewaltenteilung

a) Gewaltenteilung und Kooperation der
Gewalten
Gewaltenteilung bedeutet primär einmal,
dass die Staatsgewalt nicht von einem

Organ im Staate allein ausgeübt, sondern
auf mehrere verteilt und dadurch gemäs-
sigt wird. Eine moderne Form der Gewal-
tenteilung geht nicht davon aus, dass eine
Gewalt in einem bestimmten Bereich allein
zuständig ist. Vielmehr sollen die Befug-
nisse so zugeordnet werden, dass die
Gewalten – vor allem Parlament und Regie-
rung – gezwungen sind, für das Zustande-
kommen von Entscheidungen zusammenzu-
arbeiten. Auf diese Weise wird das Ziel der
Gewaltenteilung, die Ausübung staatlicher
Macht zu begrenzen, in idealer Weise
erreicht. Die Bundesverfassung sieht eine
solche Gewaltenteilung im Bereich der
Staatsleitung durch Zusammenwirken von
Parlament und Regierung vor. Zudem sind
diese Staatsorgane in einer Weise an den
staatsleitenden Grundsatzentscheidungen
beteiligt, die ihrer Eignung und ihrer
demokratischen Legitimation entspricht.
Nicht das Aufteilen, das Trennen der
"Gewalt" steht im Vordergrund, sondern
das Erfordernis der Kooperation. Keine
Gewalt soll allein, ohne Mitwirkung und
Kontrolle der anderen, Macht ausüben; Par-
lament und Regierung sollen nach Massga-
be ihrer Fähigkeiten am Staatsleitungspro-
zess beteiligt sein42.

b) Gewaltenteilung und politische Planung
Besonders differenziert ist dieses System
der Kooperation, wie dargelegt, im Bereich
der politischen Planung ausgebildet. Im
Bund ist der Bundesrat gemäss Art. 180
Abs. 1 Satz 2 BV für die Planung der staat-
lichen Tätigkeiten zuständig. Der Bundes-
versammlung wird in Art. 173 Abs. 1 lit. g
BV eine Kompetenz zur Mitwirkung bei
wichtigen Planungen der Staatstätigkeit
eingeräumt. Zu den wichtigen Planungen
gehören die politische Gesamtplanung,
also der Legislaturplan und andere Sach-
pläne wie der Finanzplan oder der aussen-
politische Bericht. Die Mitwirkung des Par-
lamentes kann unterschiedlich ausgestal-
tet sein. In allgemeiner Form sind die Mit-
wirkungsmöglichkeiten in Art. 28 ParlG
umschrieben43.
Bei der Legislaturplanung, welche aus den
Richtlinien der Regierungspolitik und dem
Legislaturfinanzplan besteht, verfasst der
Bundesrat nach Art. 146 ParlG einen

30 Stellungnahme Bundesrat (Anm. 14), 5440.
31 Pressemitteilung der Bundeskanzlei vom 22.8.2001.
32 Amtl. Bull. Nationalrat 2001, S. 1337.
33 Amtl. Bull. Nationalrat 2001, S. 1336.
34 GRAF (Anm. 22), S. 124; PASCAL SCIARINI, La participation des parlements à la planification politique – Bilan et perspectives, in: Parlament (Mitteilungsblatt der Schweizerischen Gesell-

schaft für Parlamentsfragen) 2004, Nr. 3, S. 19.
35 Bericht der Staatspolitischen Kommission (Anm. 13), 3595.
36 Stellungnahme Bundesrat (Anm. 14), 5445.
37 Bundesgesetz vom 6. Oktober 1989 über den eidgenössischen Finanzhaushalt (Finanzhaushaltgesetz, FHG), SR 611.0.
38 Stellungnahme Bundesrat (Anm. 14), 5444 f.
39 Amtl. Bull. Ständerat 2002, S. 39.
40 Amtl. Bull. Ständerat 2002, S. 40.
41 Gesamtenergiekonzeption, Gesamtverkehrskonzeption; vgl. dazu LANZ (Anm. 22), S. 40, S. 52 ff.
42 HANSJÖRG SEILER, Gewaltenteilung, Allgemeine Grundlagen und schweizerische Ausgestaltung, Bern 1994, S. 253 ff.; WALTER HALLER/ALFRED KÖLZ, Allgemeines Staatsrecht, 3. Auflage,

Basel/Genf/München 2004, S. 188 f.; TSCHANNEN (Anm. 2), Rz. 21 zu § 33.
43 Siehe vorne, I.3.
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Bericht und einen Entwurf zu einem einfa-
chen Bundesbeschluss über die Ziele der
Legislaturplanung. Gemäss Art. 147 Abs. 1
ParlG beraten die beiden Kammern
getrennt in der gleichen Session darüber.
Erstmals nach Inkraftsetzung des ParlG44

konnte das Parlament die Legislaturpla-
nung des Bundesrates für die Jahre 2003 _
2007 nicht nur wie bis anhin zur Kenntnis
nehmen, sondern in einem einfachen
Bundesbeschluss darüber befinden. Das
Verfahren erwies sich als schwieriger, als
man sich dies beim Erlass des ParlG vorge-
stellt hatte. Im Nationalrat folgte nach
einer langen Eintretensdebatte eine ausge-
dehnte Detailberatung, die mit der Ableh-
nung des vom Bundesrat vorgelegten Ent-
wurfs zu einem einfachen Bundesbeschluss
endete45. Der Ratspräsident drückte sich
dazu folgendermassen aus: "Die Bilanz die-
ser Debatte heisst: 16 Stunden Ratsdebat-
te, etwa 7 vorausgegangene Kommissions-
sitzungen, lediglich 4 angenommene Min-
derheitsanträge – und das für rund eine
halbe Million Franken. Das hätten Sie
bereits beim Eintreten in einer halben
Stunde erledigen können46." Der Ständerat
trat auf die Vorlage ein47 und führte auch
eine Detailberatung durch, die mit der Ver-
abschiedung des Bundesbeschlusses ende-
te. Anschliessend beschloss der Nationalrat
Nichteintreten, was zur Folge hatte, dass
das Geschäft für das Parlament erledigt
war48. Es zeigte sich, dass die fehlende
Konsensbereitschaft der politischen Par-
teien das Parlament daran hindern kann,
auf die langfristige politische Planung ein-
zuwirken. Die Bundesversammlung hat sich
damit selbst eines wichtigen Instrumentes
beraubt, um die Gewaltenteilung im
Bereich der Staatsleitung zu verwirklichen.
Der Entwurf des Bundesrates für einen
Bundesbeschluss über die Ziele der Legisla-
turplanung war zu abstrakt und nannte die
politisch umstrittenen Massnahmen zur
Erreichung der Ziele nicht. Immerhin
kamen in der Parlamentsdebatte die wich-
tigen politischen Auffassungen zur Legisla-
turplanung zum Ausdruck49. Es stellt sich
die Frage, ob die Bundesversammlung nur
wegen der besonderen politischen Konstel-
lation die Kooperation mit dem Bundesrat
im Bereich der politischen Planung verwei-

gerte, oder ob es dazu – wie gelegentlich
behauptet wird50 – grundsätzlich nicht
geeignet ist.

III. Schlussfolgerung

Staatsleitung in einem System kooperie-
render Gewalten ist ein mühsamer Prozess.
Es kommt immer wieder zu Reibungsverlu-
sten, Leerläufen oder eben sogar zu Bloc-
kierungen. Konsens zu suchen und zu fin-
den ist aufwändig. Voraussetzungen für
erfolgreiche Zusammenarbeit sind nament-
lich die Bereitschaft, einander zuzuhören
und miteinander auf rationaler Basis zu
diskutieren, gegenseitiges Verständnis für
unterschiedliche Standpunkte und eine
gewisse Toleranz. Kooperative Prozesse in
der Staatsleitung sind – wie politische Pro-
zesse überhaupt – auch Lernprozesse.
Wenn es – wie in letzter Zeit gelegentlich –
zu Problemen in der Zusammenarbeit zwi-
schen Regierung und Parlament kommt, so
sollte man daraus hüben wie drüben seine
Lehren ziehen und versuchen, es ein näch-
stes Mal besser zu machen.

44 1. Dezember 2003.
45 Amtl. Bull. Nationalrat 2004, S. 935.
46 Amtl. Bull. Nationalrat 2004, S. 935.
47 Amtl. Bull. Ständerat 2004, S. 292.
48 Amtl. Bull. Nationalrat 2004, S. 1103.
49 Zu den Problemen bei der ersten Anwendung des Verfahrens vgl. MARTIN GRAF, Mitwirkung der Bundesversammlung an der politischen Planung, in: Parlament (Mitteilungsblatt der

Schweizerischen Gesellschaft für Parlamentsfragen) 2004, Nr. 3, S. 15.
50 Vgl. die Literaturhinweise bei GEORG MÜLLER, Inhalt und Formen der Rechtssetzung als Problem der demokratischen Kompetenzordnung, Basel/Stuttgart 1979, S. 40; Parlamentarische

Initiative über Regierungsrichtlinien und Finanzplanung, Bericht der Kommission des Nationalrates vom 16. Mai 1978, BBl 1978 II 95 ff.; Zusatzbericht der Staatspolitischen Kommissio-
nen zur Verfassungsreform (Anm. 29).
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01.401

Parlamentarische Initiative
Parlamentsgesetz

(PG)

Bericht der Staatspolitischen Kommission des Nationalrates

vom 1. März 2001

Sehr geehrter Herr Präsident
sehr geehrte Damen und Herren,

wir unterbreiten Ihnen gemäss Artikel 21ter Absatz 3 und Artikel 21quater Absatz 3
des Geschäftsverkehrsgesetzes (GVG) den vorliegenden Bericht. Gleichzeitig erhält
der Bundesrat Gelegenheit zur Stellungnahme.

Die Kommission beantragt, ihrem beiliegenden Gesetzesentwurf zuzustimmen.

Gleichzeitig beantragen wir Ihnen,

– folgende parlamentarische Initiativen als erfüllt abzuschreiben:

96.451 Pa. Iv. Kommission 95.067-NR. Einsatz von Sachverständigen und
Pflicht zur Verschwiegenheit in PUK-Verfahren

96.452 Pa. Iv. Kommission 95.067-NR. Parlamentarische Oberaufsicht:
Richtlinien der Bundesversammlung an den Bundesrat

96.453 Pa. Iv. Kommission 95.067-NR. Einblick der parlamentarischen Kon-
trollkommissionen in die Führungs- und Kontrolldaten der Departe-
mente sowie in Akten noch nicht abgeschlossener Verfahren

96.454 Pa. Iv. Kommission 95.067-NR. Koordination unter den parlamentari-
schen Kontrollkommissionen

97.441 Pa. Iv. Schlüer. Interessenbindung

98.425 Pa. Iv. Zbinden Hans. Die Schweiz in internationalen Institutionen.
Demokratisierung der Strukturen und Verfahren

– folgende Vorstösse abzuschreiben:

1996 P 96.3151 Zusammenführung, allenfalls intensivere Koordination der
Finanz- und Geschäftsprüfungskommission
(N 21.6.96, Raggenbass)

1998 P 98.3052 Sachbereiche der ständigen Kommissionen. Änderung
(N 18.12.98, Finanzkommission NR)
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1998 P 98.3349 Wiederkandidierende Bundesräte. Wahlverfahren
(N 18.12.99, Weyeneth)

1999 P 99.3283 Vorstoss gegen die Vorstossflut (N 13.12.2000, Theiler)

1999 P 99.3380 Verstärkung der Instrumentarien Motion und Postulat
(N 8.10.99, Stamm Luzi)

1999 P 99.3526 Änderung des GVG (N 22.12.99, Bangerter)

1999 P 99.3565 Parlamentarische Initiativen. Vorprüfungsverfahren in bei-
den Räten (N 24.3.2000, Hess Peter)

1999 P 99.3568 Eides- und Gelübdeformel (N 22.12.99, SPK-NR)

1. März 2001 Im Namen der Kommission

11410 Die Präsidentin: Vreni Hubmann
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2 Grundzüge des neuen Parlamentsgesetzes

2.1 Überblick über Aufgaben, Organisation und
Verfahren der Bundesversammlung

Am Anfang jeder Reform von staatlichen Organen sollte die Überlegung stehen,
welche Aufgaben ein bestimmtes Organ und seine Mitglieder wahrzunehmen haben.
Die Zuweisung der Aufgaben an die Bundesversammlung ist zur Hauptsache Ge-
genstand der Bundesverfassung (BV). Der Prozess der Totalrevision der BV hat die
Gelegenheit geboten, die Aufgaben der Bundesversammlung in der BV vom
18. April 1999 viel umfassender und präziser zu definieren als in ihrer Vorgängerin
vom 29. Mai 1874. Es waren in erster Linie die Staatspolitischen Kommissionen, die
mit ihrem Zusatzbericht zur Verfassungsreform vom 6. März 1997 diese gebotene
Gelegenheit ergriffen haben (BBl 1997 III 245). Auf Gesetzesebene besteht nurmehr
ein relativ geringer Bedarf nach weiteren Präzisierungen der Aufgaben der Bundes-
versammlung und nur ein kleiner Spielraum für funktionale Reformen.

Eine grundlegende funktionale Reform des Parlamentes müsste auf Verfassungsstufe
ansetzen. Da die neue BV von 1999 die seit 1848 bestehenden umfassenden Aufga-
ben der Bundesversammlung als «oberste Gewalt» und die weitgehenden Rechte ih-
rer einzelnen Mitglieder präzisiert und damit gefestigt hat, könnte eine grundlegende
funktionale Reform wohl nur in die entgegengesetzte Richtung gehen, das heisst
diese Aufgaben und Rechte abbauen. Dazu besteht allerdings kein Anlass.

Die gesetzlichen Regelungen über die Organisation und das Verfahren der Bundes-
versammlung müssen im Lichte der grundlegenden verfassungsmässigen Aufgaben
der Bundesversammlung und der Rechte ihrer einzelnen Mitglieder getroffen wer-
den. Diesem Anspruch kann das geltende Geschäftsverkehrsgesetz (GVG), das von
seiner Systematik her weitgehend als reines Verfahrensgesetz konzipiert ist, nicht
gerecht werden. Diesem Anspruch wird aber auch eine Reformdiskussion nicht ge-
recht, die allein unter dem Gesichtspunkt der Effizienzsteigerung auf Verfahrensre-
formen abzielt. Namentlich darf die Repräsentationsfunktion der Bundesversamm-
lung und ihrer einzelnen Mitglieder als eigentliche «raison d’être» eines Parlamentes
nicht aus dem Auge verloren werden, auch wenn die Wahrnehmung dieser Reprä-
sentationsaufgabe in einen gewissen Gegensatz zur Effizienz staatlichen Handelns
geraten kann. Die Mitglieder der Bundesversammlung haben die zentrale Aufgabe,
ihre Wählerinnen und Wähler mit ihren vielfältigen und unterschiedlichen Interessen
zu vertreten. Durch die öffentliche parlamentarische Auseinandersetzung und durch
die demokratische Entscheidfindung stellt das Parlament die Legitimität staatlichen
Handelns her. Diese Legitimität ist Voraussetzung für die Akzeptanz und damit für
die Effektivität staatlichen Handelns. Wer sich vertreten fühlt im Parlament, wer
sieht, dass dort seine Meinungen und Interessen artikuliert und öffentlich diskutiert
werden (insbesondere bei der Gesetzgebung und der Wahl von Magistratspersonen),
wer sieht, dass Verwaltung und Regierung kontrolliert werden und dass bei Miss-
ständen eingegriffen wird, der kann den Staat als «seinen» Staat empfinden. Diese
Legitimität staatlichen Handelns wird noch entscheidend verstärkt durch das Refe-
rendumsrecht des Volkes, das wichtige Parlamentsentscheidungen sanktionieren
kann. Dabei ist zu bedenken, dass das Referendumsrecht auf den Parlamentsrechten
aufbaut: Was der Zuständigkeit des Parlamentes entzogen wird, darüber kann auch
das Volk nicht mehr entscheiden.
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Die neue BV akzentuiert das individualistische Repräsentationsverständnis des
schweizerischen Parlamentarismus, indem sie neben dem Initiativrecht des einzelnen
Ratsmitglieds auch sein Antragsrecht garantiert. Anders als in anderen Parlamenten
kann ein einzelnes Ratsmitglied in der Bundesversammlung nicht nur im grösseren
Kollektiv einer Fraktion Wirkung entfalten, sondern sollte sich auch als individueller
Repräsentant seiner Wählerschaft im Rat einbringen können. Auf Gesetzesstufe
muss sichergestellt werden, dass diese individuellen Initiativ- und Antragsrechte
nicht nur pro forma bestehen, sondern auch tatsächlich wahrgenommen werden kön-
nen. In diesen Kontext gehört die neu im Parlamentsgesetz vorzunehmende Defi-
nition der Informationsrechte des einzelnen Ratsmitglieds. Reformbedarf besteht im
Bereich der Initiativ- und Motionsrechte. Insbesondere das Instrument der Motion
geniesst heute weder im Parlament selbst noch bei Bundesrat und Verwaltung den
Respekt, der ihm auf Grund seiner gesetzlichen Definition gebühren würde. Die
Herausforderung an das neue Gesetz besteht darin, geeignete Verfahren zu finden,
die diese Rechte der einzelnen Ratsmitglieder wahren, ohne dass dadurch die Funk-
tionsfähigkeit des gesamten Parlamentes beeinträchtigt wird. Die Rechte des Parla-
mentes und seiner Mitglieder würden in Frage gestellt, wenn das Parlament als Fol-
ge unbefriedigender Verfahren nicht mehr fähig wäre, zeit- und sachgerecht Ent-
scheide zu fällen. Ein chaotischer Parlamentsbetrieb würde das Vertrauen der Bürge-
rinnen und Bürger in die Institution Parlament schwächen. Wie historische Erfah-
rungen (z.B. das Ende der 4. Französischen Republik) zeigen, fördert eine solche
Situation antiparlamentarische, autoritär-exekutivstaatliche Tendenzen, die häufig
auch scheindemokratische plebiszitäre Elemente enthalten. Die Forderung nach ei-
ner Volkswahl des Bundesrates weist in eine ähnliche Richtung.

Die Definitionen der einzelnen Zuständigkeiten der Bundesversammlung gemäss
Artikel 164–173 BV bedürfen zwar nur kleinerer Präzisierungen auf Gesetzesebene.
Voraussetzung für die tatsächliche Wahrnehmung dieser verfassungsmässigen Zu-
ständigkeiten ist aber die Festlegung einer geeigneten Organisation des Parlamentes
und zweckmässiger parlamentarischer Verfahren im Gesetz. Die Bedeutung des
neuen PG liegt wie beim bisherigen GVG vor allem in diesen Organisations- und
Verfahrensregelungen. In diesem Bereich können mit dem neuen PG auch grundle-
gende Reformen vorgenommen werden.

Die Verfassung weist zwar der Bundesversammlung die Gesetzgebungsfunktion zu,
indem sie sie zuständig erklärt für den Erlass aller «wichtigen rechtsetzenden Be-
stimmungen» (Art. 164 BV). Die Ausgestaltung des Gesetzgebungsverfahrens in der
Bundesversammlung ist aber Gegenstand des Gesetzes. Weil es sich hier seit 1848
um eine traditionelle Kernfunktion des Parlamentes handelt, ist das Verfahren be-
reits im bestehenden GVG umfassend geregelt. Dieses Verfahren hat sich in den
Grundzügen bewährt; notwendig sind nur geringfügige Präzisierungen. Auf Grund
der umfassenden Zuständigkeit der BV für die Gesetzgebung statuiert das Parla-
mentsgesetz neu den im heutigen Recht nicht sichergestellten Zugriff auf Informa-
tionen über das vor- und nachparlamentarische Gesetzgebungsverfahren.

Keine wesentlichen Änderungen sind notwendig im Bereich der traditionellen Re-
gierungs- und Verwaltungsfunktionen des Parlaments, wie zum Beispiel bei der
Festsetzung des Voranschlags (Art. 167 BV). Reformbedarf besteht aber bei der
Ausübung der jetzt explizit in der BV verankerten Zuständigkeit der Bundesver-
sammlung zur Mitwirkung bei wichtigen Planungen (Art. 173 Abs. 1 Bst. g) und zur
Beteiligung an der Gestaltung der Aussenpolitik (Art. 166 BV). Das bis heute übli-
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che Verfahren der blossen Kenntnisnahme von Berichten des Bundesrates genügt
nicht mehr dem verfassungsmässigen Anspruch auf Mitwirkung; nötig ist eine diffe-
renziertere und verbindlichere Mitwirkung in Form von Bundesbeschlüssen.

Um die Funktion der Oberaufsicht (Art. 169) ausüben zu können, braucht das Par-
lament neben einer zweckmässigen Organisation insbesondere auch Rechte, um sich
über die Vorgänge in Regierung und Verwaltung informieren zu können. Gerade in
diesem Bereich hat sich das GVG seit den 1960er-Jahren bereits beträchtlich weiter-
entwickelt. Auf Grund der neuen BV müssen im Parlamentsgesetz drei grundsätzli-
che Neuerungen näher ausgeführt werden: die Kommissionen erhalten Anspruch auf
alle für ihre Aufgabenerfüllung notwendigen Informationen (Art. 153 Abs. 4 BV);
im Konfliktfall entscheidet letztinstanzlich der «Kontrolleur» und nicht der Kontrol-
lierte über den Umfang der Informationsrechte; den Delegationen der Aufsichts-
kommissionen dürfen keine Informationen mehr vorenthalten werden (Art. 169
Abs. 2).

Die neue BV überträgt der Bundesversammlung die Aufgabe, für die Überprüfung
der Wirksamkeit der Massnahmen des Bundes zu sorgen (Art. 170 BV). Das neue
Parlamentsgesetz muss den Vollzug dieser Verfassungsbestimmung sicherstellen,
indem es geeignete organisatorische Vorkehrungen trifft und diese Aufgabe be-
stimmten Organen der Bundesversammlung zuweist.

Schliesslich kommt dem Parlament auch eine Wahlfunktion zu (Art. 168 BV), insbe-
sondere hat es die Regierung zu wählen, aber z.B. auch Wahlen anderer Organe zu
bestätigen. Das entsprechende Verfahren ist bisher entweder nur auf Verordnungs-
ebene (Wahl des Bundesrates usw.) oder überhaupt nicht geregelt (Bestätigung von
Wahlen). Der Gesetzesbegriff der neuen BV verlangt, dass derart wichtige Fragen
im Gesetz geregelt werden, damit sich allenfalls auch die Stimmbürgerinnen und
Stimmbürger dazu aussprechen können. Das neue Parlamentsgesetz bietet die Gele-
genheit zur Überprüfung, ob sich namentlich das bisherige Verfahren der Wahl des
Bundesrates bewährt hat; eine Frage, welche die Kommission mehrheitlich bejaht.

Eine weitere zentrale Voraussetzung dafür, dass die Bundesversammlung und ihre
Mitglieder ihre verfassungsmässigen Aufgaben erfüllen können, besteht in einer hin-
reichenden Infrastruktur. Einerseits stehen der Bundesversammlung und insbeson-
dere ihren Organen die Dienstleistungen der Parlamentsdienste und beigezogener
Dienststellen der Bundesverwaltung zur Verfügung, was in den Grundzügen durch
das Parlamentsgesetz geregelt wird. Andererseits brauchen die einzelnen Ratsmit-
glieder hinreichende Entschädigungen und eine Infrastruktur, was aber nicht Gegen-
stand dieses Gesetzes ist. Die Kommission sieht hier grundlegenden Reformbedarf
und wird daher mit einer separaten Vorlage eine entsprechende Revision des Ent-
schädigungsgesetzes vorschlagen.

2.2 Grundzüge der Gewaltenteilung

Wie werden die Aufgaben der Bundesversammlung abgegrenzt von den Aufgaben
der beiden anderen obersten Bundesbehörden? Auch diese Frage wird weitgehend
durch die neue BV beantwortet. Das Parlamentsgesetz muss die verfassungsmässi-
gen Grundsätze der Gewaltenteilung umsetzen und in diesem Sinne einige Präzisie-
rungen vornehmen.
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Die neue BV geht zwar wie die BV von 1848 und 1874 von einer weitgehenden
formellen Unabhängigkeit der Gewalten voneinander aus (strikte personelle Gewal-
tentrennung, feste Amtsdauer der Regierung ohne Abberufungsrecht des Parlamen-
tes und ohne Recht der Regierung zur Auflösung des Parlamentes). Anders als die
früheren BV macht die neue BV aber deutlich, was in der Staatspraxis schon seit je-
her gang und gäbe war: dass nämlich Bundesversammlung und Bundesrat zu enger
Kooperation aufgerufen sind. Eine klare Zuweisung der Zuständigkeiten und Ver-
antwortlichkeiten schliesst nicht aus, dass jede der beiden Gewalten auf den Zustän-
digkeitsbereich der anderen Gewalt einwirkt. Formelle Entscheidungszuständigkei-
ten einerseits und Einflussnahmen andererseits müssen klar auseinander gehalten
werden. Seit jeher war und ist selbstverständlich, dass der Bundesrat auf den Zu-
ständigkeitsbereich der Bundesversammlung einwirkt und Einfluss nimmt, indem er
sein Initiativ- und Antragsrecht in der Bundesversammlung wahrnimmt und indem
seine Mitglieder auch persönlich an den Verhandlungen der Ratsplena und Kommis-
sionen teilnehmen. Umgekehrt hat der Bundesrat aber immer wieder Versuche der
Einflussnahme des Parlamentes auf seinen Zuständigkeitsbereich mit dem Argument
zurückgewiesen, damit würde der Grundsatz der Gewaltenteilung verletzt. Diese
Argumentation wird durch die neue BV hinfällig. Artikel 171 stellt klar, dass der
Bundesversammlung Instrumente zur Verfügung stehen müssen, mit welchen sie auf
den Zuständigkeitsbereich des Bundesrates einwirken kann. Zudem geht die neue
BV davon aus, dass der Bundesrat in den Bereichen der Aussenpolitik (Art. 166 und
184) und der wichtigen Planungen (Art. 173 Abs. 1 Bst. g und Art. 180 Abs. 1, 2.
Satz) entgegen früher vertretenen Auffassungen nicht allein zuständig ist, sondern
dass der Bundesversammlung hier Mitwirkungsrechte zustehen. Die Aufgabe des
neuen Parlamentsgesetzes besteht darin, diese Verfassungsbestimmungen umzuset-
zen, indem das Ausmass dieser Mitwirkungsrechte genauer definiert und die Verfah-
ren der Mitwirkung näher geregelt werden.

Die traditionelle Gewaltenteilungsdiskussion geht häufig von einem statischen Ver-
ständnis der Zuständigkeitsordnung aus; es wird argumentiert, eine bestimmte par-
lamentarische Forderung sei nicht zulässig, weil die Regierung zuständig sei. Diese
Argumentation verkennt, dass die Kompetenzordnung immer veränderbar ist. Die
Forderung ist nicht unzulässig, nur bedarf ihre Umsetzung einer vorherigen Ände-
rung der Zuständigkeitsordnung. Dafür hinwiederum ist in den allermeisten Fällen
der Gesetzgeber zuständig; ist er es nicht, so ist es der Verfassungsgeber. So oder so
hat die Bundesversammlung die Möglichkeit, unter Vorbehalt der Rechte von Volk
und Ständen eine Zuständigkeit an sich zu ziehen, und zwar auch in traditionellen
Domänen der so genannt «ausschliesslichen» Zuständigkeit des Bundesrates.

Die Bundesversammlung wird sich allerdings im eigenen Interesse und im Interesse
der Funktionsfähigkeit des Staates als Ganzes auf die Behandlung der wesentlichen
Fragen beschränken müssen. Was wesentlich ist, lässt sich nicht nach abstrakten
rechtlichen Kriterien beurteilen, sondern darüber entscheidet die Bundesversamm-
lung nach politischen Kriterien; eine zentrale Funktion bei der Selektion des Wichti-
gen kommt dabei den ständigen Kommissionen zu. Das neue Parlamentsgesetz weist
den Kommissionen umfassende Informations- und Konsultationsrechte zu, welche
die Befürchtung aufkommen lassen könnten, dass die Kommissionen Gefahr laufen,
durch nicht mehr verarbeitbare Informationsfluten und durch Konsultationen zu
technischen Detailfragen lahmgelegt zu werden und damit zugleich auch die Ver-
waltung übermässig zu beanspruchen. Demgegenüber kann darauf vertraut werden,
dass das politische Interesse der Kommissionsmitglieder in Verbindung mit ihren
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beschränkten zeitlichen Ressourcen von selbst dafür sorgen wird, dass die Kommis-
sionen von diesen Rechten nur dann im Sinne von «Zugrechten» Gebrauch machen,
wenn es eben um politisch bedeutsame Fragen geht.

Die Grundsätze der Gewaltenteilung spielen nicht nur im Verhältnis von Bundesver-
sammlung und Bundesrat eine zentrale Rolle. Das Parlamentsgesetz wird neu auch
der Stellung des Bundesgerichts als selbstständiger dritter Gewalt Rechnung tragen.
Zu regeln sind die direkte Vertretung der Anliegen des Bundesgerichts in der Bun-
desversammlung und das spezifische Ausmass der parlamentarischen Oberaufsicht
über das Bundesgericht. Dabei ist die Unabhängigkeit der Rechtsprechung des Bun-
desgerichtes zu wahren.

2.3 Die Systematik des neuen Gesetzes

Das GVG von 1962 ist als reines Verfahrensrecht konzipiert worden, das den Ver-
kehr zwischen den Räten und zwischen der Bundesversammlung und dem Bundesrat
regelt. Während seiner bald 40-jährigen Geltungsdauer wurde es durch über 30 Teil-
revisionen mit weiteren parlamentarischen Regelungsinhalten angereichert, insbe-
sondere den Bestimmungen über die Oberaufsicht. Heute kann das GVG deshalb
kaum mehr als reines Verfahrensgesetz bezeichnet werden. Die Systematik war den
vielen Teilrevisionen nicht gewachsen, so dass das GVG unübersichtlich und unles-
bar geworden ist. Die Nummerierung musste teilweise umständlich angepasst wer-
den (vgl. Art. 47bisb GVG) und gewisse Artikel umfassen bis neun Absätze (vgl.
Art. 27 GVG). Auch wurden verschiedene Bestimmungen mehrmals revidiert, später
wieder gestrichen oder in einem anderen Artikel integriert. Gewisse Inhalte des
GVG können folglich nicht mehr ohne Auslegung und Analogieschlüsse verstanden
werden. Die Totalrevision bietet nun Gelegenheit, die Systematik des Gesetzes neu
zu überdenken und die Inhalte neu zu ordnen.

Bedeutend für die Erarbeitung einer neuen Systematik ist die Bestimmung des Ge-
genstandes des Gesetzes. Entsprechend der Entwicklung des GVG zielt das neue
Parlamentsgesetz darauf ab, all diejenigen Inhalte zu regeln, die einen direkten Zu-
sammenhang mit dem Parlament, seinen Mitgliedern und seinen Organen haben
(vgl. Ziff. 1.1). Der Inhalt des geltenden GVG wurde dazu mit Bestimmungen aus
anderen Gesetzen ergänzt, so beispielsweise den Bestimmungen über die Immunität
und die Sessionsteilnahmegarantie oder über die Unvereinbarkeiten des parlamenta-
rischen Mandats mit anderen Ämtern. Der neue Gesetzesbegriff auf Verfassungs-
ebene führt zudem dazu, dass verschiedene Bestimmungen der Ratsreglemente auf
Gesetzesstufe gehoben werden müssen: So beispielsweise das Abstimmungsverfah-
ren in den Räten und das Wahlverfahren in den Bundesrat und das Bundesgericht,
die zu den Grundlagen des Verfahrens der Bundesversammlung zählen (Art. 164
Abs. 1 Bst. g BV); oder aber das Verfahren über die Behandlung von Petitionen,
weil dieses die Rechte und Pflichten der Bürgerinnen und Bürger tangiert (Art. 164
Abs. 1 Bst. c BV).

Aufbauend auf diesem Inhalt des Parlamentsgesetzes liegt dem Entwurf eine syste-
matische Ordnung zu Grunde, die von zwei Grundgedanken geprägt ist: Zum einen
soll die Systematik durch die Trennung von Aufgaben, Organisation und Arbeits-
weise der Bundesversammlung die Beziehung zwischen den einzelnen Bestimmun-
gen verständlicher machen. Zum anderen soll die Systematik genügend Raum bie-
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verfügen dazu zusätzlich über das Mittel, ihre Delegationen mit der Prüfung der In-
formationen zu beauftragen (Art. 152 Abs. 5).

Die Kompetenz der Ratspräsidien ist neu. Unter den Begriff «Ratspräsidium» fällt
nach Artikel 34 das Dreiergremium jedes Rates, das sich aus der Ratspräsidentin
oder dem Ratspräsidenten sowie den beiden Vizepräsidentinnen oder -präsidenten
zusammensetzt (vgl. auch Art. 152 BV). Das Ratspräsidium ist als Kollektivorgan
das geeignete Gremium zur Schlichtung solcher Konfliktfälle. Es strahlt nicht nur
gegenüber den Ratsmitgliedern, sondern auch gegenüber dem Bundesrat eine gewis-
se Überparteilichkeit und Autorität aus. Um diese Kompetenz sinnvoll wahrnehmen
zu können, muss es in die strittigen Unterlagen Einsicht nehmen können.

2.4.1.4 Stellungnahmen der Aufsichtskommissonen
zum Entwurf

Die Geschäftsprüfungskommissionen (GPK) und die Finanzkommissionen (FK)
heissen in ihren Mitberichten den Entwurf und die Verbesserungen zum geltenden
Recht, insbesondere die Aufwertung der Aufsichtsdelegationen, gut. Die GPK be-
grüsst zudem, dass ihre Kompetenz, die eigenen Informationsrechte selbstständig
durchsetzen zu können, konsequent ausgestaltet ist. Nur so könne Oberaufsicht
wirksam wahrgenommen werden. Artikel 152 Absatz 5 gewährleiste dabei, dass
Geheimhaltungsinteressen nicht leichthin übergangen werden können, und die GPK
werde somit angehalten sein, ihre Informationsrechte auf geeignete Weise durchzu-
setzen. Die Regelung lässt durch ihre offene Formulierung genügend Raum offen,
sodass der Geheimnisschutz dem Einzelfall angepasst werden kann.

2.4.2 Grundsatz- und Planungsbeschlüsse (insb. für
die Legislasturplanung und in der Aussenpolitik)

2.4.2.1 Ausgangslage

Die Bundesversammlung spielt eine zentrale Rolle bei der Rechtsetzung, indem sie
die Gesetze erlässt und Volk und Ständen Verfassungsänderungen unterbreitet. In
ausgewählten Fällen obliegt ihr auch die Rechtsanwendung, indem Verfassung oder
Gesetz ihr die Kompetenz zum Erlass wichtiger Einzelakte zuweisen können. Staats-
leitende Politikgestaltung besteht aber nicht nur aus Rechtsetzung und Rechtsan-
wendung. Rechtsetzung und Rechtsanwendung sind das Resultat eines Meinungs-
bildungs- und Entscheidungsprozesses. Dieser Prozess wird gesteuert durch Wei-
chenstellungen, Grundsatzbeschlüsse und Vorentscheidungen, die zwar keine
Rechtssätze darstellen, aber dennoch von erheblicher politischer Bedeutung sind, in-
dem sie das spätere Resultat des Prozesses massgeblich vorbestimmen. In gewissen
Politikbereichen, insbesondere in der Aussenpolitik, spielt Rechtsetzung ohnehin nur
eine untergeordnete Rolle. Die Politikgestaltung erfolgt hier weitgehend durch
(mehr oder minder explizite) Konzepte und Grundsatzbeschlüsse ohne Rechtssatz-
charakter.

Die verfassungsrechtliche Stellung der Bundesversammlung als oberstes Repräsen-
tationsorgan von Volk und Ständen verlangt, dass sie an dieser staatsleitenden Poli-
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tikgestaltung beteiligt ist. Die neue Bundesverfassung trägt dieser Forderung an ver-
schiedenen Stellen Rechnung:

Artikel 166 Absatz 1

Die Bundesversammlung beteiligt sich an der Gestaltung der Aussenpolitik (...).

Artikel 171 1. Satz

Die Bundesversammlung kann dem Bundesrat Aufträge erteilen.

Artikel 173 Absatz 1 Buchstabe g

Sie (die Bundesversammlung) wirkt bei den wichtigen Planungen der Staatstätigkeit
mit.

Die alte Bundesverfassung enthielt keine analogen Bestimmungen. Die drei neuen
Bestimmungen bringen aber keine materielle Neuerung, sondern haben nur die seit
1848 bestehende Verfassungswirklichkeit transparent gemacht. Welches Instru-
mentarium steht der Bundesversammlung nach geltendem Recht zur Verfügung, um
diese Aufgaben wahrzunehmen?

a. Parlamentarische Vorstösse
In Ausführung von Artikel 171 BV kann die Bundesversammlung mit par-
lamentarischen Vorstössen die Erreichung bestimmter Ziele verlangen und
damit Vorentscheidungen und Grundsatzbeschlüsse herbeiführen. Es handelt
sich dabei um Initiativinstrumente der Bundesversammlung bzw. ihrer Or-
gane und Mitglieder, die vorwiegend dazu dienen, Verfahren zu einzelnen
Themen auszulösen (vgl. dazu im weiteren Ziff. 2.4.3).

b. Konsultationen parlamentarischer Kommissionen
Die Beteiligung der Bundesversammlung «an der Gestaltung der Aussenpo-
litik» zeigt sich insbesondere darin, dass der Bundesrat durch Artikel 47bisa
GVG verpflichtet ist, die für die Aussenpolitik zuständigen Kommissionen
zu den «Richt- und Leitlinien» für Verhandlungsmandate zu konsultieren
(vgl. dazu im Weiteren Ziff. 3, Erläuterungen zu Art. 151).

c. Kenntnisnahme von Berichten des Bundesrates
Die Mitwirkung der Bundesversammlung «bei den wichtigen Planungen der
Staatstätigkeit» und teilweise auch die Beteiligung «an der Gestaltung der
Aussenpolitik» zeigt sich darin, dass der Bundesrat der Bundesversammlung
Berichte über Gesamtplanungen der Bundespolitik oder Konzepte und Pla-
nungen zu einzelnen Themenbereichen (z.B. zur Aussenpolitik) zur Kenntnis-
nahme unterbreitet. Einzelne Berichte sind durch das Gesetz vorgesehen, so
die Berichte über die Legislaturplanung (Art. 45bis GVG), über den Finanz-
plan der Legislaturperiode sowie über den jährlichen Finanzplan (Art. 23 Fi-
nanzhaushaltgesetz). Gemäss Artikel 10 des Bundesgesetzes über aussen-
wirtschaftliche Massnahmen berichtet der Bundesrat der Bundesversamm-
lung «einmal jährlich über wichtige Fragen der Aussenwirtschaftspolitik».
Weitere Berichte unterbreitet der Bundesrat der Bundesversammlung aus
freiem Ermessen oder auf Grund eines überwiesenen Postulates, siehe z.B.
den Bericht über die Aussenpolitik der Schweiz in den 90er-Jahren vom
29. November 1993 (BBl 1994 I 153), den Bericht über die Sicherheitspoli-
tik der Schweiz vom 7. Juni 1999 (BBl 1999 7657) und den Aussenpoliti-
schen Bericht 2000 vom 15. November 2000 (BBl 2001 261). «Kenntnis-
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nahme» bedeutet lediglich, dass sich der Rat mit dem Bericht befasst hat. In
der Praxis heisst dies in der Regel, dass eine Aussprache im Rat stattgefun-
den hat. Das Parlament kann den Bericht zum Anlass nehmen, parlamentari-
sche Vorstösse zu überweisen, oder es kann den Bericht oder Teile dessel-
ben zurückweisen und Änderungen verlangen.

d. Einfache Bundesbeschlüsse
Auch die Form des einfachen Bundesbeschlusses steht der Bundesver-
sammlung für Grundsatzbeschlüsse zur Verfügung. Mit Bundesbeschluss
vom 3. Juni 1987 über die Totalrevision der Bundesverfassung hat sie den
Bundesrat beauftragt, ihr einen Verfassungsentwurf zu unterbreiten und ihm
dafür inhaltliche Richtlinien vorgegeben (BBl 1987 II 963). Mit seiner Bot-
schaft vom 27. Januar 1999 zur Volksinitiative «Ja zu Europa» hat der Bun-
desrat der Bundesversammlung den Entwurf zu einem indirekten Gegenent-
wurf zu dieser Volksinitiative in der Form eines einfachen Bundesbeschlus-
ses unterbreitet (BBl 1999 3830). Dieser Entwurf sah vor, dass das Ziel und
die Grundsätze des Verfahrens der schweizerischen Integrationspolitik fest-
gehalten werden. Die Rechtswirkung dieser einfachen Bundesbeschlüsse
unterscheidet sich nicht von der Rechtswirkung einer Motion. In seinem Be-
richt über die Totalrevision der Bundesverfassung vom 6. November 1985
hielt der Bundesrat fest: «Ob die Bundesversammlung auch den neuen Auf-
trag in die Form der Motion kleidet oder ob sie dafür den einfachen Bundes-
beschluss wählt, ist rechtlich belanglos» (BBl 1985 III 113). Dasselbe gilt
für den Entwurf des «Bundesbeschlusses über Beitrittsverhandlungen der
Schweiz mit der europäischen Union». In seiner Begründung behielt sich der
Bundesrat ausdrücklich die «Wahrung seiner verfassungsrechtlichen Regie-
rungsverantwortung» vor (BBl 1999 3838). Dieser einfache Bundesbe-
schluss hätte nicht eine rechtliche zwingende, sondern letztlich nur eine po-
litische Verpflichtung mit sich gebracht5: «Dem Bundesrat liegt daran, da-
rauf hinzuweisen, dass das Ergebnis der parlamentarischen Beratung über
den einfachen Bundesbeschluss ein zentrales Beurteilungselement darstellt
für die Frage, ob die innenpolitischen Voraussetzungen für die Aufnahme
von Beitrittsverhandlungen gegeben sind. Er ist der festen Ansicht, dass er
dann über Reaktivierung des schweizerischen Beitrittsgesuchs entscheiden
und anschliessend mit der EU Erfolg versprechend verhandeln kann, wenn
eine Mehrheit der eidgenössischen Räte die bundesrätliche Integrationspoli-
tik mitträgt» (BBl 1999 3837). Der Unterschied zwischen Motion und einfa-
chem Bundesbeschluss liegt nicht in der Rechtswirkung, sondern im Verfah-
ren. Das Parlament kann im normalen Verfahren der Beratung von Erlass-
entwürfen Änderungen vornehmen. Das qualifiziertere Verfahren der Bera-
tung des Entwurfes für einen einfachen Bundesbeschluss verschafft dem Re-
sultat eine höhere politische Verbindlichkeit. Zudem erlaubt dieses Verfah-
ren im Gegensatz zum Verfahren der Motion, dass der Bundesrat von sich

5 Dieser einfache Bundesbeschluss hat allerdings in anderer Beziehung eine unmittelbare
Rechtsfolge: als indirekter Gegenentwurf zur Volksinitiative bewirkt er eine
Verlängerung der Behandlungsfrist der Volksinitiative gemäss Art. 27 Abs. 5bis GVG.
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aus einen Entwurf vorlegen und sich auf diese Weise eine erhöhte demokra-
tische Legitimation seiner Politik verschaffen kann6.

Die Mängel und der Reformbedarf im Bereich der parlamentarischen Vorstösse und
der Konsultationen durch parlamentarische Kommissionen werden weiter unten dar-
gelegt (Ziff. 2.4.3 und 3).

Folgende Mängel des Verfahrens der Kenntnisnahme wichtiger Planungen und Kon-
zepte des Bundesrates können festgestellt werden:

– Die blosse Kenntnisnahme verbleibt in jeder Hinsicht – rechtlich und poli-
tisch – unverbindlich. Die entsprechenden Beratungen dienen allein der Ar-
tikulation einzelner Ratsmitglieder und damit dem Meinungsaustausch. Es
ist daher schwierig, aus diesen Beratungen einigermassen zuverlässige
Rückschlüsse zu ziehen, ob durch den Bundesrat vorgelegte Ziele und Kon-
zepte tatsächlich von einer Mehrheit getragen werden oder nicht. Der Stel-
lenwert dieser Ziele und Konzepte wird daher durch die Beratung nicht ver-
bessert. Häufig werden denn auch derartige Beratungen als unnötiger Zeit-
verlust empfunden.

– Eine differenzierte parlamentarische Stellungnahme zu einzelnen vorge-
schlagenen Zielen im Rahmen umfassenderer Planungen und Konzepte ist
zwar möglich, das Verfahren ist aber unbefriedigend. Im Verfahren der Be-
handlung der Legislaturplanung ist zwar vorgesehen, dass die Bundesver-
sammlung mit Richtlinienmotionen (Art. 45ter Abs. 2 GVG) andere Akzente
setzen kann. Die Auswahl dieser Motionen erfolgt aber weniger auf Grund
einer gesamthaften Prüfung der Planung als auf Grund recht zufälliger Präfe-
renzen, die in den vorberatenden Kommissionen geäussert werden. Zu ande-
ren Berichten können Rückweisungsanträge gestellt werden, verbunden mit
dem Auftrag, den Bericht in diesem oder jenem Sinn zu überarbeiten. Bei
der Beratung des aussenpolitischen Berichtes im Nationalrat am 7. März
1994 wurden z.B. vier sich thematisch überschneidende Rückweisungsan-
träge gestellt (Amtl. Bull. N 1994 174). Eine einigermassen übersichtliche
Beratung und Beschlussfassung über die einzelnen Anliegen war da nicht
möglich.

– Als Folge des zunehmenden Unbehagens über die Form der Kenntnisnahme
wurde mit der Änderung des GVG vom 23. Juni 1995 ein neuer Artikel 44bis

eingeführt. Danach kann jeder Rat «ausdrücklich beschliessen, von einem
Bericht in zustimmendem oder ablehnendem Sinne Kenntnis zu nehmen».
Eine differenzierte Stellungnahme ist damit nach wie vor nicht möglich. Zu-

6 Ein weiteres Beispiel stellt der Entwurf des Bundesrates für einen Bundesbeschluss über
die Kenntnisnahme des Konzeptes BAHN 2000 dar. In der Botschaft führte der Bundesrat
aus: «Angesichts der Bedeutung des Konzeptes BAHN 2000 für die Gestaltung des
öffentlichen Verkehrs und der Verkehrspolitik überhaupt, erachten wir es als angezeigt,
dass das Parlament sich nicht damit begnügt, den Bericht zu diskutieren und einen bloss
formlosen Beschluss fasst. Seine Stellungnahme sollte in einem formellen Erlass zum
Ausdruck kommen. Dazu kommt einzig die Form des einfachen Bundesbeschlusses in
Frage» (BBl 1986 I 262). Die Bundesversammlung hat dann den Inhalt dieses einfachen
Bundesbeschlusses in den allgemeinverbindlichen Bundesbeschluss eingebaut, mit dem
sie über den Bau der neuen Linien Beschluss fasste (BBl 1987 I 46). Dieser dem
Referendum unterstellte Bundesbeschluss ist also einerseits in seinem Art. 1 ein Grund-
satzbeschluss (siehe dazu Ziff. 2.4.2.3), andererseits in seinem Art. 2 ein Einzelakt, wie
ihn die neue BV in Art. 173 Abs. 1 Bst. h nun ausdrücklich vorsieht.
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dem stellt sich nun die Frage, welches die Wirkung der «Kenntnisnahme im
zustimmenden Sinn» ist. Eine zwingende rechtliche Verbindlichkeit entsteht
nicht – so wenig wie bei allen anderen Formen der Beschlussfassung im Be-
reich der staatsleitenden Politikgestaltung. Hingegen entsteht anders als bei
der blossen Kenntnisnahme eine politische Verbindlichkeit7. Problematisch
dabei ist, dass das Parlament eine globale Sanktionierung der im Bericht
dargelegten Vorhaben des Bundesrates vornimmt, obwohl es sich zu den
einzelnen Vorhaben gar nicht ausgesprochen hat. Es bleibt unklar, ob bloss
eine positive politische Gesamtwürdigung vorgenommen wurde oder ob
wirklich die Gesamtheit der einzelnen Vorhaben positiv beurteilt wird. Bun-
desrat und Verwaltung werden bei der späteren Realisierung eher von der
letzteren Annahme ausgehen und sich darauf berufen, das Parlament habe ja
den Bericht «genehmigt».

2.4.2.2 Die Form des einfachen Bundesbeschlusses
für die Beschlussfassung zur Legislaturplanung,
zum Aussenpolitischen Bericht und zu weiteren
wichtigen Berichten des Bundesrates

Die festgestellten Mängel des Verfahrens der Kenntnisnahme wichtiger Planungen
und Konzepte des Bundesrates können behoben werden, indem sich die Bundesver-
sammlung dazu vermehrt in der Form des einfachen Bundesbeschlusses ausspricht.
Insbesondere ist diese Form für die Legislaturplanung (Art. 145/146), für die Fi-
nanzplanung (Art. 142) und für den Aussenpolitischen Bericht (Art. 147 Abs. 3)
vorzusehen; ferner soll sich die Bundesversammlung auch zu weiteren wichtigen
Berichten in dieser Form äussern.

In der Praxis kann der Bericht über die Legislaturplanung so ausgestaltet werden, dass
z.B. die Ziele der 26 im Bericht über die Legislaturplanung 1999–2003 dargestellten
Richtliniengeschäfte in der Form von 26 Artikeln eines einfachen Bundesbeschlusses
definiert werden. Die Wahl des richtigen Konkretisierungsgrades ist von grosser Be-
deutung: Wenn die Ziele zu allgemein und zu vage formuliert sind, dann wird die Be-
schlussfassung darüber nichtssagend; zu detaillierte Zielsetzungen sind hingegen auch
nicht zweckmässig, weil im Verlaufe der Realisierung der Ziele ohnehin noch einiger
politischer Spielraum besteht und weil sich daher der mit der intensiveren Detailbera-
tung verbundene Aufwand nicht lohnt. Da der Bundesrat den Entwurf vorlegt, kann er
einen aus seiner Sicht geeigneten Konkretisierungsgrad wählen; das Parlament hat die
Möglichkeit, Präzisierungen und Änderungen anzubringen.

Ähnlich soll anderen wichtigen Berichten des Bundesrates ein Entwurf eines einfa-
chen Bundesbeschlusses beigegeben werden. Die Rolle des Bundesrates gleicht da-
bei der Rolle einer methodisch versierten Referentin, die ihrem Referat ein Blatt mit
10 Thesen beifügt, damit die nachfolgende Diskussion besser strukturiert und die
mehrheitliche Meinung der Diskussionsteilnehmer besser festgestellt werden kann.
Der den aussenpolitischen Bericht von 1993 begleitende Bundesbeschluss über die
Ziele der schweizerischen Aussenpolitik hätte z.B. einen Artikel enthalten können,

7 Allerdings wird auch bei der blossen Kenntnisnahme in der Öffentlichkeit häufig der
unzutreffende Eindruck vermittelt, das Parlament habe den Bericht «angenommen» oder
«genehmigt».
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Die Behörden unter dem Druck der Finanzkrise und der 
Herausgabe von UBS-Kundendaten an die USA 
Bericht der Geschäftsprüfungskommissionen des Nationalrates 
und des Ständerates 
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Bericht 

1 Einführung 

1.1 Ausgangslage 

Als die Geschäftsprüfungskommission des Nationalrates und die Geschäftsprüfungs-

kommission des Ständerates (GPK) am 18. März 2009 den Handlungsbedarf für die 

parlamentarische Oberaufsicht im Bereich der Finanzmarktkrise erörterten, waren 

die Auswirkungen der Finanzkrise in der Schweiz nach wie vor schwerwiegend und 

die weitere Entwicklung nur schwer vorhersehbar. Insbesondere zwei Ereignisse 

standen damals im Zentrum der öffentlichen Diskussion: 

Knapp fünf Monate zuvor musste die Eidgenossenschaft die UBS durch die Über-

nahme einer Wandelanleihe von über sechs Milliarden Franken rekapitalisieren, um 

einen Zusammenbruch der UBS und dessen schwerwiegende Folgen für den 

Finanzplatz Schweiz wie auch für die schweizerische Volkswirtschaft zu verhindern. 

Gleichzeitig errichtete die Schweizerische Nationalbank (SNB) eine Zweck-

gesellschaft (StabFund) für die Verwertung illiquider UBS-Aktiven im maximalen 

Umfang von 60 Milliarden US-Dollar und übernahm mit dem StabFund von der 

UBS das Risiko für diese Papiere.102 Im März 2009 war noch nicht absehbar, ob und 

in welchem Ausmass diese Risiken den öffentlichen Finanzhaushalt und die Erfolgs-

rechnung der SNB belasten würden.  

Die Rettung einer privatrechtlichen Unternehmung durch den Staat, welche auf-

grund ihrer Grösse nicht einfach sich selbst überlassen werden konnte, stellte in 

verschiedener Hinsicht in der schweizerischen Geschichte ein ausserordentliches 

Ereignis dar und wirft bis heute in der Öffentlichkeit sowie in der Politik vielfältige 

und grundsätzliche Fragen auf: Wie konnte es überhaupt soweit kommen? Warum 

hat das Risikomanagementmodell der UBS versagt? Hätte die Bankenaufsicht nicht 

frühzeitiger intervenieren müssen und so das Debakel verhindern können? Nahmen 

die Geschäftsleitung und der Verwaltungsrat der UBS ihre Verantwortung wahr? 

War es richtig, dass sich der schweizerische Staat derart für die UBS engagierte? 

Das zweite wichtige Ereignis, das auch die Diskussion in den GPK prägen sollte, trat 

am 18. Februar 2009 ein. An diesem Tag gab die schweizerische Bankenaufsichts-

behörde FINMA bekannt, dass sie gestützt auf Artikel 25 und 26 des Bankengeset-

zes im Interesse der Stabilität sowohl des schweizerischen als auch des globalen 

Finanzsystems gegenüber der UBS Schutzmassnahmen verfügt habe. Diese Verfü-

gung sah vor, dass die UBS dem amerikanischen Justizministerium (Department of 
Justice, DOJ) und allenfalls weiteren mit der Verfolgung von Steuerstraftatbestän-

den befassten amerikanischen Behörden Daten von Kunden, bei denen gemäss der 

Bank Verdacht auf Steuerbetrug nach schweizerischem Recht bestand, sofort über 

die FINMA an die amerikanischen Behörden herauszugeben habe. Dieses Vorgehen 

diente dem Zweck, eine Anklageerhebung gegen die UBS in den USA und ihre als 

schwerwiegend beurteilten Folgen für die Finanzmarktstabilität abzuwehren.103 

Diesem Entscheid der FINMA war ein monatelanges Seilziehen um Informations-

begehren dreier amerikanischer Behörden gegenüber der UBS vorangegangen, in 

102  Vgl. Medienmitteilungen der SNB vom 16.10.2008 und 26.11.2008. 
103  Vgl. Medienmitteilung der FINMA vom 18.2.2009. 
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dem nebst der UBS und den amerikanischen Behörden auch die FINMA, der Bun-

desrat, das Eidgenössische Finanzdepartement (EFD), das Eidgenössische Departe-

ment für auswärtige Angelegenheiten (EDA) und das Eidgenössische Justiz- und 

Polizeidepartement (EJPD) involviert waren. Durch diesen Entscheid wurden auch 

ein bei der Eidgenössischen Steuerverwaltung (ESTV) hängiges Amtshilfegesuch 

des Department of the Treasury, Internal Revenue Service (IRS) vom 16. Juli 2008

sowie die damit zusammenhängenden Beschwerden an das Bundesverwaltungs-

gericht (BVGer) gegenstandslos. 

Pressestimmen in den Tagen nach der Verfügung der FINMA illustrieren anschau-

lich, welche Fragen nach der Datenherausgabe öffentlich diskutiert wurden: «Kapi-

tulation im Steuerstreit»104, «Bankgeheimnis wird ausser Kraft gesetzt»105, «Politi-

scher Kniefall der Schweiz»106, «Rechtsstaat oder Bananenrepublik»107, «Bundesrat 

kapituliert vor den USA»108, «UBS unter Druck: Wie die USA die Schweiz erpress-

ten»109, «Zu spät: UBS-Akten schon in den USA – Dramatisches Eingreifen des 

Bundesverwaltungsgerichtes»110, «In 10 Tagen wäre Urteil erfolgt»111, «FINMA 

wollte, dass Merz handelt»112, «Déclaration de guerre au secret bancaire»113, «La 

Suisse lève le secret bancaire»114, «La Suisse est couchée, les Américains la piéti-

nent»115, «Comment UBS a voulu berner le fisc américain»116, «Le secret bancaire 

vacille»117, um nur einige Schlagzeilen der Schweizer Presse zu nennen. 

Der Entscheid der FINMA verhinderte zwar eine unmittelbare Anklageerhebung der 

USA gegen die UBS. Der Druck auf die Schweiz und die UBS, den amerikanischen 

Behörden weitere Kundendaten zu übergeben, stieg jedoch auch nach diesem Zeit-

punkt weiter an. Parallel zum wachsenden Druck aus den USA wurden auch Forde-

rungen der EU und der OECD laut, und das schweizerische Bankgeheimnis geriet 

auf breiter Front unter Druck. Der Bundesrat beschloss in der Folge am 13. März 

2009, dass die Schweiz den OECD-Standard bei der Amtshilfe in Steuersachen

gemäss Artikel 26 des OECD-Musterabkommens übernehmen werde und zog den

entsprechenden Vorbehalt zum OECD-Musterabkommen zurück. Am 18. Juni 2009

paraphierten die Schweiz und die USA in Washington ein revidiertes Doppelbesteu-

erungsabkommen (DBA). Vorgängig hatten sich die beiden Länder auf technischer 

Ebene auf die Ausweitung der Amtshilfe in Steuerfragen nach Artikel 26 des 

OECD-Musterabkommens geeinigt.

Die Geschehnisse rund um die finanziellen Schwierigkeiten der UBS im Oktober 

2008 wie auch um die Informationsbegehren der amerikanischen Behörden gegen-

über der UBS bzw. ihre möglichen Konsequenzen weisen verschiedene Gemein-

samkeiten auf: Beide Konstellationen waren für den Finanzplatz Schweiz und für die 

104  Neue Zürcher Zeitung vom 19.2.2009. 
105  Tages-Anzeiger vom 19.2.2009. 
106  Berner Zeitung vom 20.2.2009. 
107  Der Bund vom 20.2.2009. 
108  Mittellandzeitung vom 20.2.2009. 
109  Dito. 
110  NZZ am Sonntag vom 22.2.2009. 
111  Basler Zeitung vom 21.2.2009. 
112  Sonntags-Blick vom 22.2.2009. 
113  La Tribune de Genève vom 19.2.2009. 
114  Le Temps vom 19.2.2009.  
115  24 heures vom 19.2.2009. 
116  24 heures vom 23.2.2009.  
117  Le Matin vom 19.2.2009.  
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schweizerische Volkswirtschaft von grosser Bedeutung; sie involvierten beide die 

Bundesbehörden und warfen dadurch Fragen zu den Grenzen des staatlichen Han-

delns auf, und in beiden Fällen war die UBS sowohl ein Hauptakteur als auch ein 

Hauptobjekt. 

Vor diesem Hintergrund stellten die GPK einen klaren Handlungsbedarf seitens der 

parlamentarischen Oberaufsicht fest. Sie beschlossen zur Durchführung der Inspek-

tion die Einsetzung einer gemeinsamen Arbeitsgruppe, die paritätisch aus Mitglie-

dern der GPK-N und der GPK-S zusammengesetzt wurde und Vertreter aller Frak-

tionen aufweist. 

1.2 Gesetzlicher Auftrag und Untersuchungsgegenstand 

Die GPK nehmen im Auftrag der eidgenössischen Räte die Oberaufsicht über die 

Geschäftsführung des Bundesrats und der Bundesverwaltung, der Eidgenössischen 

Gerichte sowie anderer Träger von Aufgaben des Bundes wahr. Diese Zuständigkeit 

ist in Artikel 169 der Bundesverfassung (BV)
118

 sowie in den Artikeln 26 und 52 des

Parlamentsgesetzes (ParlG)
119

 festgelegt. Die GPK besitzen zur Wahrnehmung ihrer

Aufgabe weitgehende Informationsrechte (Art. 153 ff. ParlG). Gemäss Artikel 52 

Absatz 2 ParlG legen sie den Schwerpunkt ihrer Prüftätigkeit auf die Kriterien der 

Rechtmässigkeit, Zweckmässigkeit und Wirksamkeit. 

Entsprechend ihrem gesetzlichen Auftrag konnten die GPK im Rahmen der vor-

liegenden Inspektion nicht allen bedeutsamen Fragestellungen im Zusammenhang 

mit den geschilderten Ereignissen nachgehen. Sie hatten sich vielmehr auf die 

wesentlichen Fragen im Kompetenzbereich der parlamentarischen Oberaufsicht zu 

beschränken. Nach diesem Kriterium blieben einzelne Fragen, die von der Politik 

und der öffentlichen Meinung als ebenfalls bedeutsam oder klärungsbedürftig erach-

tet worden waren, unbehandelt, da sie sich ausserhalb des eigentlichen Untersu-

chungsgegenstandes bewegten. 

Die GPK gliederten den Untersuchungsgegenstand in zwei Teile und definierten ihn 

wie folgt: Im ersten Teil wird das Verhalten der schweizerischen Behörden bei der 

Bekämpfung der Finanzkrise untersucht. Im zweiten Teil wird das Behörden-

verhalten im Zusammenhang mit den Ereignissen, die letztlich zur Herausgabe von 

Kundendaten der UBS an die amerikanischen Behörden im Februar 2009 führten, 

vertieft analysiert. 

Im Vordergrund dieser Untersuchung steht die Beurteilung der Zweckmässigkeit 

und der Wirksamkeit des behördlichen Handelns. Obwohl sich im Rahmen der 

untersuchten Sachverhalte auch Fragen der Rechtmässigkeit stellen, liegt deren 

Beantwortung, wie nachfolgend erläutert, nicht bei den GPK, sondern bei den 

Gerichten. Soweit sich aus dem Untersuchungsgegenstand rechtliche Fragen erge-

ben, deren Berurteilung in die Zuständigkeit der GPK fallen, wird darauf im Bericht 

eingegangen. 

Der Untersuchungsgegenstand beider Teile wird zu Beginn des jeweiligen Berichts-

teils näher erläutert. 

118  Bundesverfassung (BV; SR 101). 

119  Bundesgesetz vom 13.12.2002 über die Bundesversammlung (Parlamentsgesetz;  

SR 171.10). 
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1.3 Schranken der Untersuchung 

Aufgrund der gesetzlichen Vorgaben musste sich die Untersuchung der GPK auf das 

Verhalten der Bundesbehörden konzentrieren. Das Verhalten der UBS oder der 

amerikanischen Behörden ist nicht Teil des Untersuchungsgegenstands der GPK; es 

wurde nur soweit einbezogen, wie es notwendig war, um das Verhalten der schwei-

zerischen Behörden beurteilen zu können. 

Die Beachtung des Gewaltenteilungsprinzips setzte den GPK ebenfalls Grenzen. So 

steht es den GPK nicht zu, Rechtsfragen zu beurteilen, die einer richterlichen Über-

prüfung unterliegen oder über welche ein Gericht schon entschieden hat. Auf den 

konkreten Sachverhalt bezogen bedeutet dies insbesondere, dass die GPK nicht 

befugt sind, sich zu einer allfälligen Verletzung des Bankgeheimnisses zu äussern 

oder den Entscheid des BVGer vom 5. März 2009 zur Zulässigkeit der Amtshilfe120 

inhaltlich zu beurteilen. Daran ändert auch der Umstand nichts, dass bezüglich 

letzterer Frage noch kein rechtskräftiger Entscheid vorliegt. Es versteht sich im 

Übrigen von selbst, dass die GPK in dieser Untersuchung nicht an die Stelle der 

Strafverfolgungsbehörden treten können. 

Das im Herbst 2008 vom Bundesrat und von der SNB erarbeitete Massnahmenpaket 

des Bundes zur Stärkung des Finanzsystems wurde durch die Bundesversammlung 

und ihre zuständigen Organe bereits eingehend erörtert und fand eine Mehrheit im 

Parlament. Soweit in diesem Zusammenhang Sachverhalte durch andere zuständige 

parlamentarische Organe oder durch das Parlament selbst abschliessend behandelt 

wurden, werden sie im Rahmen dieser Untersuchung nicht mehr gesondert über-

prüft. Die diesbezüglichen Beschlüsse sind für die GPK verbindlich. 

Schliesslich ist zu erwähnen, dass sich die GPK bei der Überprüfung und der Beur-

teilung von komplexen Fachentscheiden, die beispielsweise ein spezifisches 

Finanzmarktwissen voraussetzen, nicht an die Stelle der untersuchten Behörden 

setzen, sondern die massgeblichen Entscheide aus der Warte der parlamentarischen 

Oberaufsicht würdigen. Das gilt namentlich für die von der Eidgenössischen Ban-

kenkommission (EBK) im Jahr 2008 durchgeführte Untersuchung zum grenzüber-

schreitenden Geschäft der UBS mit den USA, bei der es nicht darum ging, diese neu 

aufzurollen. Vielmehr war es Aufgabe der parlamentarischen Oberaufsicht, das 

durch die EBK damit verfolgte Ziel, die dafür eingesetzten Mittel, den Zeitpunkt 

ihrer Einleitung usw. im damaligen Kontext zu beurteilen. 

1.4 Zweck der Untersuchung 

Die durch die GPK ausgeübte Oberaufsichtstätigkeit dient nicht vorab der persön-

lichen Schuldzuweisung an Behördenvertreter, sondern bezweckt in erster Linie, 

Lehren für die zukünftige Geschäftsführung der Bundesbehörden ziehen zu können. 

Der Fokus der vorliegenden Untersuchung liegt somit vorwiegend auf der Feststel-

lung und Analyse von systemrelevanten Mängeln und Schwachstellen, insbesondere 

im Bereich der Früherkennung von Krisen und der Wahrnehmung der Führungsver-

antwortung. 

120  Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVGer) A-7342/2008 und A-7426/2008  

vom 5.3.2009. 
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1.5 Vorgehen der GPK 

1.5.1 Untersuchungszeitraum und Berichtsstruktur 

Der Zeitraum des ersten Teils der Untersuchung, der sich mit der Früherkennung 

und der Bewältigung der Finanzkrise durch die schweizerischen Behörden beschäf-

tigt, beginnt im Frühjahr 2007, als die Finanzmarktkrise international erkennbar 

wurde, und endet im Oktober 2008 mit dem Massnahmenpaket des Bundes zur 

Rettung der UBS. 

Der Fokus des zweiten Teils der Untersuchung liegt auf der Zeitspanne von Ende 

2007, als die EBK durch die amerikanische Börsenaufsicht (US-Securities and 
Exchange Commission; nachfolgend SEC) in Sachen Informationsbegehren der USA

gegenüber der UBS kontaktiert wurde, bis zum 18. Februar 2009, als die FINMA die 

Herausgabe von Kundendaten der UBS an die amerikanischen Behörden verfügte. 

Selbstverständlich werden in beiden Untersuchungsteilen relevante Ereignisse vor 

und nach dem jeweiligen Untersuchungszeitraum miteinbezogen, sofern und soweit 

sie dem besseren Verständnis der Sachverhalte dienen. 

Der Bericht gliedert sich in vier Teile: Nach der allgemeinen Einführung des ersten 

Kapitels widmet sich das zweite Kapitel dem ersten und das dritte Kapitel dem 

zweiten Untersuchungsteil. Im vierten Kapitel ziehen die GPK einige Schlussfolge-

rungen im Hinblick auf die Erwartungen an die UBS. 

1.5.2 Methodisches Vorgehen 

Die GPK beauftragten eine gemeinsame Arbeitsgruppe mit der Durchführung der 

Inspektion. Diese setzte sich aus folgenden Mitgliedern der GPK-N zusammen: 

Pierre-François Veillon (Präsident), André Daguet, Corina Eichenberger, Thérèse 

Frösch, Brigitta M. Gadient und Ruedi Lustenberger. Seitens der GPK-S nahmen 

folgende Mitglieder in die Arbeitsgruppe Einsitz: Hans Hess (Vize-Präsident), 

Konrad Graber, Claude Hêche, Alex Kuprecht, Helen Leumann und Anne Seydoux. 

Die GPK stützen ihre nachfolgenden Ausführungen auf Informationen aus den 

verschiedensten Quellen: In 30 Sitzungen der Arbeitsgruppe beider GPK wurden 

60 Anhörungen mit Vertretern aller betroffenen Behörden wie auch mit externen 

Experten durchgeführt. Alle Bundesratsmitglieder, die im Untersuchungszeitraum 

im Amt waren, wurden ! teilweise mehrfach ! angehört.121 Ebenfalls angehört 

wurden ehemalige und aktuelle Vertreter der UBS.122 

Im Weiteren zogen die GPK eine Vielzahl von Unterlagen der involvierten Behör-

den bei123 und stützten sich auf öffentliche und nicht öffentlich zugängliche Berichte 

dieser Stellen ab. Beigezogen wurden zudem die Protokolle der Finanzkommissio-

nen und der Kommissionen für Wirtschaft und Abgaben. Wertvolle Erkenntnisse 

121  Dies geschah teilweise auch im Rahmen der Behandlung anderer Geschäfte  

mit Vertretern des Bundesrats (z. B. bei der Behandlung des Geschäftsberichts 2008 

durch die GPK). 
122  Die Liste aller angehörten Personen findet sich in Anhang 6.  
123  Dabei handelt es sich um E-Mails, Informationsnotizen, handschriftliche Notizen usw. 

Ein grosser Teil davon ist vertraulich und somit nicht öffentlich zugänglich. 
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liessen sich auch aus den Ausführungen des Präsidenten der Finanzdelegation 

gewinnen. Die GPK danken diesen Organen für ihre Unterstützung. 

Im ersten Untersuchungsteil wurde ein Teilbereich an zwei externe Experten verge-

ben, die zuhanden der Parlamentarischen Verwaltungskontrolle (PVK)124 einen 

Bericht erstellten, dessen Resultate in den vorliegenden Bericht einflossen. Die PVK 

unterstützte gemeinsam mit dem Sekretariat GPK/GPDel die Arbeiten der mit der 

Untersuchung beauftragten Arbeitsgruppe beider GPK. 

Im Rahmen dieser Untersuchung wurde die Geschäftsprüfungsdelegation (GPDel) 

aufgrund ihrer besonderen Informationsrechte durch die GPK beauftragt, die rele-

vanten Dokumente, die der Orientierung und der Entscheidfindung des Bundesrats 

in diesem Dossier dienten, einzusehen. Das Ergebnis dieser Einsicht ist in den 

vorliegenden Bericht eingeflossen. 

Der Bericht beider GPK stützt sich auf die Arbeiten der mit der Untersuchung beauf-

tragten Arbeitsgruppe. Er wurde am 30. Mai 2010 von beiden GPK verabschiedet. 

1.5.3 Ausübung der Informationsrechte 

Der Bundesrat widersetzte sich in der zweiten Hälfte des Jahres 2009 entgegen der 

gesetzlich verankerten Informationsrechte der parlamentarischen Aufsichtskommis-

sionen mehreren Informationsbegehren der GPK. 

Dies band unnötigerweise Ressourcen der GPK und ihres Sekretariats und führte zu 

einer Verzögerung der Untersuchung von mehreren Monaten. Anfang 2010 und 

wohl unter dem zunehmenden politischen Druck zur Einsetzung einer Parlamentari-

schen Untersuchungskommission (PUK) erklärte sich der Bundesrat schliesslich 

bereit, die gewünschten Informationen den GPK zugänglich zu machen, so dass ab 

diesem Zeitpunkt keine Probleme mehr bei der Ausübung der Informationsrechte 

der GPK bestanden.125 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die GPK im Rahmen dieser 

Untersuchung Zugang zu allen von ihr gewünschten Unterlagen erhielten. 

1.5.4 Weitere schwierige Rahmenbedingungen 
der Untersuchung 

Eine weitere Schwierigkeit der Untersuchung lag darin, dass – obwohl die Füh-

rungsdossiers des EFD wie auch des EJPD (Stellvertretung des Vorstehers des EFD 

durch die Vorsteherin des EJPD) bezüglich beider Teile der Untersuchung eingeholt 

wurden und der Vorsteher des EFD der Arbeitsgruppe seine persönlichen Ordner zur 

Verfügung stellte – die GPK von keiner der involvierten Stellen ein vollständiges 

124 Die PVK besteht aus einem Team von wissenschaftlichen Evaluatoren, welche vorwie-

gend im Auftrag beider GPK Evaluationen durchführen. Sie ist dem Sekretariat GPK  

administrativ unterstellt. 
125 Um in Zukunft solche Verzögerungen von Untersuchungen der parlamentarischen Ober-

aufsicht zu vermeiden, haben die GPK beschlossen, die Informationsrechte im Parla-

mentsgesetz bezüglich der Unterlagen des Bundesrats zu konkretisieren. Zu diesem 

Zweck reichte die GPK-S am 26.2.2010 eine parlamentarische Initiative ein  

(Pa. Iv. 10.404; Präzisierung der Informationsrechte der Aufsichtskommissionen). 
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Dossier mit allen relevanten Dokumenten erhielt. Die Führungsdossiers waren 

unvollständig. Einzelne Behörden wie die FINMA konnten auf ihrer Stufe alle 

relevanten Dokumente liefern, doch hatten sie ausschliesslich Dokumente aus ihrem 

jeweiligen Zuständigkeitsbereich. Dies führte dazu, dass die GPK die erhaltenen 

Dokumente erfassen, strukturieren und aufgrund eigener Recherchen und weiterer 

Editionsbegehren vervollständigen mussten. 

Die Sachverhaltsfeststellung durch die GPK bezüglich der Einschätzungen und 

Handlungen der schweizerischen Behörden wurde teilweise dadurch erschwert, dass 

Beratungen beispielsweise des Bundesrats oder der verwaltungsinternen Arbeits-

gruppe, die sich mit der Problematik des grenzüberschreitenden Geschäfts der UBS 

mit Privatkunden in den USA befasste, nicht systematisch schriftlich festgehalten 

wurden.  

Innerhalb des Untersuchungszeitraums verzichtete der Gesamtbundesrat während 

einer Phase von mehreren Monaten bei den hier untersuchten Sachverhalten bewusst 

auf das sonst übliche Protokoll seiner Sitzungen, wobei die Bundeskanzlei (BK) 

entgegen den Anweisungen des damaligen Bundespräsidenten dennoch Notizen 

erstellte. Diese Notizen mit dem Titel «Stichwortartige Aufzeichnungen zu den 

Verhandlungen zum Thema UBS» wurden dem Bundesrat am 19. Februar 2009 von 

der BK zugestellt. Die GPDel konnte im Rahmen dieser Untersuchung Einsicht in 

diese Chronologie nehmen.  

Bei den Sitzungen der internen Arbeitsgruppe wurden in der Regel keine Protokolle 

in irgendeiner Form geführt. Solche Informationslücken sind im Nachhinein sehr 

schwierig zu füllen, auch von den direkt involvierten Personen. 

Diese erschwerenden Rahmenbedingungen der Untersuchung der GPK sind sowohl 

für die parlamentarische Oberaufsicht wie auch für ein optimales Funktionieren von 

Regierung und Verwaltung von grundsätzlicher Bedeutung und werden deshalb 

weiter hinten durch die GPK materiell gewürdigt. 

2 Untersuchung I: Verhalten der Behörden 
im Zusammenhang mit der Finanzkrise 

2.1 Einführung 

2.1.1 Im Kontext einer weltweiten Finanz- und 
Wirtschaftskrise 

Die Krise, die seit Sommer 2007 die globale Wirtschaft erschütterte, war ein Ereig-

nis von aussergewöhnlicher Tragweite. Zu Beginn waren die Turbulenzen in erster 

Linie finanzieller Natur. Dann meldete die Bank Lehman Brothers am 15. Septem-

ber 2008 Konkurs an, und die Weltwirtschaft stürzte in eine Krise, wie sie seit 

Jahren nicht mehr aufgetreten war. 

Auch die Schweiz wurde vom Sturm nicht verschont. Zuerst bekam der Finanz-

standort Schweiz die seit Sommer 2007 herrschenden Spannungen auf den Finanz-

märkten, insbesondere im Bereich der Interbankenkredite, zu spüren – eine Entwick-

lung, die vor allem die starke Exposure der Schweizer Banken gegenüber der

ausländischen Konjunktur widerspiegelte und noch keine hausgemachte Krise 

darstellte. Dann musste die UBS in Folge der US-Immobilienmarktkrise schwere 

Verluste einstecken, die ihre Zahlungsfähigkeit in Zweifel zogen. Auch die Credit 
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2001-2473 2095

01.080

Botschaft
zur Staatsleitungsreform

vom 19. Dezember 2001

Sehr geehrte Frau Präsidentin,
sehr geehrter Herr Präsident,
sehr geehrte Damen und Herren,

wir unterbreiten Ihnen zusammen mit der vorliegenden Botschaft die Entwürfe zu
einem Bundesbeschluss über die Staatsleitungsreform, zu einem Bundesgesetz über
die Reform der Regierungsorganisation sowie zu einer Änderung der Verordnung
der Bundesversammlung über Besoldung und berufliche Vorsorge der Magistrats-
personen mit Antrag auf Zustimmung.

Wir beantragen Ihnen die Abschreibung folgender parlamentarischer Vorstösse:

1991 M 90.435 Regierungsreform
(N 24.1.91, Freisinnig-Demokratische Fraktion; S 18.6.91)

1991 M 90.401 Bundesrat. Verstärkung der politischen Führung
(N 24.1.91, Kühne; S 18.6.91)

1995 P 94.3448 Erhöhung der Zahl der Bundesräte (N 5.10.95, Schmid Peter)

1996 P 96.3252 Bundesrat. Verstärkung der politischen Führung
(N 19.9.96, Kühne)

1996 P 96.3269 Regierungsreform in der Totalrevision der Bundesverfassung
(N 19.9.96, Grendelmeier)

1998 M 97.3029 Stellung und Kompetenz des Bundespräsidenten
(N 20.6.97, Bonny; S 16.3.98)

1998 P 97.3188 Regierungsreform bis Ende 1998
(N 20.6.97 Staatspolitische Kommission NR 96.422;
S 16.3.98)

2000 P 00.3189 Staatsleitungsreform
(N 20.6.00, Spezialkommission NR 00.016).

Wir versichern Sie, sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrter Herr Präsident, sehr
geehrte Damen und Herren, unserer vorzüglichen Hochachtung.

19. Dezember 2001 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Der Bundespräsident: Moritz Leuenberger
Die Bundeskanzlerin: Annemarie Huber-Hotz
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politischen Vorgaben des Bundesrates handeln oder eine gedeihliche Zusammen-
arbeit aus anderen Gründen nicht mehr möglich erscheint.

Die Delegierten Ministerinnen und Minister sollen nur über einen kleinen persönli-
chen Stab verfügen. Sie können auf die bestehende Infrastruktur der Departemente
und Ämter zurückgreifen. Es werden somit keine Ministerien geschaffen. Allerdings
soll nicht ausgeschlossen werden, dass gewisse Dienstleistungsfunktionen der
Ämter, die zum Verantwortungsbereich einer Delegierten Ministerin oder eines
Delegierten Ministers gehören, zusammengelegt werden, wenn dies eine rationellere
Aufgabenerfüllung ermöglicht.

1.1.6 Politische Verantwortung der Regierung

Die Bundesrätinnen und Bundesräte werden weiterhin kollektiv die politische Ge-
samtverantwortung für die Erfüllung der Regierungs- und Verwaltungsverpflichtun-
gen tragen und für die politische Koordination der Regierungstätigkeit besorgt sein.
Es handelt sich um eine Kollegialverantwortung gegenüber dem Parlament und der
Öffentlichkeit. Als Regierungsmitglieder werden die Delegierten Ministerinnen und
Minister ebenfalls politische Verantwortung tragen, primär für die ihnen vom Bun-
desrat anvertrauten Tätigkeitsbereiche. In den ihnen vom Bundesrat zugewiesenen
festen Aufgabenbereichen führen sie die Geschäfte selbstständig, indes im grund-
sätzlichen Einvernehmen mit der Departementsvorsteherin oder dem Departements-
vorsteher (vgl. die Ausführungen zum Evokationsrecht in Ziff. 1.1.5).

1.2 Gründe für die Staatsleitungsreform

1.2.1 Regieren unter schwierigeren Rahmenbedingungen

Nach 1945 haben die an die Regierung gestellten Anforderungen zugenommen.
Seither hat der Bund in ungefähr dreissig Bereichen neue Kompetenzen erhalten,
so insbesondere auf den Gebieten des Transports, der Raumordnung, des Um-
weltschutzes, der Landwirtschaft, der Forschung, des Konsumentenschutzes, der
Kommunikation, der Energie, der Reproduktionstechniken und der Genmanipula-
tion. Daneben wurden durch Verfassungsrevisionen bereits bestehende Kompeten-
zen erweitert, wie zum Beispiel in den Bereichen der Wirtschaft oder der sozialen
Sicherheit. Diese Entwicklung führte trotz Reorganisationen, Ausgaben- und Perso-
nalplafonierungen zwangsläufig zu einem Ausbau der Bundesverwaltung. Es wur-
den neue Verwaltungseinheiten gebildet und das Verwaltungspersonal aufgestockt.
Die Zahl der Regierungsmitglieder blieb demgegenüber seit Mitte des 19. Jahrhun-
derts unverändert. Dadurch wird die Tendenz zur Departementalisierung stärker und
es besteht eine gewisse Gefahr, dass die Sicht auf das Ganze erschwert wird, so dass
die übergeordnete politische Führung an Durchschlagskraft verlieren könnte.

(...)
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1.2.2 Steigende Anforderungen bezüglich Information
und Kommunikation

Das zunehmende, manchmal auch kritische Interesse der Bürgerinnen und Bürger
sowie der Medien gegenüber der Regierungstätigkeit erhöht die Anforderungen an
die Regierung im Informations- und Kommunikationsbereich. Die teilweise bereits
in Angriff genommene, teilweise erst geplante Einführung neuer elektonischer In-
strumente bei den Volksrechten, in der Regierung und in der Verwaltung (E-Demo-
kratie, E-Voting, E-Government, Guichet virtuel) trägt einerseits zur Erleichterung
der Kommunikation zwischen Regierung und Bevölkerung bei, führt aber auch zu
einer zeitlich stark ins Gewicht fallenden numerischen Vervielfachung der Kontakte.
Das Gewicht der Medien in der Öffentlichkeit ist grösser geworden. Die Regie-
rungsmitglieder müssen verstärkt in die mediale Arena steigen, um über die staatli-
chen Massnahmen zu debattieren und den Regierungsstandpunkt zu vertreten. Diese
Überzeugungsarbeit verlangt persönliche Präsenz und beansprucht viel Zeit.

Von grösster Bedeutung ist aber auch der in den letzten Jahren stark ausgebaute und
verfeinerte Dialog mit den Kantonen. Mit dem «Föderalistischen Dialog» wurde für
die Gespräche zwischen dem Bundesrat und den Kantonsregierungen ein institutio-
nelles Gefäss geschaffen, das der zweckmässigen Planung und Umsetzung von Bun-
desmassnahmen unter Einbezug der Wünsche und Interessen der Kantone dient.
Gleiches bezweckt die Mitwirkung des Bundes im Rahmen kantonaler Direktoren-
konferenzen, wo zum Teil auch die Gemeinden einbezogen werden. Mit der Tripar-
titen Agglomerationskonferenz kam schliesslich ein weiteres Instrument für die Zu-
sammenarbeit und den Austausch auf allen drei Ebenen unseres Staates hinzu. In all
diesen Fällen wird die Regierung in zeitlicher und persönlicher Hinsicht mehr bean-
sprucht.

Zunehmend wichtiger wird auch, wie die Ereignisse im Zusammenhang mit der
Swissair gezeigt haben, die Kommunikation zwischen Regierung und Wirtschaft.
Diese intensive Kommunikation setzt auch die notwendige zeitliche Verfügbarkeit
voraus.

1.2.3 Aufwendigere politische Konsensfindung

Die vor allem in jüngerer Zeit zu beobachtenden Polarisierungstendenzen in der
Schweizer Politik bedeuten für die Regierung einen Zusatzaufwand. Schon in den
Vernehmlassungsverfahren divergieren die Meinungen stärker als früher, und diese
Kontroversen setzen sich auch während den parlamentarischen Beratungen fort.
Volksinitiative und Referendum werden häufiger als früher ergriffen. Die Suche der
Regierung nach einem Konsens benötigt deshalb zum Teil relativ viel Zeit. Die
langwierigere und kompliziertere Erarbeitung der Entscheidgrundlagen, die Zunah-
me der Dossiers, deren aufwendigere Betreuung in der parlamentarischen Phase
(Kommissionen und Räte) und nicht zuletzt der legitime Wunsch des Parlaments, in
bestimmte Regierungstätigkeiten einbezogen zu werden (z.B. Aussenpolitik, Pla-
nung), bringen den siebenköpfigen Bundesrat an Kapazitätsgrenzen. Es wird
schwieriger, im Entscheidfindungsprozess die übergeordnete Gesamtsicht zu bewah-
ren. Die sektorielle Unterstützung der Bundesrätinnen und Bundesräte durch die
Delegierten Ministerinnen und Delegierten Minister schafft mehr Freiräume, die es
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dem Bundesrat erleichtern, übergeordneten Gesichtspunkten ausreichend Rechnung
zu tragen.

1.2.4 Prospektive Staatsleitung und Führung
in besonderen Lagen

Der Bundesrat und jedes seiner Mitglieder sollten sich in erster Linie den zentralen
Regierungsaufgaben widmen können. Die dem Bundesrat obliegende übergeordnete
Staatsleitung erfordert zum einen das rechtzeitige Erkennen gesellschaftsrelevanter
Entwicklungen. Zum andern muss eine effiziente Führung in Situationen, die beson-
ders heikle Fragen aufwerfen, nicht voraussehbar sind oder sehr rasche Entscheide
verlangen, sichergestellt werden. Solche «besonderen Lagen», die über das Nor-
malmass hinausgehen, jedoch noch keinen eigentlichen Staatsnotstand begründen,
haben mit der Überwindung des Kalten Krieges und der fortschreitenden Globalisie-
rung in den letzten Jahren tendenziell zugenommen2, wie Beispiele aus der jüngeren
und jüngsten Vergangenheit (nachrichtenlose Vermögen, Swissair) zeigen. Gerade
weil die Häufigkeit solcher besonderer Lagen zunimmt, ist es wichtig, das normale
Funktionieren der Regierung zu optimieren.

Im Unterschied zu präsidialen oder von Premierministerinnen oder Premierministern
geführten Regierungssystemen ist ein Kollegialsystem von Natur aus langsamer,
weil sein integratives Konzept darauf beruht, dass sich die Mehrheit der Regie-
rungsmitglieder von der Notwendigkeit überzeugen lässt, gewisse Massnahmen zu
ergreifen. Der anspruchsvollere Entscheidfindungsprozess in der Kollegialregierung
setzt jedoch voraus, dass die Mitglieder des Bundesrates die erforderliche Zeit für
prospektive politische Lagebeurteilungen, vertiefte Problemanalysen und die Be-
wältigung besonderer Situationen finden. Fehlt den Regierungsmitgliedern diese
Zeit, so beeinträchtigt dies nicht nur die Effizienz der Staatsführung, sondern auch
die Integrationsleistung des Kollegialsystems. Stattdessen könnte die Tendenz zur
Departementalisierung gestärkt werden und die Gefahr wächst, dass die politisch
nicht legitimierte Verwaltung eine immer bedeutendere Steuerungsfunktion über-
nimmt. Die Übertragung einzelner Aufgabenbereiche an Mitglieder des zweiten Re-
gierungskreises kann dazu beitragen, den Bundesratsmitgliedern mehr Zeit zur Ent-
wicklung übergeordneter politischer Zielsetzungen im Sinne einer der Gesamtschau
verpflichteten Staatsführung zu verschaffen.

2 Vgl. dazu den Bericht des Bundesrates an die Bundesversammlung über die
Sicherheitspolitik der Schweiz vom 7. Juni 1999 (SIPOL B 2000), BBl 1999 7657 ff.,
insbesondere 7720 f. Im Bericht wird unterschieden zwischen der «normalen Lage»
(Situation, in der die ordentlichen Verwaltungsabläufe zur Bewältigung der anstehenden
Probleme ausreichen), der «besonderen Lage» (Situation, in der die üblichen
Verfahrensabläufe nicht mehr genügen, sondern wo es typischerweise eine Konzentration
der Mittel und eine Verfahrensstraffung braucht) sowie der «ausserordentlichen Lage»
(schwerste Krisen oder Naturkatastrophen, die das gesamte Land in Mitleidenschaft
ziehen), BBl 1999 7720 und 7728.
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1.2.5 Starke Zunahme der Aktivitäten
auf internationalem Niveau

Seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs wirken internationale Aktivitäten zunehmend
in die innerstaatliche Ebene hinein. Seit der definitiven Überwindung des Kalten
Krieges Ende der Achtzigerjahre des vorigen Jahrhunderts hat sich diese Tendenz
nochmals stark beschleunigt. Die Interdependenz zwischen Staaten, Organisationen
und nichtstaatlichen Akteuren ist in den letzten Jahrzehnten weltweit und vor allem
in Europa massiv gewachsen. Die ursprünglich vor allem wirtschaftlich geprägte
EWG hat sich im Rahmen der EU zu einem breite Rechts- und Politikbereiche erfas-
senden Zusammenschluss mit supranationalen Teilstrukturen entwickelt, dem mit
Ausnahme von Liechtenstein sämtliche Nachbarstaaten der Schweiz angehören. Die
UNO umfasst inzwischen 189 Mitgliedstaaten. In ihren zahlreichen Sonder- und
Spezialorganisationen, in denen die Schweiz ausnahmslos vertreten ist, werden
wichtige Beschlüsse und Rechtstexte verabschiedet, die sich innerstaatlich auswir-
ken: Nur beispielhaft erwähnt seien die Minimalstandards im Arbeitsrecht (Interna-
tionale Arbeitsorganisation [ILO]), Kindesschutzmassnahmen (Weltkinderhilfswerk
[UNICEF]), die Gleichstellung der Frau (Aktionsplattform der Weltfrauenkonferenz
von Peking 1995), Kulturgüterschutz (Organisation für Erziehung, Wissenschaft
und Kultur [UNESCO]), Ernährung (Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation
[FAO]), Gesundheit (Weltgesundheitsorganisation [WHO]), Flüchtlinge (Hoch-
kommissariat für Flüchtlinge [UNHCR]), internationales Recht (Internationale
Rechtskommission [ILC]), internationale Strafgerichtsbarkeit (Aufbau eines inter-
nationalen Strafgerichtshofs [ICC]), internationales Handelsrecht (Kommission für
internationales Handelsrecht [UNCITRAL]), Währungs- und Wirtschaftspolitik
(Internationaler Währungsfonds [IMF]), internationale Finanzhilfe (Weltbank
[WB]). Die Schweiz wirkt aber auch im Rahmen anderer multilateraler Vereinba-
rungen aktiv mit, so z.B. in der Welthandelsorganisation [WTO] mit ihren Ver-
tragswerken über den Warenhandel (GATT), die Dienstleistungen (GATS) und das
geistiges Eigentum (TRIPS), in den Bereichen des internationalen Umweltschutzes
(Klimarahmenkonvention von Rio, Kyoto-Protokoll) und der friedlichen Nutzung
der Kernenergie (Internationale Atomenergieagentur [IAEA]), aber auch bei der re-
gionalen Friedenssicherung (Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu-
ropa [OSZE]) und bei der Weiterentwicklung des Kriegsvölkerrechts (als Depositar-
staat der Genfer Konventionen von 1949 und der Zusatzprotokolle von 1977).

Als kleiner Binnenstaat mit einer jahrhundertealten demokratischen Tradition und
starker Abhängigkeit vom Aussenhandel3 kann, soll und darf sich die Schweiz
diesen Entwicklungen nicht verschliessen. Die Staatsführung hat den zunehmenden
internationalen Verflechtungen Rechnung zu tragen. Notwendig ist eine kontinuier-
liche Präsenz der schweizerischen Regierung auf der internationalen Ebene. Ange-
sichts seiner zahlreichen anderen, ebenfalls mit Präsenzerfordernissen verbundenen
Regierungsfunktionen stösst das Bundesratskollegium hier an gewisse Disponibili-
tätsgrenzen. Während in der Zeit vor dem Zweiten Weltkrieg Aussenkontakte noch
überwiegend vom damaligen Politischen Departement (heute: EDA) und allenfalls
vom Bundespräsidium wahrgenommen wurden, sind nun alle Departemente invol-
viert. Für Ressorts, die von einer Departementsvorsteherin oder einem Departe-

3 Für das Jahr 2000 betrugen die Zahlen in Prozent des Bruttoinlandproduktes (BIP)
35,5% beim Export, 36,6% beim Import (Zahlen gemäss Oberzolldirektion).
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mentsvorsteher betreut werden, sind im Ausland bis zu vier verschiedene Ministe-
rinnen oder Minister zuständig (so etwa in Deutschland für den Bereich des Eidg.
Departements des Innern). Aufgabenbereiche wie etwa die Justiz oder die Bildung
und Forschung sind in den Nachbarstaaten der Schweiz seit langem schon eigene
Ministerien. Internationale Organisationen und Konferenzen werden immer häufiger
auf der Ebene der Fachministerinnen und Fachminister abgehalten. Dies gilt auch
für die EU: Der aus den jeweiligen nationalen Fachministerinnen und Fachministern
gebildete Ministerrat, der Rechtsvorschriften erlassen und politische Ziele setzen
kann, tagt gegenwärtig zu mehr als 25 verschiedenen Sachbereichen in stets verän-
derter Zusammensetzung. In Anbetracht der mit den bilateralen Verträgen enger
werdenden Zusammenarbeit mit der EU werden intensivere Kontakte auf politischer
Ebene sowohl mit der EU-Kommission als auch mit den einzelnen Mitgliedstaten
geführt werden müssen.

Internationale Kontakte finden häufig auf Ministerebene statt. Auf dieser Ebene
muss die Vertreterin oder der Vertreter eines Staates Verhandlungen führen und
unter Vorbehalt der innerstaatlichen Zustimmungserfordernisse Verpflichtungen
eingehen können. Deshalb ist die Anwesenheit von Regierungsmitgliedern erforder-
lich. Gegenwärtig sind nur die Bundesratsmitglieder und, in einem gewissen Masse,
die Staatssekretäre in der Lage, unser Land zu vertreten. Möglicherweise liessen sich
damit die internationalen Beziehungen auch weiterhin bewältigen. Als Kleinstaat ist
die Schweiz jedoch in besonderem Masse auf ein funktionierendes internationales
Rechts- und Kooperationssystem angewiesen. Für die Schweiz wird es künftig be-
sonders wichtig sein, ihre spezifischen Anliegen gegenüber dem Ausland gezielt
einzubringen und in gewissen Bereichen sogar die Themenführerschaft anzustreben.
Für unser Land stellt sich deshalb die Frage, ob die heutigen Kapazitäten auf der
Regierungsebene künftig noch ausreichen werden, die eigenen, demokratisch und
rechtsstaatlich geprägten Ansichten auf der internationalen Ebene vorausschauend
zu thematisieren, beharrlich zu vertreten und erfolgreich durchzusetzen. Die Zu-
nahme der Kontakte im internationalen Bereich legt es nahe, die Möglichkeit zu
schaffen, dass der Bundesrat gewisse Vertretungs- und Repräsentationsaufgaben an-
deren Personen mit Regierungsstatus anvertrauen kann.

1.3 Ziele der Reform

1.3.1 Stärkung der politischen Führung

Die Staatsleitungsreform soll die Regierung in die Lage versetzen, den künftigen
Herausforderungen wirkungsvoll zu begegnen. Eine Willensnation wie die Schweiz
mit ihren ausgeprägt föderalistischen Strukturen, verschiedenen Sprachgemein-
schaften und Konfessionen auf kleinstem Raum lässt sich nicht einfach verwalten.
Erforderlich ist eine umsichtige politische Führung, die sowohl über genügend Sen-
sibilität für die staatlichen Eigenheiten verfügt als auch in der Lage ist, nationale
und internationale Herausforderungen frühzeitig zu erkennen und geeignete Mass-
nahmen zu treffen. Es ist eine Stärke der Schweiz, seit nunmehr über 150 Jahren
über stabile politische Führungsstrukturen zu verfügen, die sich auch in schwierigen
Zeiten bewährt haben.

Mit der Staatsleitungsreform sollen die heute gut funktionierenden Regierungs-
strukturen nicht etwa radikal umgestaltet, sondern zusätzlich gestärkt und zu-
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2011-0061 1839 

zu 10.404 

Parlamentarische Initiative  
Präzisierung der Informationsrechte 
der Aufsichtskommissionen 

Bericht vom 3. Dezember 2010 der Geschäftsprüfungskommission 
des Ständerates 

Stellungnahme des Bundesrates 

vom 2. Februar 2011 

Sehr geehrter Herr Ständeratspräsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Zum Bericht vom 3. Dezember 2010 der Geschäftsprüfungskommission des Stände-

rates nehmen wir nach Artikel 112 Absatz 3 des Parlamentsgesetzes (ParlG) nach-

folgend Stellung. 

Wir versichern Sie, sehr geehrter Herr Ständeratspräsident, sehr geehrte Damen und 

Herren, unserer vorzüglichen Hochachtung. 

2. Februar 2011 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates 

Die Bundespräsidentin: Micheline Calmy-Rey 

Die Bundeskanzlerin: Corina Casanova 
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Stellungnahme 

1 Ausgangslage 

Die Bundesverfassung (BV)1 sieht vor, dass das Parlament die Oberaufsicht über 

den Bundesrat und die Bundesverwaltung, die eidgenössischen Gerichte und die 

anderen Träger von Aufgaben des Bundes ausübt (Art. 169 Abs. 1 BV). Die Ober-

aufsicht ist ein wesentliches Element der Gewaltenteilung. Das Parlament nimmt im 

Rahmen der Oberaufsicht eine politische Bewertung der staatlichen Aufgabenerfül-

lung vor und gibt Empfehlungen für künftiges Handeln ab oder initiiert Gesetzesän-

derungen. Die parlamentarische Oberaufsicht veranlasst die kontrollierten Organe, 

die Gründe ihres Verhaltens offenzulegen, durchschaubar und verständlich zu 

machen, die Ergebnisse beziehungsweise das Fehlen von Ergebnissen zu rechtferti-

gen und dafür Verantwortung zu übernehmen. Das Parlament kann jedoch nicht 

anstelle der zu beaufsichtigenden Organe handeln oder deren Entscheide aufheben. 

Damit das Parlament seinen Aufgaben gegenüber Bundesrat und Bundesverwaltung 

nachkommen kann, stellt die BV der parlamentarischen Oberaufsicht Informations-

rechte zur Verfügung. Den vom Gesetz vorgesehenen besonderen Delegationen von 

Aufsichtskommissionen können keine Geheimhaltungspflichten entgegengehalten 

werden (Art. 169 Abs. 2 BV). Artikel 153 Absatz 4 BV hält zudem fest, dass den 

parlamentarischen Kommissionen zur Erfüllung ihrer Aufgaben Auskunftsrechte, 

Einsichtsrechte und Untersuchungsbefugnisse zustehen. Deren Umfang soll durch 

das Gesetz geregelt werden.  

Im Parlamentsgesetz vom 13. Dezember 20022 (ParlG) sind deshalb die Infor-

mationsrechte der Parlamentarierinnen und Parlamentarier (Art. 7 ParlG), der Legis-

lativkommissionen (Art. 150 ParlG), der Aufsichtskommissionen (Geschäftsprü-

fungs- und Finanzkommissionen; Art. 153 ParlG) und der Delegationen der 

Aufsichtskommissionen (Geschäftsprüfungs- und Finanzdelegation; Art. 154 ParlG) 

sowie der Parlamentarischen Untersuchungskommission (PUK; Art. 166 ParlG) in 

einem Kaskadensystem geregelt. Dabei wird der Umfang der Informationsrechte 

aufsteigend grösser. Die Delegationen inklusive PUK, die im Bereich der Oberauf-

sicht Spezialaufgaben wahrnehmen, verfügen über die umfassendsten Informations-

rechte; wie in der BV vorgesehen, haben sie Anspruch auf alle Informationen. 

In den vergangenen Jahren sind bei der Ausübung der parlamentarischen Informa-

tionsrechte durch die Aufsichtskommissionen Meinungsverschiedenheiten zwischen 

den Geschäftsprüfungskommissionen (GPK) beider Räte und dem Bundesrat über 

die Auslegung von Artikel 153 Absatz 4 ParlG aufgetreten. Für den Bundesrat 

umfassen «Unterlagen, die der unmittelbaren Entscheidfindung des Bundesrates 

dienen» auch die Anträge, weshalb für Letztere kein Anspruch auf Herausgabe 

besteht. Die GPK vertreten demgegenüber die Ansicht, dass der Vorbehalt in Arti-

kel 153 Absatz 4 ParlG lediglich das Kollegialprinzip schützen sollte und somit nur 

die Mitberichte der anderen Departemente, nicht aber die Anträge an den Bundesrat 

inklusive Beilagen umfassen sollte. An ihrer gemeinsamen Sitzung vom 22. Januar 

2010 kamen die GPK beider Räte daher zum Schluss, eine parlamentarische Initia-

tive in die Wege zu leiten. Am 26. Februar 2010 verabschiedete die Geschäftsprü-

1 SR 101 
2 SR 171.10
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fungskommission des Ständerates (GPK-S) den Initiativtext einstimmig. Die 

Geschäftsprüfungskommission des Nationalrates (GPK-N) stimmte der Initiative am 

30. März 2010 und damit der Ausarbeitung eines Gesetzesentwurfs einstimmig zu.

Am 3. Dezember 2010 hat die GPK-S den Entwurf zur Änderung des ParlG verab-

schiedet. Mit Schreiben vom 3. Dezember 2010 unterbreitet die GPK-S dem Bun-

desrat den Entwurf zur Stellungnahme. 

2 Stellungnahme des Bundesrates 

2.1 Allgemeines 

Damit der Bundesrat seine von der BV vorgegebenen Aufgaben wahrnehmen kann, 

ist es wichtig, dass gewisse Informationen geheim gehalten werden können und nur 

einem kleinen Kreis zugänglich gemacht werden. Dies betrifft zum einen Informa-

tionen, die im Interesse des Staatsschutzes oder der Nachrichtendienste nicht öffent-

lich gemacht werden. Zum anderen ist es für die Meinungsbildung im Kollegium 

von zentraler Bedeutung, dass grundsätzlich kein Anspruch des Parlaments auf 

Informationen zum Mitberichtsverfahren des Bundesrates besteht. Die Vertraulich-

keit im Bundesrat ist Voraussetzung für eine freie und kollegiale Beratung. Andern-

falls besteht die Gefahr, dass das Kollegialprinzip ausgehöhlt wird. 

Der Bundesrat weist den Vorwurf zurück, er habe sich bei der Handhabung von 

Artikel 153 Absatz 4 ParlG gesetzeswidrig verhalten. Die Befugnis der Aufsichts-

kommissionen, über die Ausübung ihrer Informationsrechte endgültig zu entschei-

den, betrifft nur die Bereiche, für die ihnen das Parlamentsgesetz Informationsrechte 

einräumt. Artikel 153 Absatz 4 zweiter Satz ParlG schränkt diesen Bereich ein und 

hält fest, dass die Aufsichtskommissionen keinen Anspruch auf Unterlagen haben, 

die der unmittelbaren Entscheidfindung des Bundesratskollegiums dienen oder die 

im Interesse des Staatsschutzes oder der Nachrichtendienste geheim zu halten sind. 

Der Bundesrat hält im Lichte des in der Verfassung verankerten Kollegialprinzips 

weiterhin an seiner Auslegung von Artikel 153 Absatz 4 zweiter Satz ParlG fest, 

wonach mit dieser Bestimmung sämtliche Unterlagen des Mitberichtsverfahrens, 

mithin auch die Anträge an den Bundesrat und deren Beilagen, gemeint sind. Die 

Aufsichtskommissionen haben somit nach geltendem Recht keinen gesetzlichen 

Anspruch auf Einsichtnahme in die Anträge, da diese zu den Unterlagen gehören, 

die der unmittelbaren Entscheidfindung des Bundesrates dienen.  

Es hat sich jedoch in der Praxis eingebürgert, dass der Bundesrat den Aufsichts-

kommissionen einzelfallweise auch Einsicht sowohl in die Anträge wie auch in die 

Mitberichte gewährt.  

Angesichts der strittigen Punkte bei der Auslegung der Informationsrechte sowie im 

Lichte der Praxis ist der Bundesrat im Grundsatz mit der Anpassung der Informa-

tionsrechte der Ratsmitglieder, der Legislativkommissionen sowie der Aufsichts-

kommissionen und ihrer Delegationen einverstanden. Er beantragt allerdings eine 

Reihe von Änderungen gegenüber der Vorlage der GPK-S. 

Die im Bericht der GPK-S neu vorgesehene Ausstandsregelung für Mitglieder der 

GPK und ihrer Delegation begrüsst der Bundesrat. Zu den übrigen Änderungsvor-

schlägen nimmt er nachfolgend Stellung. 
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2.2 Informationsrechte der Ratsmitglieder 
und der Legislativkommissionen 

Der Bundesrat ist einverstanden mit der neuen Formulierung der Vorbehalte in 

Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe a des Entwurfs des Parlamentsgesetzes (E-ParlG) zu 

den Informationsrechten der Ratsmitglieder sowie in Artikel 150 Absatz 2 E-ParlG 

zu den Informationsrechten der Legislativkommissionen. Er hält fest, dass der 

Begriff Mitberichtsverfahren auch die Anträge an den Bundesrat sowie die Beilagen 

zu den Anträgen beinhaltet. Ratsmitglieder und Legislativkommissionen haben 

somit keinen Informationsanspruch auf Einsicht in Anträge an den Bundesrat, Mit-

berichte und Beilagen zu den Anträgen. 

Auch gegen eine Überarbeitung von Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe b E-ParlG hat der 

Bundesrat grundsätzlich nichts einzuwenden. Die vorgeschlagene Umschreibung des 

Ausschlussbereichs der Informationsrechte der Ratsmitglieder ist indessen zu präzi-

sieren und im Bereich der inneren und äusseren Sicherheit auf nach Artikel 6 der 

Informationsschutzverordnung vom 4. Juli 20073 (ISchV) vertraulich klassifizierte 

Informationen zu erweitern. Zudem ist sie auf die neue Fassung von Artikel 150 

Absatz 2 E-ParlG über die Informationsrechte der Legislativkommissionen abzu-

stimmen. Nach dem Bericht der GPK-S gehen die Informationsrechte der Ratsmit-

glieder weniger weit als diejenigen der Legislativkommissionen. Dem wird Rech-

nung getragen, in dem der Ausschlussbereich der Kommissionen geheime und der 

Ausschlussbereich der Ratsmitglieder auch vertrauliche Informationen umfasst. 

2.3 Informationsrechte der Aufsichtskommissionen 

2.3.1 Grundsätzliche Zustimmung zur Ausweitung 

Der Bundesrat kann nachvollziehen, dass die Aufsichtskommissionen über umfas-

sende Informationsrechte verfügen müssen, um ihre Aufgaben im Rahmen der 

Oberaufsicht für das Parlament wahrnehmen zu können. Dazu gehört nicht nur die 

Möglichkeit, direkt mit den zu beaufsichtigenden Behörden verkehren zu können 

und von ihnen zweckdienliche Auskünfte und Unterlagen zu verlangen. Vielmehr 

muss es auch möglich sein, die Beschlüsse des Bundesrats nachvollziehen zu kön-

nen. Nach geltendem Recht können die GPK zwar der Geschäftsprüfungsdelegation 

(GPDel), der der Bundesrat keine Informationen aus seinem Zuständigkeitsbereich 

vorenthalten darf, besondere Aufträge erteilen, womit sie bereits heute indirekt über 

einen absoluten Informationsanspruch verfügen. Unter gewissen Voraussetzungen 

ist der Bundesrat dennoch mit der Ausweitung der Informationsrechte auf die Her-

ausgabe von Anträgen an den Bundesrat an die Aufsichtskommissionen einverstan-

den. Zum einen muss jedoch sichergestellt werden, dass keine Unberechtigten 

Zugang zu diesen Informationen erhalten. Die Vorlage verpflichtet die Aufsichts-

kommissionen, in ihrem Bereich Weisungen zum Geheimnisschutz zu erlassen. Aus 

Sicht des Bundesrates sind dabei insbesondere Sanktionen vorzusehen für den Fall 

der Nichteinhaltung dieser Weisungen. So ist insbesondere das Amtsgeheimnis nach 

3 SR 510.411 
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Artikel 8 ParlG besser zu schützen4. Zum anderen sind die Verfahrensrechte des 

Bundesrates auszubauen und an seine rechtliche Stellung im Rahmen einer PUK 

anzupassen. Namentlich ist ihm das Recht einzuräumen, den Befragungen von 

Auskunftspersonen beizuwohnen und dabei Ergänzungsfragen zu stellen. Auch soll 

ihm das Recht zugestanden werden, in die herausgegebenen Unterlagen und in die 

Gutachten und Einvernahmeprotokolle der Aufsichtskommissionen Einsicht zu 

nehmen. Zudem sollen die Aufsichtskommissionen verpflichtet werden, in ihrem 

Bericht Stellungnahmen der betroffenen Behörden im Rahmen des Rechts auf Anhö-

rung nach Artikel 157 ParlG auszuweisen. Handelt es sich um eine Stellungnahme 

des Bundesrates, so sollen die Aufsichtskommissionen verpflichtet werden, deren 

Nichtberücksichtigung im Bericht zu begründen. 

Nicht einverstanden ist der Bundesrat jedoch damit, den Aufsichtskommissionen 

einen Anspruch auf eine Einsichtnahme in die Mitberichte der übrigen Departe-

mente zum Antrag des federführenden Departments einzuräumen. Sind den Auf-

sichtskommissionen auch die Mitberichte zugänglich, so würde der Kreis derjeni-

gen, die Einsicht in die Beratungen des Bundesratskollegiums erhalten, erheblich 

erhöht. Die freie Meinungsbildung im Bundesrat wäre nicht mehr gewährleistet und 

das Kollegialprinzip würde erheblich belastet. Anhand der Anträge, welchen ein 

Beschlussdispositiv beigefügt ist, sowie der Bundesratsbeschlüsse können die Auf-

sichtskommissionen ihre Oberaufsicht voll und ganz ausüben. Im Sinne einer Präzi-

sierung möchte der Bundesrat ausserdem in Artikel 153 Absatz 6 E-ParlG nicht vom 

Ausschluss der «Herausgabe», sondern vom Ausschluss der «Einsichtnahme» spre-

chen. Im Unterschied zu Artikel 154 Absatz 2 Buchstabe a E-ParlG, wo der Begriff 

der «Herausgabe» bewusst verwendet wird, weil künftig einschränkende Modalitä-

ten der Einsichtnahme wie beispielsweise ein Verbot der Erstellung von Fotokopien 

gegenüber den Aufsichtsdelegationen verhindert werden sollen, ist der Begriff hier 

sachwidrig. Die Aufsichtskommissionen sollen nämlich gar keinen Zugang zu den in 

Artikel 153 Absatz 6 E-ParlG genannten Dokumenten haben, auch nicht in der Form 

einer blossen Einsichtnahme. Die im Bericht der GPK-S zu Artikel 153 Absatz 6 

Buchstabe a E-ParlG erwähnte Begründung, die Verwendung der gleichen Termino-

logie wie in Artikel 154 Absatz 2 Buchstabe a E-ParlG sei konsequent, ist demnach 

unzutreffend. 

Die Unterlagen, die den Aufsichtskommissionen ausgehändigt werden, werden nur 

in Papierform zugestellt. Der Bundesrat bittet die Aufsichtskommissionen, diese 

nicht elektronisch zu erfassen und zu verteilen. 

Nach dem Entwurf der GPK-S sollen die Aufsichtskommissionen weiterhin keinen 

Anspruch auf die Herausgabe von geheimen Unterlagen sowie von Protokollen der 

Bundesratssitzungen haben. Unter den Protokollen, die vom Informationsrecht 

ausgenommen sind, versteht der Bundesrat alle Dokumente, die Aufzeichnungen der 

Verhandlungen des Bundesrates enthalten. 

Gegen die Ausweitung der Auskunfts- und Mitwirkungspflicht nach Artikel 156 

ParlG auf Personen ausserhalb der Bundesverwaltung, die früher im Dienste des 

4 08.447 pa. Iv. Schutz der Vertraulichkeit der Kommissionsberatungen und Änderung der 

gesetzlichen Bestimmungen über die Immunität, Bericht vom 19. August 2010 der  

SPK-N; BBl 2010 7345; 08.447 pa. Iv. Schutz der Vertraulichkeit der Kommissionsbera-

tungen und Änderung der gesetzlichen Bestimmungen über die Immunität, Stellung-

nahme des Bundesrates vom 20. Oktober 2010 zum Bericht der SPK-N vom 19. August 

2010; BBl 2010 7385. 
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Bundes gestanden haben, wehrt sich der Bundesrat nicht. Er geht davon aus, dass 

sich die Auskunfts- und Mitwirkungspflicht von solchen Personen sachlich und 

zeitlich auf ihre Tätigkeit für den Bund beschränkt. Für diesen Bereich kann den von 

den Aufsichtskommissionen befragten Personen, die nicht mehr im Dienst des 

Bundes sind, keine Amtsgeheimnisverletzung entgegengehalten werden. 

Kritisch steht der Bundesrat der neuen Regelung gegenüber, wonach die Aufsichts-

kommissionen ihrem Sekretariat Sachverhaltsabklärungen und Einvernahmen über-

tragen können. Nach Meinung des Bundesrates ist lediglich die Übertragung von 

Sachverhaltsabklärungen an die Sekretariate der Aufsichtskommissionen gesetzlich 

vorzusehen. Eine Unterstützung der Aufsichtskommissionen durch ihre Sekretariate 

erscheint durchaus als sinnvoll, weshalb der Bundesrat sich nicht dagegen wehrt. 

Hingegen sind die Befragungen weiterhin durch die Mitglieder der Aufsichtskom-

missionen, die für das Parlament die von der Verfassung vorgesehene Oberaufsicht 

ausüben, vorzunehmen. Nur sie verfügen aus Sicht des Bundesrates durch ihre 

demokratische Wahl über die nötige Legitimation. Angestellte der Parlamentsdienste 

haben weder diese Legitimation noch die Kompetenz, Bundesangestellte oder 

Magistratspersonen zu befragen. Dasselbe gilt für die Tätigkeit der Aufsichtsdelega-

tionen. Die Informationsrechte nach Artikel 154 Absatz 1 ParlG und Artikel 154 

Absatz 2 E-ParlG können nur durch die Mitglieder der Aufsichtsdelegationen wahr-

genommen werden. 

Im Übrigen ist es ein Anliegen des Bundesrates, dass die Mitglieder des Bundesrates 

sich inskünftig besser auf Befragungen durch die Aufsichtskommissionen vorberei-

ten können. Er bittet die Aufsichtskommissionen daher, den betroffenen Mitgliedern 

des Bundesrats vorgängig die nötigen Angaben über den Gegenstand der Befragun-

gen zu machen, damit sie sich anlässlich der Befragung adäquat und vollständig 

äussern können. 

2.3.2 Ablehnung der Zwangsmassnahmen 

Nicht einverstanden ist der Bundesrat, dass den Aufsichtskommissionen inskünf-

tig Zwangsmassnahmen zur Vorführung von auskunfts- oder zeugnispflichtigen 

Personen eingeräumt werden sollen. Problematisch erscheint insbesondere die 

Systemkonformität angesichts der unterschiedlichen Aufsichts- und Überprüfungs-

befugnisse der einzelnen Staatsorgane. Weiter stellen sich Fragen der Verhältnis-

mässigkeit und der Gewaltenteilung. Das Parlament nimmt nach Artikel 169 BV 

gegenüber dem Bundesrat und der Bundesverwaltung, den eidgenössischen Gerich-

ten sowie den anderen Trägern von Aufgaben des Bundes die Oberaufsicht wahr. 

Dabei handelt es sich nicht um eine Aufsicht einer hierarchisch übergeordneten 

Behörde über eine ihr unterstellte Behörde, sondern vielmehr um eine politische 

Kontrolle der vom Parlament und seinen Organen beaufsichtigten Behörden. Die 

Aufsichtskommissionen nehmen für das Parlament eine politische Bewertung der 

staatlichen Aufgabenerfüllung vor und geben Empfehlungen für künftiges Handeln 

ab oder initiieren Gesetzesänderungen. Die kontrollierten Organe werden veranlasst, 

die Gründe ihres Verhaltens offenzulegen und dafür Verantwortung zu übernehmen. 

Die Oberaufsicht ist daher von einer gerichtlichen Überprüfung durch Justizorgane 

sowie von verwaltungsrechtlichen Massnahmen des Bundesrates und weiterer Exe-

kutivbehörden, welche die direkte Aufsicht über die ihnen unterstellten Einheiten 

wahrnehmen, zu unterscheiden. Der politischen Natur der Oberaufsicht entspre-
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chend sollen auch die dafür zur Verfügung stehenden Instrumente und Sanktionen 

ausschliesslich politischer Art sein. Aus diesem Grund sind Zwangsmassnahmen im 

Bereich der Oberaufsicht systemfremd; ihre Vereinbarkeit mit der BV ist fraglich. 

Wie problematisch solche Zwangsmassnahmen in bestimmten Fällen auch mit Blick 

auf das Gewaltenteilungsprinzip sein könnten, zeigt sich daran, dass mit der von der 

GPK-S vorgeschlagenen Lösung künftig auch Mitglieder des Bundesrates polizei-

lich vorgeführt werden könnten. 

Überdies sieht der Entwurf keine Möglichkeit einer gerichtlichen Überprüfung der 

Verfügungen über die polizeiliche Vorführung vor. Eine polizeiliche Vorführung 

stellt jedoch unbestrittenermassen einen Eingriff in die persönliche Freiheit dar. 

Entgegen den Ausführungen im Bericht der GPK-S wird damit die Rechtsweggaran-

tie von Artikel 29a BV verletzt. Es trifft zwar zu, dass Artikel 29a zweiter Satz BV

gesetzliche Ausnahmen zulässt. Von der Rechtsweggarantie sollen jedoch in erster 

Linie nicht justiziable Materien und Regierungsakte ausgenommen werden und nicht 

Eingriffe in Grundrechte. 

Die PUK und die GPDel verfügen heute bereits über die Möglichkeit, Personen, die 

ihre Pflichten verletzen, falsche Aussagen machen, die Aussage oder die Herausgabe 

von Akten verweigern sowie die Schweigepflicht verletzen, der Strafgerichtsbarkeit 

zuzuführen. Die strafbaren Handlungen werden nicht durch die Aufsichtsdelegatio-

nen oder die PUK geahndet, sondern unterstehen der Bundesgerichtsbarkeit, womit 

Artikel 29a BV Genüge getan wird. Aus der Sicht des Bundesrates bestehen somit

ausreichende Sanktionsmöglichkeiten für den Fall von Verletzungen der Auskunfts- 

und Mitwirkungspflichten. 

Aus diesen Gründen spricht sich der Bundesrat für einen Verzicht auf die Einfüh-

rung von Zwangsmassnahmen zur Durchsetzung der Befragung von Personen vor 

Aufsichtskommissionen aus. Die Absätze 3 und 4 in Artikel 153 E-ParlG sind somit 

zu streichen.  

2.3.3 Keine Zeugeneinvernahme 
durch die Aufsichtskommissionen 

Nach dem Wortlaut von Artikel 153 Absatz 3 E-ParlG sollen die Aufsichtskommis-

sionen offenbar neu auch Zeugen einvernehmen können. Diese Möglichkeit wird 

nach dem geltenden Recht aber explizit den Delegationen der Aufsichtskommissio-

nen und der PUK vorbehalten (Art. 154, 155 und 166 ParlG). Eine Änderung der 

entsprechenden Bestimmungen wird nicht vorgeschlagen. Der Bundesrat ist der 

Ansicht, dass die PUK und die Delegationen für Zeugeneinvernahmen die geeigne-

teren Organe sind. Auf ein Recht für die Aufsichtskommissionen, Zeugen einzuver-

nehmen, ist daher zu verzichten. 

2.4 Informationsrechte der Aufsichtsdelegationen 

Nicht einverstanden ist der Bundesrat mit der Ausweitung der Informationsrechte 

der Aufsichtsdelegationen in Artikel 154 Absatz 2 Buchstabe a E-ParlG. Er lehnt es 

ab, dass den Aufsichtsdelegationen gesetzlich das Recht eingeräumt wird, die Her-

ausgabe von Unterlagen verlangen zu können, die der Entscheidfindung im Bundes-

rat dienen oder die im Interesse der inneren und äusseren Sicherheit geheim zu 
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halten sind. Die Verankerung des Rechts auf Herausgabe hätte zur Folge, dass den 

Aufsichtsdelegationen hochsensible Dokumente herausgegeben beziehungsweise 

solche Dokumente kopiert werden müssten. Bei der Vervielfältigung und Heraus-

gabe von Unterlagen erhöht sich aber die Gefahr, dass der Informationsschutz nicht 

mehr gewährleistet werden kann. 

Aus der Sicht des Bundesrates hat sich die geltende Regelung bewährt, wonach die 

Aufsichtsdelegationen bei Unterlagen, die der Entscheidfindung im Bundesrat 

dienen oder die im Interesse des Staatschutzes oder der Nachrichtendienste geheim 

zu halten sind, lediglich über ein Recht auf Einsichtnahme verfügen. Er hält daher 

im Grundsatz daran fest. Gegen eine Anpassung der Formulierungen in Artikel 154 

Absatz 2 Buchstabe a E-ParlG hat der Bundesrat hingegen nichts einzuwenden. Die 

Einsichtnahme in die Unterlagen des Mitberichtsverfahrens hat in den Räumen der 

Bundeskanzlei stattzufinden. Dasselbe gilt analog für Unterlagen, die im Interesse 

der Staatsschutzes oder der Nachrichtendienste geheim gehalten werden. Sie können 

am Ort ihrer Lagerung eingesehen werden. Da es sich dabei um hochsensible Daten 

handelt, können nur Mitglieder der Aufsichtsdelegationen Einsicht in die Unterlagen 

verlangen. Eine Delegation an die Sekretariate der Aufsichtskommissionen und 

-delegationen ist nicht möglich.

Der Bundesrat kann es grundsätzlich verstehen, dass die GPDel mit der Finanzdele-

gation (FinDel) bezüglich der automatischen Bedienung mit den Bundesratsbe-

schlüssen und den dazugehörenden Mitberichten durch den Bundesrat gleichgestellt 

wird. Er nimmt zur Kenntnis, dass die Bundesratsbeschlüsse sowie die Mitberichte 

den Aufsichtsdelegationen nach der Behandlung im Bundesrat zugestellt werden. 

Um den Informationsschutz weiterhin gewährleisten zu können, ist aber in Arti-

kel 154 Absatz 3 ParlG zu präzisieren, dass die FinDel und die GPDel zu Geschäf-

ten, die im Interesse der inneren oder äusseren Sicherheit als geheim klassifiziert 

sind oder deren Kenntnisnahme durch Unberechtigte den Landesinteressen einen 

schweren Schaden zufügen kann, nur die Beschlüsse des Bundesrates laufend und 

regelmässig erhalten. 

Im Weiteren nimmt der Bundesrat zur Kenntnis, dass die Aufsichtsdelegationen in 

Erwägung ziehen, einen gemeinsamen Unterlagenpool mit Bundesratsbeschlüssen 

inklusive Mitberichten zu schaffen. Dabei ist es dem Bundesrat jedoch ein grosses 

Anliegen, dass der Informationsschutz analog den Vorgaben der ISchV sicherge-

stellt wird. Insbesondere bittet der Bundesrat die Delegationen darum, den Grund-

satz, wonach die Aufsichtskommissionen und -delegationen die Unterlagen nur auf 

Papier erhalten (vgl. Ziff. 2.3.1 oben), zu respektieren. 

2.5 Keine Erweiterung des Tätigkeitsbereichs 
der Geschäftsprüfungsdelegation 

Die in Artikel 53 Absatz 2 E-ParlG vorgesehene Neudefinition der Überwachungstä-

tigkeit der GPDel, die über die Bereiche des Staatsschutzes und der Nachrichten-

dienste hinaus auf den gesamten Bereich der inneren und äusseren Sicherheit aus-

geweitet werden soll, lehnt der Bundesrat ab: 

Mit der Einführung des sehr offenen Oberbegriffs der inneren und äusseren Sicher-

heit für den Tätigkeitsbereich der GPDel anstelle des bisher aufgeführten Bereichs 

des Staatsschutzes und der Nachrichtendienste würden die Kontrolltätigkeiten der 
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GPDel stark ausgeweitet. Dies widerspricht dem Bundesgesetz vom 21. März 19975 

über Massnahmen zur Wahrung der inneren Sicherheit (BWIS): Die Kontrollaufga-

ben der GPDel nach Artikel 25 BWIS sind als ausschliesslich auf die Staatsschutztä-

tigkeit fokussierte Aufsicht zu verstehen. Der Bundesrat verweist diesbezüglich auf 

seine Botschaft vom 7. März 19946 zum Bundesgesetz über Massnahmen zur Wah-

rung der inneren Sicherheit und zur Volksinitiative «S.O.S. Schweiz ohne Schnüf-

felpolizei» sowie auf die langjährige Kontrollpraxis der GPDel. Der Gesetzgeber 

wollte eine Sonderaufsicht über den Nachrichtendienst, weil dessen Tätigkeiten 

nicht justiziabel sind und keiner Rechtsmittelkontrolle unterstehen. Ganz anders ist 

dies in den übrigen Bereichen der inneren oder äusseren Sicherheit, die vom her-

kömmlichen Staatsschutzbegriff nicht ohne Weiteres abgedeckt sind (z.B. Verhinde-

rung von Gewalt bei Sportveranstaltungen nach Art. 2 Abs. 4 Bst. f BWIS). Hier hat 

man es mit rechtlich überprüfbaren Verwaltungsakten zu tun, die vom Bundesver-

waltungsgericht beurteilt werden können. In diesen der richterlichen Überprüfung 

zugänglichen Bereichen zusätzlich, d.h. neben der ordentlichen departementalen 

Aufsicht nach Artikel 38 des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes 

vom 21. März 19977, auch noch eine ständige parlamentarische Kontrolltätigkeit 

einzuführen, wäre deshalb sowohl sachfremd als auch vom Gesetzgeber nicht 

gewollt. 

Bereits nach geltendem Recht können die Aufsichtskommissionen im Rahmen des 

von ihnen wahrzunehmenden Oberaufsichtsrechts über die Geschäftsführung des 

Bundesrates und der Bundesverwaltung (Art. 26 ParlG i.V.m. Art. 52 Abs. 1 ParlG) 

der GPDel jederzeit besondere Kontrollaufträge im gesamten Bereich der Bundes-

verwaltung erteilen, wenn sie dies zur Abklärung bestimmter Vorkommnisse für 

erforderlich halten (Art. 53 Abs. 3 ParlG). Mit der in Artikel 53 Absatz 2 E-ParlG 

neu vorgesehenen Regelung würde nun aber diese auch in den Bereichen der inneren 

und äusseren Sicherheit jederzeit mögliche punktuelle Kontrolltätigkeit der GPDel 

in eine ständige flächendeckende Überwachung der Exekutive in den Bereichen der 

inneren und äusseren Sicherheit umgewandelt. Tätigkeiten in diesen Bereichen üben 

heute zahlreiche Departemente und Verwaltungseinheiten aus. Eine solche Erweite-

rung der Kontrolltätigkeit der GPDel ist nicht nur unnötig und in der Sache sowie 

vom Aufwand her unverhältnismässig, sondern mit Blick auf eine effiziente Arbeit 

des Bundesrates und auf die Wahrnehmung seiner politischen Führungsverantwor-

tung auch von erheblicher politischer Tragweite. 

Weiter ist dringend davon abzuraten, in Kompetenznormen wie Artikel 53 Absatz 2 

ParlG unbestimmte Rechtsbegriffe wie «innere und äussere Sicherheit» oder «insbe-

sondere» einzuführen. Der Begriff der «inneren und äusseren Sicherheit» ist sehr 

weit und lässt sich kaum klar abgrenzen. Kompetenzstreitigkeiten zwischen den 

Staatsorganen sind so vorprogrammiert. Dies kann nicht im Interesse dieser Vorlage 

sein, deren Ursprung in Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Parlament bezie-

hungsweise seinen Aufsichtsorganen und dem Bundesrat liegt, die in Zukunft gerade 

vermieden werden sollen. 

5 SR 120 
6 BBl 1994 II 1127 ff. 
7 SR 172.010 

(...)
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Denk-würdige Wiederwahl der Bundesrichterinnen
und Bundesrichter
Die Vereinigte Bundesversammlung nahm am 24. September 2014 die Ge samt -
erneue rungs wahlen des Bundesgerichts für die Amtsperiode 2015 – 2020 vor. Sie 
bestätigte die 35 sich zur Wiederwahl stellenden ordentlichen Richterinnen und 
Richter. Zudem wählte sie Monique Jametti und Stephan Haag zu neuen Mitgliedern 
und nahm die Wahl bzw. Bestätigungswahl von nebenamtlichen Richterinnen 
und Richtern vor. Die Wiederwahl der ordentlichen Bundesrichterinnen und Bun-
desrichter war von der Gerichtskommission, mit Unterstützung sämtlicher Frak-
tionen, vorgeschlagen worden. Im Vorfeld gab sie zu keinen öffentlichen Diskus-
sionen Anlass.

Die Resultate der Bestätigungswahl der ordentlichen Richterinnen und Richter 
im Einzelnen lassen nun allerdings aufhorchen. Zwar weisen Gesamterneuerungs-
wahlen für die einzelnen Mitglieder oftmals unterschiedliche Resultate auf, die 
(auch wegen des Wahlgeheimnisses) kaum nachvollziehbar sind. Diesmal sind die 
Abweichungen indes äusserst augenfällig und von ganz besonderer Natur: Die 
grosse Mehrheit der Wiedergewählten erhielt zwischen 222 und 204 Stimmen. 
Klar zurück blieben zwei Mitglieder mit 198 bzw. 190 Stimmen und vier Mitglie-
der mit Stimmen zwischen 167 und 159. Alle diese sechs am Schluss «rangierten» 
Richterinnen und Richter gehören ein und derselben Abteilung an; sie bilden zu-
sammen die II. öffentlich-rechtliche Abteilung.

Dieses Wahlresultat lässt sich nicht anders denn als «Denkzettel» erklären. 
Dieser scheint sich nicht gegen einzelne Personen zu richten (im Gegensatz zum 
fragwürdigen Vorgehen bei der Wieder wahl von Bundesrichter Schubarth im 
Jahre 1990). Politische Ausrichtungen dürften nicht angesprochen sein, gehören 
die sechs Richterinnen und Richter doch vier unterschied lichen politischen Par-
teien an. Vielmehr wird eine ganze Abteilung des Bundesgerichts ins Visier ge-
nommen. Das Streichen der sechs Magistratspersonen auf dem Wahlzettel der 
Vereinigten Bundesver samm lung durch eine beachtliche Zahl von Mitgliedern 
stellt offensichtlich eine Missbilligung der Rechtsprechung der Abteilung auf 
einem bestimmten Sachgebiet oder in gewissen Einzelfällen dar. Das Vorgehen 
kommt einer eigentlichen Abstrafung der Richterinnen und Richter der Abteilung 
gleich.

Diese Form der Kritik an der Rechtsprechung einer Abteilung des Bundes-
gerichts lässt sich mit der Garantie der richterlichen Unabhängigkeit nicht verein-
baren. Art. 191c BV bestimmt, dass die richterlichen Behörden in ihrer recht-
sprechenden Tätigkeit unabhängig und nur dem Recht verpflichtet sind. Die 
Verfassungsgarantie wird durch mannigfache Massnahmen sichergestellt (Unver-
einbarkeiten, Immunität etc.). Sie gebietet, Richterinnen und Richter vor sachfrem-
dem Einfluss auf die Rechtsprechung abzuschirmen, und verlangt von sämtlichen 
Akteuren im gewaltenteiligen Rechtsstaat, bei der Wahrnehmung ihrer Funktio-
nen die richterliche Unabhängigkeit zu wahren.
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Vor diesem Verfassungsverständnis geht es nicht an, die Erneuerungswahl als 
Mittel der Kritik an der Praxis des Gerichts zu benützen. Die Erneuerungswahl 
darf nicht dazu missbraucht werden, Einfluss auf die Rechtsprechung auszuüben, 
indem Magistratspersonen im Laufe der Amtszeit mit Blick auf die Bestätigungs-
wahl «Denkzettel» angedroht werden oder diese wegen missbilligter Urteile gar 
zu «freiwilligem» Rücktritt angehalten werden. «Wahltag ist Zahltag» gilt bei 
Richterwahlen nicht.

Die Eidgenössischen Räte verfügen über andere Handlungsmöglichkeiten als 
die Abstrafung von Richtern und Richterinnen oder ganzer Abteilungen. Das Par-
lament kann die gesetzlichen Rahmenbedingungen ändern und Bundesgesetze 
revidieren; so ist Art. 16cbis SVG als Reaktion auf ein bundesgerichtliches Urteil 
entstanden. Die Geschäftsprüfungskommission kann besondere Vorkommnisse 
untersuchen, wie etwa im Nachgang zur sog. Spuckaffäre. Im Rahmen der Ober-
aufsicht können allgemeine Fragen der Rechtsprechung zukunftsgerichtet erörtert 
werden. Von besonderer Bedeutung ist schliesslich, dass die Handlungsgrund-
sätze der Gerichtskommission im Falle von Anständen ein Prozedere vorsehen, 
das die Nichtwiederwahl von Bundesrichterinnen und Bundesrichtern ordnet, 
unter Wahrung eines fairen und offenen Verfahrens gegenüber der betroffenen 
Person und unter Achtung von Ansehen und Unabhängigkeit der Justiz.

Die Erneuerungswahl vom letzten Herbst gibt zu grundsätzlichen Überlegun-
gen zur heutigen Ordnung Anlass – ungeachtet des Umstands, dass alle Ma gistrats-
personen in ihrem Amt bestätigt worden sind. Diese Ordnung zeichnet sich aus 
durch die Wahl der Richterinnen und Richter auf eine relativ kurze Amtszeit, mit 
der Möglichkeit bzw. dem Erfordernis der Wiederwahl. Die Amtsdauer für das 
Bundesgericht und die eidgenössischen Gerichte beträgt sechs Jahre, für viele kan-
tonale Gerichte lediglich vier Jahre. Diese Regelung wird in neuester Zeit ver-
mehrt in Frage gestellt und eine Neuordnung gefordert, die die Unabhängigkeit 
der Justiz stärken soll. Im Vordergrund stehen einerseits längere Amtsperioden, 
etwa von zehn oder neun Jahren wie im Kanton Tessin oder beim EGMR in Strass-
burg, mit oder ohne Wiederwahlmöglichkeit. Andererseits wird eine Wahl auf 
unbestimmte Zeit befürwortet, mit der Möglichkeit einer Abberufung aufgrund 
eines gesetzlich geordneten, fairen und offenen Verfahrens; der Kanton Freiburg 
kennt eine solche Ordnung. Diese ermöglicht eine optimale Garantie der Unab-
hängigkeit der Justiz.

Die Unabhängigkeit der Justiz ist eine zentrale Forderung im gewaltenteiligen 
Rechtsstaat. Sie ist indes eine fragile Pflanze, die sich, einmal verletzt, nur schwer 
erholt. Die sog. dritte Gewalt hat nur wenige Möglichkeiten, ihre Unabhängigkeit 
selber zu verteidigen. Umso bedeutsamer ist es, dass auf längere Sicht ein System-
wechsel geprüft wird. Vorderhand sind die Eidgenössischen Räte unter dem heu-
tigen Regime gehalten, bei den Erneuerungswahlen die Unabhängigkeit der Justiz 
zu achten und dabei auch die Handlungsgrundsätze der Gerichtskommission 
mitzuberücksichtigen.

Gerold Steinmann
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2. Auszug aus dem Urteil der IL offentlichrechtlichen Abteilung
i.S. A. und Mith. gegen Regierungsrat des Kantons Basel­

Landschaft sowie Kantonsgericht Basel-Landschaft
(Staatsrechtlicbe Bescbwerde) 

2P.146/2005 vom 17. November 2005 

7 

Art. 5, 8 Abs. l; 9 und JO Abs. 2 BV; Bewilligungserfordemis fiir das 
• Halten von "potenziell gefahrlichen Hunden".
Konkretisierung des filr die Bewilligungspflicht massgebenden gesetzli­

chen Begriffes der "potenziell gefabrlichen Hun.de" durch den Verord-
nungsgeber (E. 2). . · . · . .

Kein Eingriff in den Schutzbereich der personlichen Freiheit durch die 
blosse Bewilligungspflicht fiir die Hundehaltung (E. 3). 

Verwendung der Rassenzugehorigkeit von ·Hunden als Kriterium zur Ab­
grenzung der Bewilligungspflicht (E. 4). 

Art. 5, 8 al. 1, 9 et 10 al. 2 Cst.; exigence d'une autorisation pour la de­
tention de "chiens potentieliement dangereux". ..

Concretisation par voie d'ordonnance de la notion legale de "chiens po­
tentiellemeb.t dangeryux", detenninante quant a !'obligation de requerir 
une autorisation (consid. 2). 

Pas d'atteinte a la gararitie de la liberte personne1le par la simple obligation 
· d'une autorisation pour la detention de cbiens (consid. 3).

Utilisation de l'appartenance a certaines races de cbiens comme critere de
delimitation pour !'obligation de l'autorisation_(consid. 4). 

Art. 5, 8-cpv. 1, 9 e JO i:pv. 2 Cost.; esigenza di un'a�tori:a.azione per la 
detenzione di "cani po{enzialmentepericolosi". , 

Concretizzazione della nozione' legale di "carii potenzialmente perico­
losi", determinante per l'obbligo di autorizzazione, da parte dell'autore
dell'ordinanza (consid. 2). · 

Nessuna ingerenza nell'ambito tutelato dalla liberta personale m,ediante il 
semplice obbligo di autorizzazione per ia detenzione di cani (consid. 3). 

Utilizzo dell'appartenenza a determinate razze di cani come criteria per la 
delimitazione del1'9bbligo di autorizzazione {cons.id. 4). 

A. Mit Verfugungen vom 28. April 2004 hielt der Kantonstierarzt
des Kan.tons Basel-Landschaft - unter Hiriweis auf Art. 292 StGB
(Un_gehorsam gegen amtliche Verfiigungen) -· eine Reihe von Hun­
dehaltern dazu an, ihm ein Gesuch fur das Halten eines potenziell
gefahrlichen Hundes einzureichen; dem Gesrich waren ein Auszug ·,
aus dem Schweizerischen Strafregister, ein Naohweis ti�er eip.e
Haftpflichtversicherung in der Rohe von drei Millionen Franken,
ein ausgefiillter Fragebogen sowie ein Beleg iibei: die entrichtete
Bearbeitungsgeblihr von Fr. 250.- beizulegen.
Gegen die Verfugungen wandten sich 23 betroffene Hundehalter 
an den Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft, der ihre Be-
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schwerden mit Beschluss v'om 13. Juli 2004 abwies. Mit Urteil 
vom 6. April 2005 wies auch das Kantonsgericht Basel-Landschaft 
die von 21 Hundehaltem gegen den Regierungsratsbeschluss erho­
benen Beschwerden ab. 
B. Mit staatsrechtlicher Beschwerde vom 25127. Mai 2005 bean­
tragen 15 der betroffenen .Hundehalter dem Bundesgericht, das Ur­
teil des Kantonsgerichts vom 6. April 2005 aufzuheben.
C. Das Bundesgericht weist die :)3eschwerde ab.

Aus den Erwa.gungen: 
2. " 

2.1 Das kantonale Hundegesetz verpilichtet Hundehalter, ihre Hun­
de .der Gemeinde zu melden (§ 4 ). Es unterstellt dariiber hinaus das 
Halten "potenziell gefiihrlicher Runde" einer Bewilligungspilicht ; 
(§ 2a Abs. 1, Erganzung vom 20. Februar 2003, in Kraft seit 1. Juli
2003). § 3a des Hundegesetzes legt die Bewilligungsvoraussetzun­
gen fest. Die nahere Ordnung des Bewilligungsverfahrens iibertragt
das Hundegesetz dem Regierungsrat, der auch zu bestiinmen hat,
welche Runde als potenziell gefahrlich einzustufen sind. (§ 3 Abs. 3).
Diesem Auftrag ist der Regierungsrat mit der von .ihm am 3. Juni

· 2003 beschlossenen und am 1. Juli 2003 in Kraft geti:etenen Hunde­
verordnung nachgekommen. Deren § 1 (Marginale "Potenziell g�-
fahrliche Runde") lautet: ,. 

1 Als potenziell gefiihrliche Hunde gelten:
a) Bullterrier; .
b) Staffordshlre Bull Terrier;
c) Am�rican Staffordshire Terrier;
d) American Pit Bull Terrier;
e) Rottwei ler;
f) Dobermann; .
g) · Dogo Argentino;· · 
h) Fila Brasileiro;
i) Kreuzungen mit Rassen gemass den Buchstaben a·bis h sowie

Hunde, die in Bezug auf die aussere Gestalt diesen Rassen und
. Kreuzungen ahnli.ch sind; 

j) andere Hunde, die aufgrund ihres Verhaltens als potenziell gefabr­
lich aufgefallen sind.

2 hn Zweifelsfall eiltscheidet die Kantonstieriirztin bzw. der Kantonstier­
arzt. 

Schutz var WillkUr - 13217 9 

2.2 Diese Regelung lasst sich unter dem Gesichtswinkel der ver­
fassungsrechtlichen Delegationsschranken bzw. d� sinngemass �-

. gerufenen Gewaltenteilungsprinzips . - entgegen den Vorbringen 
der Beschwerdeflihrer - nicht beanstanden. Nach § 36 Abs. 1 der 
Verfassung des Kantons Basel-Landschaft �om 17. Mai 1984 darf 
die Befugnis zum "Erlass grundlegender und wichtiger Bestinunun� 
gen" vom Gesetzgeber nicht auf andere Organe iibertragen wer­
den. Eine entsprechende Schranke fur die Delegation von Recht­
serzungsbefugnissen ergibt sich aus dem Bundesrecht (BGE 128 I 
113 E. 3c S. 122 Init ?inweisen). Die in Frage stehende Bewilli­
gungspflicht fur die Haltung potenziell gefahrlicher Runde ist in 
.einem formellen Gesetz vorgesehen, welches zugleich die Bewil­
ligungsvoraussetzungen festlegt. Auch der·Umfang der Bewilli­
gungspilicht - _die Haltung "potenziell gefahrlicher Runde" - ist im 
Grundsatz auf Gesetzesstufe vorgegeben. Die nahere Umschreibung 
dieses Begriffes durfte der Gesetzgeber zulassigerweise dem nach­
geordneten Ver6rdnungsrecht iiberlassen. Die· erforderlichen Ab-

. grenzungen setzen. kynologisches Fachwissen voraus, dessen nor­
mative Umsetzung zweck:massigerweise auf den Verordnungsweg 
zu verweiseii ist. Dani.it ist auch die erwiinschte Flexibilitat zur An­
passung an die im Rahmen des Vollzuges gewonnenen Erfahrun­
gen und Erkenntnisie besser gewahrleistet, als wenn <las Gesetz 
selber - zur genauen Bestimmung.des Umfangs der Bewilligpng�� 
pilicht _:_ eineri. entsprechenden Katalog von Rassen oder Eigen-
schaften aufstellt. · 

Es bleibt zu priifen, ob die mi.t den angefochtenen Verfiigungen zur· 
Anwendung gebrachfo kantonale Regelung inhaltlich vor den von 
den Beschwerdeflihrem angerufenen Grundrechtsgarantien stand-
hfilt. 
3. 

3.1 Die Beschwerdeflihrer erachten das ihn�n ·auferlegte Bewilli­
gungserfordernis Init den darnit verbundeiien Auflagen .als Verlet­
zuri.g ihrer personlichen Freiheit (Art. 10 Abs. 2 BV). 

3.2 Ob und wieweit das·Verbot,.einen Hund zli halten, eine ele­
mentare Moglichkeit menschlicher Entfaltung betrifft, die in den 
Schutzbereich dieses Grundrechtes fallen konnte (vgl. dazu Urteil 
SC.198/2000 vom 18. Januar 2001, E. 2c niit Hinweis auf das Ur­
teil I'_.23/1977 vom 5. Oktober 1977, pubt in: ZBI 79/1978 S. 34 f.), 
kann im vorliegenden Fall offen bleiben. Denn den �eschwerde-



B
G

E
 132 I 7 (D

elegationsvoraussetzungen) - D
okum

ent 14

10 Verfassungsrecht 

fubrern wird das Halten von potenziell gefahrlichen Runden durch 
die beanstandete Regelung - soweit sie die fur die sichere und kor­
rekte Raltung solcher Runde erforderlichen ·personlichen Voraus� 
. setzungen _erfullen und gewisse selbstverstandliche odet-relativ . 
leicht erfullbare Auflagen in 'Kauf nehmen - keineswegs verun­
moglicht, weshalb von einem Eingriff in den Schutzbereich der per­
sonlichen Freiheit schon aus diesem Grunde nicht gesprochen wer­
den kann. 
4. 

4.1 Die Beschwerdefubrer erblicken in der in§ 1 der Rundeverord-. 
nung vorgenommenen Umschreibung der bewilligungspflichtigen 
Runde eine Verletzung des Rechtsgleichheitsgebotes (Art. 8 BV) 
sowie des Willkiirverbotes (Art. 9 BV). Sie sind der Auffassung, 
es gebe keine verntinftigen Griinde, zwischen den in der Runde­
verordnung aufgefubrten acht Hunderassen, die per se als poten­
ziell gefiihrlich galten, und Runden aller iibrigen Rassen, die nur 
aufgrund ihres tatsachlichen Verhaltens als potenziell gefiihrlich 
eingestuft werden konnten, einen Unterschied zu machen. Das ab­
str'akte Gefiihrdungspotential eines l-lu,ndes ergel;>e sich unabhan-· 
gig von der R;:isse aus seiner Grosse und seinem Gewicht. Es gebe 

keine gefahrlichen Hunderassen, sondern nur gefahrliche Runde­
individuen. Die voril. Bundesamt.fur Veter4J,arwesen eingesetzte 
Arbeitsgruppe "Gesetzgebung betreffend gefahrliche Runde" rate • 

. dementsprechend davon ab, auf bestimri:l.te Hunderassen bezogene 

Restriktionen anzuordnen. Der basel-landschaftliche Verordnungs­
geber habe mit der Rundeverordnung rechtliche Unterscheidungen 
zwischen verscbiedenen Runderassen getroffen, · die sich sachlich 
ilicht begrimde.il liessen, indem eine Reihe von weiteren gleich­
artigen Rassen wie beispielsweise Cane Corso, Rhodesian Ridge­
back, Bordeaux Dogge, Englische Bulldogge, Deutsche Dogge und 

Mastino Napoletano nicht auf der Liste :figurierten. 'Der Kanton 
Basel-Landschaft konne sich fur seine Regelung sodann auf keine 
entsprechende Beiss-Statistik stiitzen. Die willkii:rliche Einfubrung · 
einer Bewilligungspflicht fur acht Hunderassen sei_nicht geeignet; 

. die Gefahr, von Rimden gebissen zu werden,' abzuwehren. Nach
Erhebungen im Kanfon Neuenburg bestehe yor allem bei Berner 

und Appenzeller Sennenhunden sowie bei Schaferhunden ein dop­
pelt so grosses Risiko von Bissverletzungen. Auch andere Erhe-
1:mngen zeigten, class.Deutsche und Belgische Schafer sowie wem­
ger verbreitete Rassen wie etwa Bemhardiner' und Tibet Tern.er 

Scbutz vor WU!kilr- 132 f7 11 

signifikant haufiger an Bissverletzungen beteiligt seien. Eine Rase 
senli_ste sei deshalb zur Gefahrenabwehr nicht geeignet und verletze 

das Verhfiltnismassigkeitsprinzip. 
4.2 Die Beschwerdefiihrer heben an sich zu Recht hervor, dass die 

Rassenzugehorigkeit eines Rundes fur sich allein noch keinen zu­
verlassigen Aufschluss iiber die Gefahrlichkeit des Tieres gibt. Das 
Wesen eines Rundes wird, wie die in den Akten befindlichen Aus-· 
serurigen in de'r Fachliteratur belegen, in wesentlichem Ausmass 
auch <lurch die Erziehung (Sozialisati.on) und <lurch Umwelteinfliis­
se gepragt (in diesem Sinn auch Urteil des deutschen Bundesverfas­
sungsgerichts voro 16. Marz 2004 zum Bundesgesetz zur Bekarop-. 
fung gefahrlicher Runde, BVerfG 1 BvR 1778/01, E. C.I. lc/bb/4, mit 
Hinweisen ,auf zwei Urteile des deutschen Bundesverwaltungsge­
richts vom 18. D_ezember 2002). Zudem kann es innerhalb der glei-
chen Rasse Zuchtl.inien mit erhohter oder geringer Aggressivitat ge-· 
ben. Es trifft auch zu, dass die vorhandenen statistischen Unterlagen 
iiber die Beisshaufigkeit gewisser Rassen die vom qasel-landschaft­
lichen Vercirdn1,mgsgeber getroffene Auswahl bewilligungspflich­
tiger Runde an sich _nicht stiitzen konnten. In einer im Jahr 2002 er­
schienenen (Bemer). Dissertati�n (URSULA RorusBERGER, Medizinisch 
versorgte Rundebissverletzungen·in der Schweiz, Opfer-Runde-Un� 
fallsituationen, S. 51) wird festgestellt, dass neben R6ttweilern ge­
wisse -andere, nicht auf der vorliegend streitigen Liste ;tehende Ras-· 
sen oder Rassegruppen (Schaferhtinde) -ebenfalls sigilifikant haufiger 
Bissverletzungen verursachen:, als dies ihrem Anteil an der flunde­
population entsprechen wiirde. Auch die statistischen Zahlen des 
Kantons Neuenburg fur das Jahr 2003 belegen die hohere �Beiss­
haufigkeit anderer ;R.assen. Schliesslich weisen die Beschwerde­
fubrer mit Grund darauf hin, <lass gewisse grosse Molosser Runde 
(so etwa Cane Corso, Bordeaux _Dogge, Mastino N)poletano), die 
nach dem Konzept des Verordnungsgebers -wohl-ebenfalls als po­
tenziell gefahrlich gelten mussten, ilicht'auf der Liste der bewilli­
gungspflichtigen Runde stehen. All cµes begriindet in .der Tat ge­
wisse Zweifel an der Richtigkeit und Wirksamkeit der getroffenen 
Regelung. Den Einwendungen der Beschwerdefuhrer lasst sich je­
doch entgegenhalten, dass die meisten der in.§ 1 Abs. 1 der Runde­
·verordnung aufgezahlten Runderassen in den verga.ngenen Jahren
<lurch Beissvorfalle mit schvyeren Folgen fiir die Beiroffenen aufge­
fallen sind, was eiil entsprechendes Echo in den Medien gefunden
hat. Auch wenn.andere Rassen oder Rassengruppen ebenfalls hau-
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fig oder noch haufiger an Beissunfallen beteiligt·sein mogen, sind 
die Folgen - woVon der kantonale Verordnungsgeber-zumindest 
ohne Willktir ausgehen durfte - in der Regel weniger schwer als 
bei Verletzungen durch die bier ins Auge gefassten Hunderassen 
(vgl. auch das erwahnte Urteil des deutschen Bundesverfassungs­
gerichts). Zu beachten ist sodarin, dass die in§ 1 Abs. 1 lit. a -h der 
Hundeverordnung enthalteiie Aufzahlung bewilligungspflichtiger 
Rassen nicht abschliessend ist. Nach § 1 Abs. 1 lit. i derselben Be­
stimmung fallen - nebst dep Kr:euzungen. zwischen den.genannten 
Rassen - auch sonstige Runde, welche in Bezug auf die aussere 
Gestalt diesen Rassen und Kreuzungen ahnlich sind, linter clie Be­
willigungspflicht. Gestiitit darauf konnen auch in der Aufzahlung 
nicht ausdriicklich aufgefuhrte Hunderassen der Bewilligungspflichf 
unterworfen werden, sofern 'sich dies aufgrund _ihrer ausseren· 
Eigenschaften aufd,rangt. Der Einwand der Beschwerdefilbrer, es
wiirden innerhalb der Gruppe der Molosser.Hunde sachlich nicht
begrii.ri.dbare Unterschiede gemacht, erscheint insoweit riicht stich­
haltig. Dass der Verordnungsgeber fiir die Bewilligungspflicht uber- · 
haupt an die Rasse der Runde ankn:lipft, mag diskutabel sein, ent­
behrt indessen nicht jeglicher sachlichen Berechtigung. Es entspritht · 
ei.ner Erfahrungstatsache, d,ass gewisse Rassen, worunter auch die 
in · § 1 der Hundeverordnung aufgezahlten, von ihrer genetischen 
Anlage lier (Korpergrosse, Korperbau sowie ursprlingliche ?'.:ucht­
ziele fiir bestimmte Einsatz.zwecke wiy Grosswildjagd, Bewachung 
von Herden vor Raubtieren oder: Hundekampfe [vgl. dazu auch Ur­
teil des deutschen Bundesverwaltungsgerichts vom 18. Dezembei: · 
2002, BVerwG6 CN 3.01, E. I. und II.1.a/bb]) eher zu Aggressivi­
tat neigen -oder zu entsprechendem Verhalten abgerichtet werden 
konnen als· andere (vgl. dazu auch Urteil cfes deutschen Bundes­
verfassungsgl?richts vom 16. Marz 2004, E. CJ.c/bb/4). Die Rasse 
ist damit nicht ein zum vornherein verfehltes und geradezu willkiir­
liches Abgrenzungskriterium, auch wenn, wie ,aus den Stel.lungnah­
men der Fachleute herv6rgeht,. eine differenziertyre .Betrachtungs­
weise dein Problem von gefiilirlichen Hunden besser gerecht wiirde.,­
Bis zu einem gewissen Grad durfte der Veror�ungsgeber fiir die 
Bestimmung des Umfangs der Bewilligungspflicht auch das sub­
jektive Sicherheitsbediirfnis �er Bevolkerung mitberucksichtigen. 
Nachdem es in ji.ings_tei: 7.eit immer wieder zu schweren Beissun­
fiillen insbesondere mit Hunden der in § 1 Abs. 1 der Hundeverord- · 
nung erwahnten Rassen gekommen ist, lassen sich sachliche Grii.n-

SchutzvorWillkUr- 132113 i3 

de dafiir anfiihren, die Haltung von Hunden dieser Rassen zur ·0e­
wahrleistung besserer Sicherheit generell einer Bewilligungspflicht 
zu unterwerfen und im Ubrigen die Bewilligungspflicht auf solche 
Runde zu beschranken, welche aufgrund ihres individuellen Ver­
haltens als potenziell gefahrlich aufgefallen sind. Die Beschrankung 
des praventiven Kon.trollverfahrens auf einige bestimmte Hunde­
rass_en erscheint unter dem Gesichtswinkel des Gebotes der rechts­
gleichen Behandlung nach dem Gesagten zwar nicht unbedenklich. 
Die vom Regierungsr?,t des Kantons Basel-Landschaft gewahlte 
Losung lasst sich als Sofortmassnahme zur Verbesserung des Schut­
zes des Publikums vor gefalµ-lichen Hundeattacken aber solange 
vertreten, als die ihr zugrunde liegenden .Annahmen nach den bis­
herigen Erfahrurigen einigermassen plausibel erscheinen. Falls die 
der Hundeverordnung zugrunde liegende Risikobeurteilung, sei es, 
was die pot�nzielle Gefiihrlichkeit der explizit erfassten Hunde­
rassen bzw. die Einstufung nicht erfasster anderer Rassen oder aber 
die Tauglichkeit des Kriteriums der Rassenzugehorigkeit i.iberhaupt. 
betrifft, <lurch neue zuverlassige und _aussagekriiftige Erhebungen 
widerlegt werden sollte, ware die jetzig_e Regelung diesen Erkennt-
nissen anzupassen: 
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Einleitung 

Liebe Leserinnen und Leser 

Vor Ihnen liegt die kommentierte Fassung des Flyers «Das Schweizer 
Parlament in Grafiken – Überblick, Ausgabe 2023». Darin wird Bilanz 
der 51. Legislaturperiode (2019–2023) in Form von Grafiken gezo-
gen. Darüber hinaus wird veranschaulicht, wie sich das neue Parla-
ment der 52. Legislaturperiode (2023–2027) zusammensetzt.

Für jene, die sich eingehender informieren möchten, gibt es den Flyer 
«Das Schweizer Parlament in Grafiken – Vertiefung, Ausgabe 2023». 
Darin werden die Verfahren und Ergebnisse der parlamentarischen 
Arbeit während der 51. Legislaturperiode eingehend analysiert. 

Auf der Website des Parlaments unter der Rubrik Fakten und Zahlen 
werden zudem die aktuellsten Statistiken präsentiert. Darüber hinaus 
beantwortet das Parlamentswörterbuch Fragen zur Arbeitsweise des 
Parlaments. 

Wir wünschen Ihnen gute Lektüre.

Die Parlamentsbibliothek

Quellen: Parlamentsdienste und Bundesamt für Statistik (Kandidatin-
nen und Kandidaten, Wahlbeteiligung, Bevölkerung)

Stichtag: 6. Dezember 2023. Ab diesem Datum war die Zusammen-
setzung der Fraktionen endgültig.
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Bilanz der 51. Legislaturperiode 
(2019–2023)    
Die 51. Legislaturperiode auf einen Blick 

Gut zu wissen
Die bekannteste Aufgabe des Parlaments ist die Gesetzgebung. Mit anderen Worten: Das Parlament erlässt Rechts-
normen in Form von Bundesgesetzen oder Verordnungen der Bundesversammlung.

Neben der Ausarbeitung von Gesetzen hat das Parlament andere Aufgaben, wie Finanzbeschlüsse zu fassen, inter-
nationale Verträge zu genehmigen, Volksinitiativen für gültig zu erklären und zur Abstimmung zu bringen usw. Das 
Parlament tut dies durch besondere Rechtsakte, die die Form eines Bundesbeschlusses oder eines einfachen Bun-
deschbeschlusses haben können.

17 fakultative Referenden

In 4 davon lehnte die Stimmbe-
völkerung die Entscheidung des 
Parlaments ab. 

* Situation zu Beginn der 51. Legislaturperiode

Ratssitzungen : 
an 216 Tagen, verteilt auf 22 Sessionen

Kommissionssitzungen : 
fast 6 000 Stunden (ca. 125 Stunden pro Monat)

8 354 Abstimmungen

203 neue oder abgeänderte
Gesetze und Verordnungen

	 313 weitere Beschlüsse 
(Finanzen, internationale 
Verträge usw.)

		11 682	eingereichte Vorstösse (siehe mittlere Seite)

286	 vom Bundesrat überwiesene Vorlagen

119	 von den Kantonen überwiesene Initiativen

15	 zur Beratung an das Parlament überwiesene Volksinitiativen

1 939
 Kandidatinnen 2 893

Kandidaten

Die Mitte-Fraktion. Die Mitte. EVP. 
FDP-Liberale Fraktion
Sozialdemokratische Fraktion
Fraktion der 
Schweizerischen Volkspartei
Grüne Fraktion
Grünliberale Fraktion

Nationalrat* Ständerat*

83
Frauen

117
Männer

Nationalrat* Ständerat*

12
Frauen

34
Männer

Neue Ratsmitglieder
im Nationalrat: 	68
im Ständerat: 	22

16

30

31 39

55

7

9

5
13

12

29
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Nutzung der parlamentarischen Instrumente

Wie oft wurden die parlamentarischen Instrumente eingesetzt?  
(Vorstösse und parlamentarische Initiativen)

Lesebeispiel: Im Nationalrat wurden in vier Jahren rund 1800 Motionen eingereicht, im Ständerat waren es rund 400 
(Grafik links). Allerdings zählt der Nationalrat wesentlich mehr Mitglieder als der Ständerat. Berücksichtigt man dies, 
stellt man fest, dass die Unterschiede zwischen den beiden Kammern des Parlaments weniger gross sind: In beiden 
Räten entfielen auf ein Ratsmitglied etwa 9 Motionen (Grafik rechts). Bei den Anfragen und Interpellationen ist der 
Unterschied zwischen den beiden Räten grösser: Pro Mitglied des Nationalrates wurden durchschnittlich 17 Inter-
pellationen eingereicht, pro Mitglied des Ständerates nur deren 7. Eine Fragestunde kennt nur der Nationalrat. 

Gut zu wissen
Das Parlament befasst sich einerseits mit Geschäften, die ihm vom Bundesrat (Geschäfte des Bundesrates), von den 
Kantonen (Standesinitiativen) und vom Volk (Volksinitiativen) zur Behandlung überwiesen werden. Auf der anderen 
Seite behandelt es auch Vorstösse und parlamentarische Initiativen, mit denen die Ratsmitglieder, Kommissionen 
oder Fraktionen selbst Anstösse geben oder Informationen anfordern können.

Unter den Vorstössen gibt es einerseits solche, mit denen Informationen verlangt werden können: Interpellationen, 
Anfragen und die während der Fragestunde im Nationalrat behandelten Fragen. Auf der anderen Seite gibt es Vor-
stösse, mit denen Aufträge erteilt werden, indem der Bundesrat dazu verpflichtet wird, einen Bericht zu erstellen 
(Postulate) oder einen Erlassentwurf auszuarbeiten beziehungsweise eine Massnahme zu ergreifen (Motionen).

Im Falle einer parlamentarischen Initiative schliesslich übernimmt das Parlament selbst die Aufgabe, einen Erlassent-
wurf auszuarbeiten. 

  Nationalrat 
  Ständerat

Fragen in der Fragestunde 
Kurze Fragen an den Bundesrat*

nur Nationalrat

Anfragen und Interpellationen 
Ausführlichere Fragen  

an den Bundesrat*

Postulate 
Aufträge an den Bundesrat*, Massnahmen oder 

rechtliche Anpassungen zu prüfen

Motionen 
Aufträge an den Bundesrat*, Massnahmen

oder rechtliche Anpassungen auszuarbeiten

Parlamentarische Initiativen 
Aufträge an eine Kommission des Parlaments, 

rechtliche Anpassungen auszuarbeiten 

* Die Vorstösse können sich auch an andere
Bundesbehörden (z. B. Ratsbüros) richten.

Total

4 0002 0000

Pro Ratsmitglied

20100
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Erfolgsquote der Vorstösse und parlamentarischen Initiativen

Lesebeispiel: 17 Prozent der Motionen und 45 Prozent der Postulate, deren Beratung während der 51. Legislatur-
periode abgeschlossen wurde, hat das Parlament angenommen. Zudem gab es 24 Prozent der parlamentarischen 
Initiativen Folge.

Gut zu wissen
Es gibt verschiedene Gründe, warum ein Vorstoss nicht angenommen wird oder einer parlamentarischen Initiative 
nicht Folge gegeben wird:

• Das Parlament unterstützt das Anliegen nicht.
• Die Urheberin oder der Urheber zieht den Vorstoss oder die Initiative zurück.
• 	�Die Urheberin oder der Urheber scheidet aus dem Rat aus und kein anderes Ratsmitglied übernimmt den

Vorstoss oder die Initiative.
• 	�Der Vorstoss wird abgeschrieben, da der Rat den Vorstoss nicht innerhalb von zwei Jahren nach der Ein-

reichung abschliessend behandelt hat.

Mit der Einreichung eines Vorstosses oder einer parlamentarischen Initiative wird noch kein Auftrag erteilt. Dazu muss 
das Parlament den Vorstoss annehmen bzw. der Initiative Folge geben  

Wie viele Vorstösse und Initiativen waren erfolgreich?

nicht angenommen 

83 %

	angenommen

17 %
 angenommen

45 %
	Folge gegeben

24 %

nicht angenommen

55 %
keine Folge gegeben 

76 %

Motionen Postulate Parlamentarische Initiativen

Statistiken zur 51. Legislatur - 
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Vorstösse zu Krisenthemen

Die 51. Legislaturperiode war von vier Krisen geprägt: Covid, Ukrainekrieg, Energie und Credit Suisse. Wie 
schlägt sich das in den Themen der Vorstösse nieder?

Lesebeispiel: In der Sommersession 2020, wenige Monate nach dem Ausbruch der Covid-19-Pandemie, wurden 
fast 500 Vorstösse und parlamentarische Initiativen im Zusammenhang mit der Pandemie eingereicht. In der Früh-
jahrssession 2022 waren es nur noch deren 54. Demgegenüber wurden 173 Vorstösse und parlamentarische Initia-
tiven im Zusammenhang mit dem Krieg in der Ukraine eingereicht. Dennoch hatte in allen Session eine Mehrheit der 
eingereichten Vorstösse keinen Krisenbezug.  

Methodik: Die während der Sondersessionen oder während der ausserordentlichen Sessionen eingereichten Vor-
stösse werden in der Grafik oben zusammen mit den in der darauffolgenden Session eingereichten Vorstössen ge-
zählt.
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Dauer der Debatten

Wie lange dauerten die Ratsdebatten? 

Pro ordentliche Session debattierten die Ratsmitglieder durchschnittlich 113 Stunden – 67 Stunden im Nationalrat, 
45 Stunden im Ständerat und 1 Stunde in der Vereinigten Bundesversammlung. Insgesamt entspricht dies der Dauer 
von etwa 75 Filmen von je 1,5 Stunden Länge.

Lesebeispiel: Die Grafiken zeigen die Aufteilung der Redezeit in den beiden Räten nach Sprache. Rechts sieht man 
zum Vergleich, welche Sprachen die Schweizer Bürgerinnen und Bürger 2019 als Hauptsprache angegeben haben 
(mehrere Hauptsprachen pro Person möglich). 

Methodik: In den Grafiken nicht berücksichtigt sind die Reden der Bundesratsmitglieder, des Bundeskanzlers, der 
Berichterstatterinnen und Berichterstatter der Kommissionen sowie der Mitglieder des Ratspräsidiums, da diese 
Reden nicht in der Rolle als individuelles Ratsmitglied gehalten werden.

Gut zu wissen
Jedes Ratsmitglied hat das Recht, sich in der eigenen Muttersprache zu äussern, sofern diese eine der Landesspra-
chen ist. Die Debatten werden nur im Nationalrat gedolmetscht, nicht aber im Ständerat.

Um zu verhindern, dass die Debatten zu lange dauern, sind die Redezeit sowie das Recht auf Wortmeldung im Na-
tionalrat begrenzt. Wer das Recht hat, das Wort zu ergreifen, und wie lange sie oder er sprechen darf, hängt von der 
Kategorie ab, in welcher das Geschäft behandelt wird. Nur bei der Behandlung von Volksinitiativen haben alle Rats-
mitglieder das Recht, sich zu Wort zu melden. Bei anderen Geschäften dürfen nur die Kommissionsberichterstatte-
rinnen und -berichterstatter, die Fraktionssprecherinnen und -sprecher oder die Antragstellerinnen und Antragssteller 
eine bestimmte Zeit lang das Wort ergreifen. 

Im Ständerat ist weder die Redezeit noch das Recht auf Wortmeldung begrenzt.

Verteilung der Redezeit nach Sprache

Französisch

24 %

Italienisch

2 %

Deutsch 

74 %

Französisch

22 %

Italienisch

2 %

Deutsch 

76 %

Hauptsprachen der 
Schweizer Bürgerinnen 
und Bürger*Nationalrat Ständerat

Deutsch	 71,6 %

Französisch	 23,8 %

Italienisch	 6,1 %

Rätoromanisch	 0,7 %

Andere	 11,0 %

*Mehrere Hauptsprachen
pro Person möglich
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Das neue Parlament  
(52. Legislaturperiode, 2023–2027) 
Die 52. Legislaturperiode auf einen Blick

Gut zu wissen
Die eidgenössischen Wahlen finden alle vier Jahre im Oktober statt. Sieben Wochen nach den Wahlen nimmt das 
neue Parlament seine Arbeit auf. Im Dezember 2023 begann die 52. Legislaturperiode des Nationalrates. Bis 1931 
wurden die Nationalräte für 3 Jahre gewählt.

Da sich die Ständeratswahlen nach kantonalem Recht richten, kennt der Ständerat keine Gesamterneuerung und 
damit auch keine Legislaturperioden. In der Praxis werden die Ständeratsmitglieder aber zum gleichen Zeitpunkt ge-
wählt wie die Nationalratsmitglieder, mit Ausnahme des Kantons Appenzell Innerrhoden, der seine Ständerätin oder 
seinen Ständerat an der Landsgemeinde im April vor den eidgenössischen Wahlen wählt. 

46,6 % 
Wahlbeteiligung

Neue Ratsmitglieder
im Nationalrat: 54
im Ständerat: 13

6 094 
Kandidatinnen und 

Kandidaten

38,5 % 
Frauen im Nationalrat

Durchschnittsalter
im Nationalrat: 49,3 Jahre
im Ständerat: 55 Jahre

34,8 % 
Frauen im Ständerat

Statistiken zur 51. Legislatur - Dok 15

https://www.parlament.ch/de/%C3%BCber-das-parlament/parlamentsw%c3%b6rterbuch/parlamentsw%c3%b6rterbuch-detail?WordId=209


10

11

115

3

9

41

23

31 2810

67 7

  Sozialdemokratische Fraktion
  Grüne Fraktion
  Die Mitte-Fraktion. Die Mitte. EVP. 
  Grünliberale Fraktion
  FDP-Liberale Fraktion
  Fraktion der Schweizerischen Volkspartei

Nationalrat

Ständerat

7

Grösse der Fraktionen

Wie verteilen sich die Ratsmitglieder auf die sechs Fraktionen?

Lesebeispiel: Auf dem äusseren Halbkreis ist die Anzahl Ratsmitglieder pro Fraktion im Ständerat zu sehen, auf dem 
inneren die Anzahl Ratsmitglieder pro Fraktion im Nationalrat. Die Darstellung entspricht nicht genau dem Sitzplan in 
den Ratssälen. 

Gut zu wissen
Eine Fraktion vereint die Ratsmitglieder einer Partei oder von Parteien mit einer ähnlichen politischen Gesinnung. So 
gibt es zum Beispiel in der Fraktion der Schweizerischen Volkspartei auch ein Mitglied der Lega. Zur Bildung einer 
Fraktion ist der Zusammenschluss von mindestens fünf Mitgliedern eines Rates erforderlich. 

Die Mitglieder einer Fraktion treffen sich vor jeder Session, um Ratsgeschäfte vorzuberaten und eine gemeinsame 
Position festzulegen. Ein Mitglied ist jedoch nicht an die Parole der Fraktion gebunden. Die Fraktionen können auch 
parlamentarische Initiativen und Vorstösse einreichen. 

Die Zusammensetzung der Kommissionen wird nach der zahlenmässigen Stärke der Fraktionen bestimmt. Ein Rats-
mitglied, das keiner Fraktion angehört, kann nicht Mitglied einer Kommission sein. Der Einsitz in Kommissionen ist 
jedoch von entscheidender Bedeutung, da die parlamentarische Arbeit zu einem grossen Teil in den Kommissionen 
stattfindet. 
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Alter der Ratsmitglieder

Wie alt sind die Ratsmitglieder nach Fraktion?

Lesebeispiel: In der Schweizer Bevölkerung gibt es etwa 1 Million Menschen im Alter von 20 bis 29 Jahren (zweite 
Spalte). Im Parlament ist diese Altersgruppe mit nur 3 Ratsmitgliedern proportional untervertreten (dritte Spalte).  
Allerdings gibt es erhebliche Unterschiede zwischen den Fraktionen, wie die Spalten 4 bis 9 zeigen.

  	 

 0 bis 9	 0,9 0 0 0 0 0 0 0

 10 bis 19	 0,9 0 0 0 0 0 0 0

 20 bis 29	 1,0 3 1 0 0 0 1 1

 30 bis 39	 1,3	 37	 16	 6	 3	 1	 3	 8

 40 bis 49	 1,2	 76	 13	 12	 7	 5	 12	 27

 50 bis 59	 1,3	 73	 10	 5	 17	 5	 14	 22

 60 bis 69	 1,0	 56	 10	 3	 19	 0	 9	 15		

 70 bis 79	 0,8 1 0 0 0 0 0 1

 80 bis 89	 0,4 0 0 0 0 0 0 0

 über 90	 0,1 0 0 0 0 0 0 0

Fraktionen 
Bevölkerung CH 

(in Millionen) Parlament
 Alters- 
 gruppe

Statistiken zur 51. Legislatur - 
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Geschlecht der Ratsmitglieder

Wie hoch ist der Frauenanteil in den sechs Fraktionen? 

Lesebeispiel: Die Kreise zeigen, dass je nach Fraktion der Frauenanteil zwischen einem guten Sechstel (Fraktion der 
Schweizerischen Volkspartei) und mehr als der Hälfte (Grünliberale, Sozialdemokratische und Grüne Fraktion) liegt.

60 % 57,7 % 32,6 %63,6 % 33,3 % 17,6 %

Statistiken zur 51. Legislatur - 
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Wie hat sich der Frauenanteil im Laufe der Jahre verändert?

Lesebeispiel: Seit der Einführung des Wahl- und Stimmrechts für Frauen auf Bundesebene 1971 ist der Frauenanteil 
im Parlament mehr oder weniger stetig gestiegen und erreichte im Nationalrat 2022 mit 42,5 Prozent einen Rekord-
wert. Im Ständerat wurde der Rekord nach den eidgenössischen Wahlen 2023 mit 34,8 Prozent erreicht, wobei die 
Schwankungen aufgrund der geringeren Anzahl Mitglieder im Ständerat grösser sind als im Nationalrat. Eine Frau 
mehr oder weniger wirkt sich im Ständerat mit ±2,17 Prozent auf den Frauenanteil aus, im Nationalrat nur mit ±0,5 
Prozent.

Gut zu wissen
Die Zusammensetzung des Parlaments kann sich im Laufe einer Legislaturperiode verändern. 

Im Nationalrat gilt: Wenn ein Mitglied vor Ablauf seines Mandats zurücktritt, rückt eine andere Person nach von der 
Liste, auf der das abtretende Ratsmitglied gewählt wurde (Proporzwahl). Dies war während der letzten Legislaturpe-
riode 18 Mal der Fall. Eine Frau kann also durch einen Mann ersetzt werden und umgekehrt. Die Grösse der Fraktio-
nen bleibt jedoch gleich. 

Dagegen bedarf es im Ständerat, für welchen die meisten Kantone die Majorzwahl 1 kennen, einer Neuwahl, wenn ein 
Ratsmitglied zurücktritt. Es kann also sein, dass eine Fraktion im Laufe einer Legislaturperiode Sitze gewinnt oder 
verliert. Während der letzten Legislaturperiode traten 4 Mitglieder des Ständerates zurück.

1	 Mit Ausnahme der Kantone Jura und Neuenburg.
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1971: Einführung des 
Frauenwahlrechts
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Amtsdauer

Wie lange sind die Ratsmitglieder schon im Amt?

Lesebeispiel: Von den 246 bei den eidgenössischen Wahlen 2023 gewählten Ratsmitgliedern ziehen 58 neu ins 
Parlament ein. 78 traten bereits zu Beginn oder während der vorangegangenen Legislaturperiode (2019–2023) ein, 
53 zu Beginn oder während der vorletzten Legislaturperiode (2015–2019) usw.

Methodik: Bei Ratsmitgliedern, die vom Nationalrat in den Ständerat gewechselt haben, zählt die Amtszeit ab dem 
Eintritt in den Nationalrat (und umgekehrt). Bei Ratsmitgliedern, die zwischenzeitlich aus dem Parlament ausgetreten 
sind, zählt die Dauer seit dem Wiedereintritt.

Gut zu wissen
Das Schweizer Bundesrecht legt keine Amtszeitbeschränkung für die Mitglieder des Nationalrates fest. Hingegen 
beschränken einige kantonale Parteien in ihren Reglementen die Amtsdauer ihrer Nationalratsmitglieder. 

Für den Ständerat gelten die kantonalen Gesetze. Nur der Kanton Jura begrenzt die Amtszeit seiner Ständerätinnen 
und -räte auf höchstens 3 Amtszeiten, also maximal 12 Jahre. 

1999 2003 2007 2011 2015 2019 2023 2027
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Vorstösse und  
parlamentarische Initiativen 

Abbildung 2: Wie hat sich die Anzahl der eingereichten Vorstösse und parlamentarischen Initiativen ent-
wickelt?

Lesebeispiel: Im vierten Jahr der 51. Legislaturperiode (28.11.2022–03.12.2023) wurden 973 Fragen für die Frage-
stunde eingereicht.

Im Laufe der Zeit nahm vor allem die Anzahl Fragen der Fragestunde sowie die Anzahl der Interpellationen zu. So 
wurden bei diesen Geschäftstypen in der 51. Legislaturperiode neue Rekorde erreicht. Auch Motionen und Postulate 
wurden in der 51. Legislatur knapp mehr eingereicht als in allen Legislaturperioden zuvor. Allerdings wurde bei den 
Motionen bereits 2009 ein Höchststand erreicht, danach ging die Anzahl bis 2016 wieder zurück.

Methodik: In dieser Auswertung wurde mit «Legislaturjahren» gerechnet. Ein Legislaturjahr beginnt mit der Winter-
session und endet am Tag vor Beginn der Wintersession des Folgejahres.
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Abbildung 3: Wie sieht die Bilanz der eingereichten und erledigten Motionen, Postulate und parlamen
tarischen Initiativen aus?

�Lesebeispiel: Die Zahlen am oberen Rand der Grafik zeigen, dass am Ende der 51. Legislaturperiode rund 200 Mo-
tionen, Postulate und parlamentarische Initiativen weniger hängig waren als am Anfang der Legislatur. Aus der Grafik 
gehen zudem folgende Details hervor: 27 Prozent der Geschäfte wurden aus der vorangegangenen Legislaturperiode 
übernommen und in der 51. Legislaturperiode erledigt, 49 Prozent wurden in der 51. Legislaturperiode eingereicht 
und erledigt, 23 Prozent wurden in der 51. Legislaturperiode eingereicht und an die nächste Legislaturperiode über-
geben. 0,9 Prozent der Motionen, Postulate und parlamentarischen Initiativen wurden bereits vor der 51. Legislatur-
periode eingereicht und waren am Ende der Legislatur noch immer hängig.

In der Grafik oben sind Motionen, Postulate und parlamentarische Initiativen zusammengefasst. Für die einzelnen Ge-
schäftstypen sieht die Bilanz folgendermassen aus:

Motionen Postulate Parlamentarische 
Initiativen

Vor der 51. Leg. eingereicht und in der 51. Leg. erledigt 28,4 % 20,4 % 32,4 %

In der 51. Leg. eingereicht und erledigt 46,7 % 58,8 % 40,3 %

In der der 51. Leg. eingereicht und am Ende der 51. Leg. hängig 24,4 % 20,7 % 23,1 %

Vor der 51. Leg. eingereicht und am Ende der 51. Leg. hängig 0,4 % 0,2 % 4,2 %

Methodik: In der Grafik nicht berücksichtigt sind Interpellationen, Anfragen sowie Fragen der Fragestunde. Die meis-
ten davon wurden in der Legislaturperiode erledigt, in der sie eingereicht wurden. Bei angenommen Motionen und 
Postulaten zählt das Datum der Annahme, nicht jenes der späteren Abschreibung.

Vor der 51. Leg. eingereicht und in der 51. Leg. erledigt

In der 51. Leg. eingereicht und erledigt 

In der 51. Leg. eingereicht und am Ende der 51. Leg. hängig 

Vor der 51. Leg. eingereicht und am Ende der 51. Leg. hängig

Beginn 51. Leg. Ende 51. Leg.

hängig: 1 409 hängig: 1 222
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0,9 %

Statistiken zur 51. Legislatur (Auszüge aus "Das Schweizer Parlament 
in Grafiken, Vertiefung, Ausgabe 2023)  - Dok 15



7

�Lesebeispiel: Die Grafik zeigt, dass die Erfolgschancen von Motionen stark davon abhängen, wo und von wem sie 
eingereicht wurden. So waren im Ständerat eingereichte Motionen mehr als dreimal häufiger erfolgreich als solche, 
die im Nationalrat eingereicht wurden (40,6 % gegenüber 12,1 %). Zwischen den Geschlechtern ist der Unterschied 
bei der Erfolgsquote hingegen weniger gross (10,7 % bei den Frauen und 12,9 % bei den Männern). Deutlicher sind 
die Unterschiede bei den Urhebertypen: Kommissionsmotionen haben eine rund viermal höhere Erfolgsquote als 
Motionen von einzelnen Ratsmitgliedern und eine siebenmal höhere Erfolgsquote als Fraktionsmotionen (52,2 % 
gegenüber 12,1 % beziehungsweise 7,2 %). Auch zwischen den Fraktionen unterscheiden sich die Erfolgsquoten: 
Motionen der Grünen Fraktion sind beispielsweise zu 5,6 Prozent erfolgreich, Motionen der FDP-Liberalen Fraktion zu 
25 Prozent.

Anzumerken ist zudem, dass die verschiedenen Merkmale der Urheberinnen und Urheber in der Grafik nicht unab-
hängig voneinander sind, d. h., dass sich beispielsweise die beiden Räte bezüglich Fraktionszusammensetzung  
unterscheiden oder die Geschlechteranteile zwischen den Fraktionen variieren.

Methodik: Die Erfolgsquote ist der Anteil der in der 51. Legislatur angenommenen Motionen an allen in der 51. Le-
gislatur erledigten Motionen (Summe der angenommenen, abgelehnten, zurückgezogenen und ohne Ratsbeschluss 
abgeschriebenen Motionen). Bei angenommen Motionen zählt somit das Datum der Annahme, nicht jenes der spä-
teren Abschreibung.

Obwohl es die BDP-Fraktion in der 51. Legislaturperiode nicht mehr gab, ist sie in der Grafik noch zu finden, weil in 
dieser Legislatur auch Motionen erledigt wurden, die in der vorherigen Legislaturperiode, als es die BDP-Fraktion 
noch gab, eingereicht worden waren.

Abbildung 4: Inwiefern hängt die Erfolgsquote von Motionen davon ab, wo und von wem sie eingereicht 
wurden?
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Abbildung 5: Postulate

Lesebeispiel: Von allen 984 erledigten Postulaten (Zentrum der Grafik) wurden 445 angenommen und 222 abge-
lehnt (Ring). Der Rest wurde ohne Ratsbeschluss erledigt.

Abbildung 6: Motionen

Lesebeispiel: In der 51. Legislaturperiode wurden 2342 Motionen erledigt (Zentrum der Grafik). 969 davon wurden 
abgelehnt (innerer Ring, rechts). Von diesen wiederum wurden rund zwei Drittel (674) bereits vom Einreichungsrat ab-
gelehnt, das restliche knappe Drittel (291) vom Zweitrat (äusserer Ring). Vier Motionen scheiterten, weil sich die Räte 
nicht über Änderungen einigen konnten.

Abbildung 5–7: Wie wurden Motionen, Postulate und parlamentarische Initiativen erledigt?

Die folgenden Grafiken zeigen, was aus den zahlreichen Motionen, Postulaten und parlamentarischen Initiativen  
geworden ist. Wie viele davon waren erfolgreich, wie viele wurden zurückgezogen, wie viele wurden abgeschrieben 
usw.?

Zurückgezogen 88

Abgelehnt 222

Abgeschrieben 
(Urheber/in ausgeschieden) 20

Angenommen 445

Abgeschrieben 
(> 2 Jahre hängig) 209

Erledigt
984

Vom Zweitrat abgelehnt 291

Zurückgezogen 366
Angenommen 398

Vom Einreichungsrat 
abgelehnt 674

Abgeschrieben  
(Urheber/in ausgeschieden) 58

Abgeschrieben 
(> 2 Jahre hängig) 551

Abgelehnt 969
Erledigt
2 342

Kein Konsens über Änderungen 4
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Abbildung 7: Parlamentarische Initiativen

Lesebeispiel: Insgesamt wurden 497 parlamentarische Initiativen erledigt (Zentrum der Grafik). 117 davon wurde in 
der Vorprüfung Folge gegeben (innerer Ring). Daraufhin wurde in 68 Fällen mindestens ein Erlassentwurf beraten 
(äusserer Ring). Dies bedeutet nicht, dass alle 68 Entwürfe zu einem Erlass geführt haben.

Methodik: In den Grafiken werden alle Motionen, Postulate und parlamentarischen Initiativen dargestellt, die in der 
51. Legislaturperiode erledigt wurden. Es sind somit auch Geschäfte darunter, die schon vor der 51. Legislaturperio-
de eingereicht wurden. Bei angenommenen Motionen und Postulaten zählt das Datum der Annahme, nicht jenes der
späteren Abschreibung.

Abgeschrieben 41

Erlassentwurf beraten 68

Folge gegeben 117

Abgeschrieben 
(Urheber/in ausgeschieden) 9

Keine Folge gegeben 263 

Zurückgezogen 108

Zurückgezogen 8

Erledigt
497
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20.483 

Parlamentarische Initiative 
Nationalratsmitglieder, 
die wegen der COVID-19-Krise verhindert sind: 
Teilnahme an Abstimmungen in Abwesenheit 

Bericht der Staatspolitischen Kommission des Nationalrates  
vom 1. Dezember 2020 

Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit diesem Bericht unterbreiten wir Ihnen den Entwurf zu einer Änderung des 
Parlamentsgesetzes. Gleichzeitig erhält der Bundesrat Gelegenheit zur Stellung-
nahme. 

Die Kommission beantragt, dem beiliegenden Entwurf zuzustimmen. 

1. Dezember 2020 Im Namen der Kommission 

Der Präsident: Andreas Glarner 

Clio Zubler
Bericht SPK-N: Parl Iv., Dringliche Gesetzgebung ParlG - Dokument 16
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Übersicht 

Angesichts der anhaltend schwierigen Situation aufgrund der Corona-Pandemie 
wird eine dringliche und befristete Änderung des Parlamentsgesetzes vorgeschla-
gen, welche es von Covid-19 betroffenen Mitgliedern des Nationalrates ermöglichen 
soll, von zu Hause aus an den Abstimmungen des Rates teilzunehmen. 
Da im schweizerischen Parlamentsrecht eine Teilnahmepflicht besteht und für eine 
Teilnahme an Abstimmungen ausserhalb des Ratssaals weder eine Verfassungs-, 
noch eine gesetzliche Grundlage besteht, soll diese Möglichkeit nur für eine kurz 
befristete Zeit, nämlich bis und mit Herbstsession 2021 vorgesehen werden. Ziel der 
Vorlage ist es, die Repräsentativität der Entscheide des Nationalrates zu gewähr-
leisten, auch wenn mehrere Mitglieder aufgrund behördlicher Weisung im Zusam-
menhang mit Covid-19 nicht physisch an den Ratssitzungen teilnehmen können. 
Aufgrund des Proporzwahlrechts ist die parteipolitische Repräsentativität im Natio-
nalrat von grösserer Bedeutung als im Ständerat, so dass die vorgeschlagene Notlö-
sung nur im Nationalrat gelten soll. 
Die Teilnahmepflicht gilt weiterhin und die Grundsätze des schweizerischen Parla-
mentarismus verlangen die physische Anwesenheit der Ratsmitglieder. Fehlen eine 
beachtliche Zahl Ratsmitglieder wird wahrscheinlich die Frage nach einem Unter-
bruch bzw. einer Verschiebung der Session zu stellen sein. Um eine Verschiebung zu 
beschliessen, braucht es die Zustimmung beider Räte. Dies wird in den vorgeschla-
genen Bestimmungen so festgehalten. 
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Bericht 

1 Entstehungsgeschichte 

1.1 Von der parlamentarischen Initiative 20.475 
zur Initiative 20.483 

Im Oktober 2020 stieg die Anzahl der an Covid-19 erkrankten Personen in der 
Schweiz markant an. Dies bedeutet, dass sich nicht nur immer mehr Infizierte in 
Isolation befinden, sondern dass auch immer mehr Personen aufgrund von Kontak-
ten mit infizierten Personen sich aufgrund einer behördlichen Weisung in Quarantä-
ne begeben müssen. Es ist anzunehmen, dass auch vermehrt Mitglieder der Bundes-
versammlung von einer solchen Weisung betroffen sein könnten. 
Vor diesem Hintergrund hat die Staatspolitische Kommission des Nationalrates am 
22. Oktober 2020 mit 12 zu 7 Stimmen die Ausarbeitung einer Kommissionsinitiati-
ve (20.475) beschlossen. Danach sollen die Voraussetzungen geschaffen werden,
dass Mitglieder der Bundesversammlung, welche aufgrund einer Quarantäne- oder
Isolations-Anordnung nicht physisch an den Sitzungen ihres Rates teilnehmen
können, ihre Stimme trotzdem abgeben können. Diese Regelung soll befristet gelten.
Die Staatspolitische Kommission des Ständerates hat diesem Vorhaben am 
9. November 2020 mit 7 zu 6 Stimmen nicht zugestimmt.
Die Staatspolitische Kommission des Nationalrates hat sich am 20. November 2020 
wieder mit dem Vorhaben befasst. Da die Debatten im Ständerat weniger von den 
Fraktionen geprägt sind, kann die SPK-N verstehen, dass die Mitglieder des Stände-
rates weniger Handlungsbedarf sehen. Um der Ständeratskommission entgegen 
zu kommen, schlug die SPK-N deshalb mit einer neuen parlamentarischen Initiati-
ve (20.483) vor, eine Regelung nur für den Nationalrat vorzusehen. 
Da aufgrund fehlender Grundlagen in Verfassung und Gesetz zwingend eine gesetz-
liche Grundlage geschaffen werden muss, braucht es auch für die Umsetzung dieses 
Vorhabens die Zustimmung der Ständeratskommission. Die Kommission hat diese 
Zustimmung am 30. November 2020 mit 8 zu 4 Stimmen erteilt.  
1.2 Ausarbeitung einer Vorlage durch die SPK 

des Nationalrates 

Am 1. Dezember 2020 lag der Kommission ein Entwurf für ein dringliches Bundes-
gesetz vor, mit welchem bis und mit Herbstsession 2021 wegen Covid-19 abwesen-
den Mitgliedern des Nationalrates die Möglichkeit gegeben werden soll, ihre Stim-
me ausserhalb des Ratssaals abzugeben. Die Kommission hat diesen Entwurf 
beraten und mit 18 zu 7 Stimmen zuhanden des Rates verabschiedet. Die Ratsbüros 
und der Bundesrat erhielten Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum 4. Dezember 
2020, damit die Vorlage von den Räten in der zweiten Sessionswoche behandelt und 
verabschiedet werden kann. 
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Die Kommissionsminderheit lehnt die Vorlage ab. Sie ist der Ansicht, dass der 
Grundsatz der physischen Teilnahme an den Ratssitzungen nicht in einem unüber-
legten Eilverfahren ausser Kraft gesetzt werden soll. 

2 Ausgangslage 

2.1 Der Grundsatz der physischen Teilnahmepflicht 
der Ratsmitglieder 

Gemäss Artikel 159 Absatz 1 der Bundesverfassung (BV) können die Räte nur 
gültig verhandeln, wenn die Mehrheit ihrer Mitglieder anwesend ist. So wird sicher-
gestellt, dass die Beratungen und Beschlüsse der Räte demokratisch legitimiert 
sind.1 Damit dieses Quorum zustande kommt, müssen die Mitglieder der Bundes-
versammlung im Ratssaal physisch anwesend oder in dessen Nähe sein. Dieses 
Quorum muss nicht nur bei Abstimmungen, sondern auch bei allen Beratungen 
gegeben sein, auch wenn diese Regel flexibel angewendet wird. Die Pflicht zur 
Sitzungsteilnahme nach Artikel 10 des Parlamentsgesetzes (ParlG) steht in engem 
Zusammenhang mit dem Quorum gemäss Artikel 159 BV. Das Verbot der stellver-
tretenden Stimmabgabe, das in Artikel 56 Absatz 3 des Geschäftsreglementes des 
Nationalrates (GRN) ausdrücklich vorgesehen ist, ist eines der wichtigsten Instru-
mente für die Umsetzung dieser Teilnahmepflicht.  
2.2 Individualistisches Repräsentationsverständnis 

und Unmittelbarkeitsprinzip 

Aus dem individualistischen Repräsentationsverständnis und dem fehlenden Frakti-
onszwang im schweizerischen Parlamentarismus ergibt sich, dass – anders als dies 
zur Zeit in gewissen europäischen Parlamenten beobachtet werden kann – nicht ein 
Teil einer Fraktion stellvertretend für einen abwesenden Teil der Fraktion im Parla-
ment agieren kann. Die Ratsmitglieder sind alle gleichberechtigt und haben das 
Recht, unabhängig von der Meinung ihrer Fraktion im Rat abzustimmen. 
Gemäss dem Prinzip der Unmittelbarkeit ist es zudem unabdingbar, dass das Rats-
mitglied physisch an der Ratsdebatte anwesend ist, da es ansonsten an seiner unver-
fälschten Meinungsbildung gehindert sein kann. Anders als dies in parlamentari-
schen Demokratien bisweilen der Fall ist, laufen im schweizerischen Parlament die 
Debatten nicht nach einem strikten Drehbuch ab, gemäss welchem auch die Ab-
stimmungsresultate bereits vorgegeben sind. Zwar müssen die Anträge vorher einge-
reicht werden. Es ist jedoch immer möglich, dass ein Antrag zurückgezogen wird, 
was Auswirkungen auf die nachfolgenden Anträge hat. Es können zudem Ordnungs-
anträge gestellt werden, welche das Abstimmungsverfahren ändern. In solchen und 
auch anderen Fällen wird bisweilen unter den Ratsmitgliedern diskutiert, wie sie 
sich verhalten wollen. Ein abwesendes Ratsmitglied kann so wesentliche Elemente 

1 v. Wyss, Kommentar zum ParlG, Art. 10, Ziff. 5; siehe auch St-Galler Kommentar,
Art. 159 BV, Ziff. 2.
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der Meinungsbildung verpassen, welche im schweizerischen Parlament auch noch 
kurzfristig während der Ratsdebatte stattfinden kann. Daran ändert auch nichts, 
wenn das Ratsmitglied die Debatte elektronisch verfolgen würde und seinen Ab-
stimmungsentscheid auch kurzfristig mitteilen könnte. 
Wenn dennoch die Möglichkeit des Abstimmens ohne physische Präsenz geschaffen 
werden soll, dann ist sicher eine Lösung, wonach das Ratsmitglied seine Stimme 
ausserhalb des Ratssaals abgeben kann, einer Stellvertretung vorzuziehen. Voraus-
setzung für ein Abstimmen ohne physische Präsenz ist jedoch, dass das Ratsmitglied 
seinen Entscheid möglichst gleichzeitig mit den anderen Abstimmenden kundtun 
kann. 
Obwohl die Stimmabgabe ohne physische Präsenz in mancherlei Hinsicht etwas 
weniger problematisch ist als die stellvertretende Stimmabgabe, wird dadurch eine 
Kategorie von Ratsmitgliedern geschaffen, die über weniger Rechte verfügen als 
ihre anwesenden Kolleginnen und Kollegen. Sie hätten z. B. nicht die Möglichkeit, 
den Rednerinnen und Rednern Fragen zu stellen oder Anträge und Vorstösse einzu-
reichen.  
2.3 Das Schutzkonzept der Bundesversammlung 

Im Oktober 2020 stieg die Zahl der mit Covid-19 infizierten Personen markant an. 
Aufgrund des in der Bundesversammlung geltenden Schutzkonzepts sollte es mög-
lich sein, dass die Bundesversammlung auch bei weiter steigenden Fallzahlen in 
jedem Fall tagen kann. Mit dem Schutzkonzept können Ansteckungen während der 
Parlamentstätigkeit vermieden werden. Kernstück des Schutzkonzeptes sind die 
durch Plexiglasscheiben abgetrennten Sitzplätze in den Ratssälen und Sitzungszim-
mern. Dadurch kann verhindert werden, dass ein Ratsmitglied in Quarantäne muss, 
wenn sich sein Sitznachbar infiziert hat. Wenn die Ratsmitglieder nicht am Platz-
sind, dann müssen sie eine Maske tragen. Auch damit kann verhindert werden, dass 
sie aufgrund von Kontakten ausserhalb des Ratssaals in Quarantäne müssen. Somit 
sollte das in Artikel 159 Absatz 1 BV vorgesehen Quorum für die Verhandlungsfä-
higkeit gewährleistet sein. 
Es ist aber zu befürchten, dass inskünftig mehrere Ratsmitglieder von einer behörd-
lichen Weisung, sich in Isolation oder Quarantäne zu begeben, betroffen sein wer-
den, da sich in ihrem Umfeld infizierte Personen befinden. Auch wenn die Verhand-
lungsfähigkeit kaum gefährdet sein wird, besteht doch die Gefahr, dass das 
Erreichen des absoluten Mehrs gemäss Artikel 159 Absatz 3 der Bundesverfassung 
oder insbesondere bei mehreren Abwesenheitsfällen innerhalb einer Fraktion die 
Repräsentativität der Entscheide in Frage gestellt werden könnte.  
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3 Grundzüge der Vorlage 

3.1 Eine befristete und beschränkte Ausnahme von der 
Teilnahmepflicht für Mitglieder des Nationalrates 

Wie oben dargelegt ist eine nicht physische Teilnahme von Ratsmitgliedern an den 
Verhandlungen und Abstimmungen nur schwer mit den Prinzipien des schweizeri-
schen Parlamentarismus vereinbar. Allerdings geht es auch darum, dass im Falle 
steigender Fallzahlen die Weiterführung eines repräsentativen Parlamentsbetriebs 
gewährleistet werden kann. Es soll deshalb eine zeitlich kurz befristete Lösung 
vorgesehen werden, wonach es von Covid-19 betroffenen Mitgliedern des National-
rates in den kommenden Sessionen möglich sein soll, ihre Stimme ausserhalb des 
Ratssaals abzugeben. Dabei geht es nur um die Teilnahme an Abstimmungen. Eine 
Zuschaltung für die Abgabe von Voten ist nicht vorgesehen, ebenso wenig das 
elektronische Einreichen in Abwesenheit von Anträgen, parlamentarischen Initiati-
ven, Vorstössen und Fragen für die Fragestunde. Das einzige Recht, welches die 
Ratsmitglieder somit aus Distanz wahrnehmen können, ist das Abstimmen, die 
übrigen parlamentarischen Rechte können nur im Ratssaal ausgeübt werden. 
Ebenfalls nicht vorgesehen ist die Teilnahme an Wahlen. Das Wahlgeheimnis könn-
te bei einer Teilnahme an der Wahl in Abwesenheit nicht gewahrt werden. 
Die Möglichkeit des Abstimmens in Abwesenheit soll nur im nach Proporzwahlsys-
tem gewählten Nationalrat gegeben sein. Hier sind die Anforderungen an die partei-
politische Repräsentativität höher als im Ständerat. Kommt hinzu, dass im Ständerat 
die Diskussionskultur eine andere ist: Die Debatten sind offener, da sie nicht nach so 
strikten Regeln erfolgen wie die Nationalratsdebatten, so dass ein auf das Abstim-
men beschränkte abwesendes Ratsmitglied noch stärker gegenüber den Anwesenden 
benachteiligt würde, als dies im Nationalrat der Fall ist. Vor diesem Hintergrund 
rechtfertigt sich in dieser Ausnahmesituation die zeitlich und inhaltlich beschränkte 
unterschiedliche Behandlung der Mitglieder der beiden Räte. 
Es wird vorgeschlagen, das Parlamentsgesetz mit einem neuen Artikel 10a zu ergän-
zen, welcher diese Möglichkeit nur für die Mitglieder des Nationalrates bis und mit 
Herbstsession 2021 vorsieht.  
3.2 Voraussetzungen für eine Teilnahme an 

Abstimmungen ausserhalb des Nationalratssaals 

Die Teilnahme an Abstimmungen, ohne physisch anwesend zu sein, soll nur Mit-
gliedern des Nationalrates erlaubt sein, die von Covid-19 betroffen sind. Dabei 
definieren die Ratsmitglieder nicht selber, ob sie von Covid-19 betroffen sind. «Von 
Covid19 betroffen» heisst, sich gemäss behördlichen Weisungen in Isolation oder 
Quarantäne begeben zu müssen. Eine Quarantäne entspricht behördlichen Weisun-
gen, wenn sie gemäss den Grundsätzen des BAG erfolgt. Gemäss diesen Grundsät-
zen muss eine Person in Quarantäne, wenn ein «enger Kontakt» mit einer infizierten 
Person bestanden hat. Ein «enger Kontakt» hat dann bestanden, wenn sich die Per-
son länger als 15 Minuten ohne Schutz (Hygienemaske oder physische Barriere wie 
Plexiglasscheibe) in einer Distanz von weniger als 1,5 Metern zu einer infizierten 
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Person aufgehalten hat. Betroffene Ratsmitglieder melden dem Ratssekretariat, 
wenn sie diese Bedingungen erfüllen und sich in Quarantäne zu begeben haben. Auf 
Verlangen müssen sie eine behördliche Bestätigung vorlegen. 
Aus Transparenzgründen muss bekannt sein, wenn die Stimme eines Ratsmitglieds 
auf der Abstimmungstafel erscheint, ohne dass es im Nationalratssaal anwesend ist. 
Möchte ein von Covid-19 betroffenes Ratsmitglied also ausserhalb des Ratssaals 
abstimmen, dann muss dies bekannt gegeben werden können. Wenn das Ratsmit-
glied seine Isolation oder Quarantäne für sich behalten möchte, dann gilt es als 
abwesend aufgrund von Krankheit und ihm steht die Möglichkeit der Teilnahme an 
der Abstimmung in Abwesenheit nicht offen. 
Nationalratsmitgliedern, welche andere Erkrankungen aufweisen, verunfallt oder im 
Mutterschaftsurlaub sind, kann die Möglichkeit der nicht physischen Teilnahme an 
Abstimmungen nicht gewährt werden. Diese Ungleichbehandlung rechtfertigt sich 
mit dem Ausnahmecharakter der vorliegenden Regelung: Am Grundsatz der physi-
schen Teilnahme soll festgehalten werden. Die Ausnahme ist nur im Zusammenhang 
mit der vorliegenden Pandemie gerechtfertigt. Es sollen denn auch nur Fälle im 
Zusammenhang mit dieser Pandemie erfasst werden. Von Covid-19 betroffene 
Ratsmitglieder sind aufgrund behördlicher Vorgaben an der Teilnahme an den 
Ratssitzungen verhindert. Bei Krankheit und Unfall hingegen handelt es sich um 
höhere Gewalt. Allenfalls bestehen mithilfe von Medikamenten doch gewisse Teil-
nahmemöglichkeiten. Noch einmal anders sind Abwesenheiten aufgrund von Mut-
terschaft zu beurteilen: Diese Ratsmitglieder haben einen gewissen Spielraum, doch 
an für sie wichtigen Abstimmungen teilzunehmen. 
Die Stimmabgabe aller Abstimmenden wird mit einer elektronischen Abstimmungs-
anlage erfasst. Von Covid-19 betroffene Nationalratsmitglieder sollen die Möglich-
keit erhalten, auf einer dafür eingerichteten Website an den Abstimmungen teilzu-
nehmen, wenn sie sich vorher angemeldet haben. Die Ratsmitglieder erhalten für 
jede Abstimmung eine Link zugeschickt. Wird dieser geöffnet, dann kann die Stim-
me abgegeben werden, welche dann auf der Anzeigetafel des Abstimmungssystems 
im Rat erscheint.  
Schliesslich ist die Frage zu stellen, ob es ab einer bestimmten Anzahl aufgrund von 
Covid-19 abwesender Ratsmitglieder noch sinnvoll ist, wenn die Räte weiter tagen. 
In diesem Fall könnte es angezeigt sein, die Session zu unterbrechen oder zu ver-
schieben. Dabei kann es sich auch nur um die Unterbrechung für ein oder zwei Tage 
handeln oder die Verschiebung um eine Woche. Da die beiden Räte ihre Tätigkeiten 
aufeinander abstimmen müssen (z.B. im Hinblick auf die Vornahme der Schlussab-
stimmungen), braucht es für eine Verschiebung die Zustimmung beider Räte. Die 
entsprechenden Bestimmungen werden in einem neuen Artikel 10b festgehalten.  
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4 Erläuterungen zu einzelnen Artikeln 

4.1 Bundesgesetz über die Bundesversammlung 
vom 13. Dezember 2002 (Parlamentsgesetz ParlG) 

Art. 10a Teilnahme an Abstimmungen im Nationalrat in Abwesenheit 
wegen Covid-19 

Artikel 10 des Parlamentsgesetzes hält die Pflicht zur Sitzungsteilnahme fest. Es 
wird nun in einem neuen Artikel 10a eine Ausnahmenbestimmung eingefügt, welche 
befristet ist. Der Grundsatz, dass die Stimmabgabe von Pult aus mit der elektroni-
schen Abstimmungsanlage zu erfolgen hat, gilt weiterhin. Die Ausnahmebestim-
mung gilt nur für Abstimmungen im Nationalrat, nicht jedoch für Abstimmungen in 
den Kommissionen. Artikel 46 Absatz 1 des Parlamentsgesetzes kommt hier also 
nicht zur Anwendung. Ebenso wenig gilt die Regelung für Abstimmungen in der 
Vereinigten Bundesversammlung sowie bei Wahlen im Rat und in der Vereinigten 
Bundesversammlung. Bei der Vereinigten Bundesversammlung handelt es sich um 
ein eigenes Organ, dem die Mitglieder des Nationalrates und des Ständerates ange-
hören. Es können nicht für die verschiedenen Angehörigen eines Organs unter-
schiedliche Regelungen gelten. 

Abs. 1 
In Absatz 1 soll festgehalten werden, für welchen Zeitraum die Ausnahmeregelung 
gilt und unter welchen Voraussetzungen. Es wird vorgeschlagen, die Ausnahme 
einer Stimmabgabe durch abwesende Mitglieder des Nationalrates bis Ende Herbst-
session 2021 zu ermöglichen. Mit dieser kurzen Zeitspanne wird der Ausnahmecha-
rakter der Bestimmung betont. Bis Ende der Herbstsession 2021 ist man immer noch 
innerhalb der Jahresfrist gemäss Artikel 165 BV. 
Es ist vorgesehen, dass nur in Abwesenheit abstimmen kann, wer gemäss behördli-
chen Weisungen im Zusammenhang mit Covid 19 in Isolation oder Quarantäne ist. 
Als «behördliche Weisung» gelten hier die Kriterien des BAG. Aktuell gilt: Eine 
Quarantäne kann behördlich nur dann angeordnet werden, wenn sich eine Person 
ohne Schutz (Hygienemaske oder Plexiglasvorrichtung) in weniger als 1,5 Meter 
Distanz zu einer infizierten Person aufgehalten hat. So muss z.B. nicht in Quarantä-
ne gehen, wer sich in einem Sitzungszimmer aufhielt, in welchem die Abstände 
gewahrt wurden oder Hygienemasken getragen wurden oder Plexiglaseinrichtungen 
vorhanden waren, auch wenn sich dort gleichzeitig eine infizierte Person aufgehalten 
hat. Ebenso wenig hat sich eine Person in Quarantäne zu begeben, wenn ein Famili-
enmitglied in Quarantäne ist. 
Wer aufgrund sonstiger Krankheit, Unfall oder Mutterschaft entschuldigt ist, ist 
ohne physische Teilnahme nicht zur Abstimmung berechtigt. Dies gilt auch dann, 
wenn ein Ratsmitglied sich freiwillig in Quarantäne begibt. 

Abs. 2 
Absatz 2 hält fest, dass die Mitglieder des Nationalrates, die aufgrund von Covid 19 
an der Sitzung ihres Rates nicht teilnehmen können, das Ratssekretariat am Vortag 
entsprechend zu informieren haben, um ihre Stimmen ohne physische Präsenz 
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abgeben zu können. So wird sichergestellt, dass das Ratssekretariat früh genug über 
die notwendigen Informationen verfügt. In seiner Meldung an das Ratssekretariat 
muss das betreffende Ratsmitglied die Dauer der Quarantäne oder Isolation angeben. 

Abs. 3 
In Absatz 3 wird das Verfahren zur Stimmabgabe in Abwesenheit festgehalten. 
Nachdem die betroffenen Mitglieder des Nationalrates am Vortag der Sitzung dem 
Ratssekretariat ihre Abwesenheit aufgrund von Covid19 gemeldet haben, erfasst das 
Sekretariat die zur Abstimmung in Abwesenheit zugelassenen Ratsmitglieder im 
Abstimmungssystem. Sobald der Präsident das Abstimmungsverfahren im Rat 
eröffnet hat, erhalten die im System entsprechend erfassten Ratsmitglieder einen 
Link. Diesen können sie öffnen und ihre Stimme abgeben. Es wird hier davon aus-
gegangen, dass die Ratsmitglieder die Sorgfaltspflicht beachten und den Link nur 
eigenhändig öffnen und selber die Stimme abgeben werden. Eine entsprechende 
Kontrolle ist, wie bei elektronischen Systemen üblich, nicht möglich. Das Ergebnis 
auf der Anzeigetafel leuchtet auf, wenn alle Abstimmenden erfasst sind. 
Zu Beginn jeder Ratssitzung wird bekannt gegeben, welche Ratsmitglieder in Abwe-
senheit an den Abstimmungen teilnehmen werden. 
Eine Wiederholung der Abstimmung aus technischen Gründen soll ausgeschlossen 
werden. Aufgrund der Verletzlichkeit elektronischer Übermittlungssysteme kann es 
passieren, dass es einem Ratsmitglied nicht gelingt, sein Stimmverhalten zum erfor-
derlichen Zeitpunkt zu übermitteln. Die Ratsverhandlungen werden auch fortgesetzt, 
wenn das System für alle in Abwesenheit Stimmenden ausfällt. Es kann nicht in 
Kauf genommen werden, dass dadurch die Ratsverhandlungen verzögert werden. 
Auch würde es das Vertrauen in die Ratsarbeit nicht stärken, wenn dauernd Ab-
stimmungen wiederholt werden müssen. 

Art. 10b Unterbruch oder Verschiebung der Session 
Abs. 1 
In Absatz 1 wird vorgesehen, dass ein Rat seine Session unterbrechen kann, wenn 
z.B. die Zahl Abwesender zu gross wird. Solange das verfassungsmässig vorgesehe-
ne Quorum erreicht ist, handelt es sich um eine politische Ermessenfrage, wann eine 
Sitzung unterbrochen werden soll. Dabei ist denkbar, dass nur ein Rat seine Session 
vielleicht um einen Tag oder zwei Tage unterbricht. Ein Rat kann für sich die Unter-
brechung der Session im Rahmen der vorgesehenen Kalenderwochen beschliessen. 

Abs. 2 
Denkbar ist auch, dass die Session nach hinten verschoben wird, dass also die Sessi-
on z.B. in der Kalenderwoche nach der ordentlichen Session oder noch später fort-
gesetzt wird. In diesem Fall braucht der Beschluss eines Rates, die Session zu ver-
schieben, die Zustimmung des anderen Rates, ausser es handelt sich um die 
Sondersession eines Rates. Die Arbeit der beiden Räte muss aufeinander abgestimmt 
sein, damit z.B. Differenzbereinigungen und Schlussabstimmungen vorgenommen 
werden können. Somit macht eine Verschiebung nur Sinn, wenn dies beide Räte 
beschliessen. Haben beide Räte einer Verschiebung zugestimmt, liegt es an der 
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Koordinationskonferenz, den Zeitpunkt und die Dauer der verbleibenden Session 
festzulegen.  
5 Finanzielle Auswirkungen 

Die Kosten für Entwicklung, Installation und Betrieb der technischen Vorkehrungen 
für das Abstimmen ausserhalb des Ratssaals werden auf 100 000 Franken geschätzt.  
6 Rechtliche Aspekte 

6.1 Verfassungsmässigkeit 

Die Teilnahme an Abstimmungen des Parlamentes bei Abwesenheit ist weder von 
der Verfassung noch vom Parlamentsgesetz vorgesehen. In Artikel 159 Absatz 1 BV 
ist von der «Anwesenheit» der Ratsmitglieder die Rede. Die Bestimmung könnte so 
ausgelegt werden, dass dies nur für die 101 bzw. 24 Ratsmitglieder notwendig ist, 
welche es braucht, damit das Kriterium der «Mehrheit» erfüllt ist. Allerdings ist eher 
nicht davon auszugehen, dass der Verfassungsgeber der Meinung war, dass 101 
bzw. 24 Ratsmitglieder vor Ort sein müssen und die anderen sich elektronisch zu-
schalten können. Eine klare Verfassungsgrundlage für das hier vorgesehene Vorha-
ben liegt deshalb nicht vor. Die von den beiden Staatspolitischen Kommissionen am 
22. Oktober 2020 durchgeführten Anhörungen haben gezeigt, dass in diesem Fall 
das dringliche Bundesgesetz ohne Verfassungsgrundlage wohl die geeignete Erlass-
form wäre.  
6.2 Erlassform 

Es wird hier deshalb vorgeschlagen, ein dringliches Bundesgesetz gemäss Arti-
kel 165 Absatz 3 BV vorzusehen, wonach keine Verfassungsgrundlage notwendig 
ist. Das Gesetz wird bis am 1. Oktober 2021 befristet. Somit ist die Geltungsdauer 
kürzer als ein Jahr und das Gesetz ist dem obligatorischen Referendum nicht unter-
stellt (Art. 140 Abs. 1 Bst. c BV e contrario). Sollte die Koordinationskonferenz 
es nicht mehr als wünschenswert oder sinnvoll erachten, dass die Möglichkeit des 
Abstimmens in Abwesenheit weiterhin besteht, dann kann sie die vorzeitige Aufhe-
bung des Gesetzes beschliessen. 

Dokument 16



 
 

 
 

 

2020-0744 773 

Verordnung 2  
über Massnahmen zur Bekämpfung des  
Coronavirus (COVID-19) 

(COVID-19-Verordnung 2)  
vom 13. März 2020 

 
Der Schweizerische Bundesrat, 
gestützt auf die Artikel 184 Absatz 3 und 185 Absatz 3 der Bundesverfassung1 
und auf die Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe b, 41 Absatz 1 und 77 Absatz 3 des 
Epidemiengesetzes vom 28. September 20122, 

verordnet: 

1. Abschnitt: Gegenstand und Zweck 

Art. 1 

1 Diese Verordnung ordnet Massnahmen gegenüber der Bevölkerung, Organisatio-
nen und Institutionen sowie den Kantonen an zur Verminderung des Übertragungsri-
sikos und zur Bekämpfung des Coronavirus (COVID-19). 

2 Die Massnahmen dienen dazu: 

a. die Verbreitung des Coronavirus (COVID-19) in der Schweiz zu verhindern 
oder einzudämmen; 

b. die Häufigkeit von Übertragungen zu reduzieren, Übertragungsketten zu un-
terbrechen und lokale Ausbrüche zu verhindern oder einzudämmen; 

c. besonders gefährdete Personen zu schützen; 

d. die Kapazitäten der Schweiz zur Bewältigung der Epidemie sicherzustellen, 
insbesondere zur Aufrechterhaltung der Bedingungen für eine ausreichende 
Versorgung der Bevölkerung mit Pflege und Heilmitteln.  

  

  
1  SR 101 
2 SR 818.101 
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2. Abschnitt: Aufrechthaltung der Kapazitäten in der 
Gesundheitsversorgung, Einschränkungen beim Grenzverkehr 

Art. 2 Grundsatz 
1 Um die Kapazitäten der Schweiz zur Bewältigung der COVID-19-Epidemie auf-
rechtzuerhalten und um insbesondere die Bedingungen für eine ausreichende Ver-
sorgung der Bevölkerung mit Pflege und Heilmitteln zu gewährleisten, müssen 
Massnahmen zur Einschränkung der Einreise von Personen aus Risikoländern oder -
regionen getroffen werden.   

2 Als Risikoländer oder -regionen gelten namentlich Länder und Regionen, die über 
eine gemeinsame Grenze mit der Schweiz verfügen und deren Behörden ausseror-
dentliche Massnahmen zur Verhütung und Bekämpfung der COVID-19-Epidemie 
angeordnet haben. Die Liste der Risikoländer oder -regionen wird im Anhang dieser 
Verordnung veröffentlicht. Das Eidgenössische Departement des Innern (EDI) 
erstellt die Liste und führt sie laufend nach nach Rücksprache mit dem Eidgenössi-
schen Departement für auswärtige Angelegenheiten (EDA). 

Art. 3 Grenzübertritt und Kontrolle 

1 Die für die Grenzkontrolle zuständige Behörde verweigert allen Personen aus 
einem Risikoland oder aus einer Risikoregion die Einreise in die Schweiz, sofern sie 
nicht eine der folgenden Voraussetzungen erfüllen:  

a.  Sie verfügen über das Schweizer Bürgerrecht.  

b. Sie verfügen über ein Reisedokument und einen Aufenthaltstitel gemäss Ab-
satz 2, namentlich eine schweizerische Aufenthaltsbewilligung, eine Grenz-
gängerbewilligung, ein von der Schweiz ausgestelltes Visum oder eine Zusi-
cherung der Aufenthaltsbewilligung.  

c.  Sie haben einen beruflichen Grund für die Einreise in die Schweiz und besit-
zen eine Meldebescheinigung. 

d. Sie führen einen gewerblichen Warentransport aus und besitzen einen Wa-
renlieferschein. 

e.  Sie reisen lediglich zur Durchreise in die Schweiz ein mit der Absicht, direkt 
in ein anderes Land zu reisen. 

f. Sie befinden sich in einer Situation der äussersten Notwendigkeit. 

2 Die betreffenden Personen müssen glaubhaft machen, dass sie eine der obenge-
nannten Bedingungen erfüllen. Die Beurteilung der Notwendigkeit nach Absatz 1 
Buchstabe f liegt im Ermessen der für die Grenzkontrolle zuständigen Behörde. 

3 Entscheide der zuständigen Behörden können sofort vollstreckt werden. Allfällige 
Beschwerden gegen diese Entscheide haben keine aufschiebende Wirkung. Arti-
kel 65 des Ausländer- und Integrationsgesetzes vom 16. Dezember 20053 (AIG) gilt 
sinngemäss.  

  

3 SR 142.20 
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4 Die Strafbestimmungen von Artikel 115 AIG gelten sinngemäss. Bei Verletzung 
der Einreisebestimmung kann zudem ein Einreiseverbot ausgesprochen werden. 

5 Einreisen von Ausländerinnen und Ausländern über die Schengen-Binnen- und  
-Aussengrenzen an den Flughäfen können ebenfalls verweigert werden, wenn keine 
der Voraussetzungen gemäss Absatz 1 Buchstaben a-e erfüllt ist. Das EDI bestimmt 
nach Rücksprache mit dem EDA, bei welchen Risikoländern und -regionen diese 
Massnahme erforderlich ist. Die Absätze 2–4 werden diesfalls analog angewendet. 

Art. 4 Einschränkung des Luftverkehrs 

Das EDI kann den Luftverkehr aus Risikoländern und -regionen nach Artikel 2 
Absatz 2 in die Schweiz aussetzen.  
3. Abschnitt:  
Massnahmen gegenüber der Bevölkerung, Organisationen und 
Institutionen  

Art. 5 Schulen, Hochschulen und weitere Ausbildungsstätten 

1 Präsenzveranstaltungen in Schulen, Hochschulen und übrigen Ausbildungsstätten 
sind verboten.  

2 Prüfungen, für die bereits ein Termin festgelegt wurde, können unter Einhaltung 
geeigneter Schutzmassnahmen durchgeführt werden.  

3 Für die Grundschule können die Kantone Betreuungsangebote vorsehen.  

Art. 6 Veranstaltungen und Betriebe 

1 Es ist verboten, öffentliche oder private Veranstaltungen, bei denen sich gleichzei-
tig 100 oder mehr Personen aufhalten, durchzuführen.  

2 Veranstaltungen unter 100 Personen dürfen durchgeführt werden, wenn folgende 
Präventionsmassnahmen eingehalten werden: 

a. Massnahmen zum Ausschluss von Personen, die krank sind oder sich krank 
fühlen; 

b. Massnahmen zum Schutz von besonders gefährdeten Personen; 

c. Massnahmen zur Information der anwesenden Personen über allgemeine 
Schutzmassnahmen wie Händehygiene, Abstandhalten oder Husten- und 
Schnupfenhygiene; 

d. Anpassung der räumlichen Verhältnisse so, dass die Hygieneregeln einge-
halten werden können. 

3 Die Absätze 1 und 2 gelten gleichermassen für Unterhaltungs- und Freizeitbetrie-
be, namentlich Museen, Sportzentren, Fitnesszentren, Schwimmbäder und Well-
nesszentren.  
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4 Restaurations- und Barbetriebe sowie Diskotheken und Nachtclubs dürfen ein-
schliesslich des Personals nicht mehr als 50 Personen gleichzeitig aufnehmen. Die 
Empfehlungen des Bundesamtes für Gesundheit betreffend Hygiene und sozialer 
Distanz müssen eingehalten werden. 

Art. 7 Ausnahmen  
Die zuständige kantonale Behörde kann Ausnahmen von den Verboten nach den 
Artikeln 5 und 6 bewilligen, wenn:  

a. überwiegende öffentliche Interessen dies gebieten, beispielsweise für Veran-
staltungen zur Ausübung politischer Rechte oder zur Bildung; und 

b. von der Ausbildungsinstitution, der Veranstalterin oder dem Betreiber ein 
Schutzkonzept vorgelegt wird, das die Präventionsmassnahmen nach Artikel 
6 Absatz 2 umfasst. 

Art. 8 Kontrollen der Vollzugsorgane und Mitwirkungspflichten 

1 Die zuständigen kantonalen Behörden können in den Betrieben und an Örtlichkei-
ten jederzeit unangemeldet Kontrollen durchführen.  

2 Die Betreiber und Veranstalter haben den zuständigen kantonalen Behörden den 
Zutritt zu den Räumlichkeiten und Örtlichkeiten zu gewähren. 

3 Die Anordnungen der zuständigen kantonalen Behörden bei deren Kontrollen vor 
Ort sind unverzüglich umzusetzen. 

Art. 9 Vollzug 

Die Kantone überwachen die Einhaltung der Massnahmen nach den Artikeln 5 und 6 
auf ihrem Gebiet.  
4. Abschnitt: Meldepflicht betreffend die Gesundheitsversorgung 

Art. 10 

Die Kantone sind verpflichtet, dem Koordinierten Sanitätsdienst regelmässig Fol-
gendes zu melden:  

a. Gesamtzahl und Auslastung der Spitalbetten; 

b. Gesamtzahl und Auslastung der Spitalbetten, die für die Behandlung von 
COVID-19-Erkrankungen bestimmt sind; 

c. Gesamtzahl und Auslastung der Spitalbetten der Intensivpflege;  

d. Gesamtzahl und Auslastung von Geräten zur extrakorporalen Membran-
oxygenierung (ECMO); 

e. Menge an persönlichem Schutzmaterial, namentlich Hygienemasken, Atem-
schutzmasken, Handschuhe, Überschürze und Schutzbrillen;  
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f. Angaben zur Verfügbarkeit von Medizinal- und Pflegepersonal in Spitälern; 

g. maximale Kapazität, namentlich Gesamtzahl aller Patientinnen und Patien-
ten und Gesamtzahl von COVID-19-Patientinnen und Patienten, die von ih-
ren Spitälern unter Berücksichtigung der verfügbaren Betten und des ver-
fügbaren Personals behandelt werden können.  

5. Abschnitt: Schlussbestimmungen 

Art. 11 Aufhebung eines anderen Erlasses 

Die Verordnung vom 28. Februar 20204 über Massnahmen zur Bekämpfung des 
Coronavirus (COVID-19) wird aufgehoben.  

Art. 12 Inkrafttreten und Geltungsdauer 

1 Diese Verordnung tritt unter Vorbehalt von Absatz 2 am 13. März 2020 um 15.30 
Uhr in Kraft.5  

2 Artikel 5 tritt am 16. März 2020 um 06.00 Uhr in Kraft. 

3 Diese Verordnung gilt unter dem Vorbehalt der Absätze 4 und 5 so lange wie 
nötig, höchstens jedoch für die Dauer von 6 Monaten ab Inkrafttreten. Der Bundes-
rat hebt sie ganz oder teilweise auf, sobald die Massnahmen nicht mehr nötig sind. 

4 Artikel 5 gilt bis zum 4. April 2020. 

5 Die Artikel 6–9 gelten bis zum 30. April 2020. 

13. März 2020 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates 

Die Bundespräsidentin: Simonetta Sommaruga 
Der Bundeskanzler: Walter Thurnherr 

  

4  AS 2020 573 
5  Dringliche Veröffentlichung vom 13. März 2020 im Sinne von Art. 7 Abs. 3 des Publika-

tionsgesetzes vom 18. Juni 2004 (SR 170.512). Infolge technischer Probleme erfolgte  
diese als ausserordentliche Veröffentlichung im Sinne von Art. 17 Abs. 1 der Publikat-
ionsverordnung vom 7. Oktober 2015  (PublV, SR 170.512.1) auf den Internetseiten 
www.ch.ch und bag-coronavirus.ch/downloads/ sowie durch Übermittlung an die  
Einsichtnahmestellen nach Art. 18 PublV. 
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Anhang 
(Art. 2 Abs. 2) 

Liste der Risikoländer und -regionen 

Italien 
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